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SchrAnfr B79 12.03.76 Drs 07/4865 
Dr. Czaja CDU/CSU 

SchrAntw PStSekr Herold BMB 	16189* D 

Anlage 58 

Errichtung einer Wiederaufbereitungsan

-

lage für Kernbrennstoffe in Verbindung mit 
einer Deponie zur Endlagerung radioaktiver 
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Abfälle nicht gegen den Willen der betrof-
fenen Bevölkerung sowie Konsequenzen 
aus dem Protest der Bevölkerung gegen 
die Errichtung einer solchen Anlage im 
Kreis Aschendorf-Hümmling und Verzicht 
auf weitere Bohrversuche in diesem Raum 

SchrAnfr B 80 12.03.76 Drs 07/4865 
Seiters CDU/CSU 

SchrAnfr B81 12.03.76 Drs 07/4865 
Seiters CDU/CSU 

SchrAnfr B82 12.03.76 Drs 07/4865 
Seiters CDU/CSU 

SchrAntw BMin Matthöfer BMFT . . . . 16190* A 

Die Frage B83 — Drucksache 7/4865 vom 
12. 3. 76 — des Abgeordneten Prinz zu 
Sayn-Wittgenstein-Hohenstein (CDU/CSU) 
ist vom Fragesteller zurückgezogen. 

Anlage 59 

Umfang und Themen der von der Bundes-
regierung an die Friedrich-Ebert-Stiftung, 
Bonn, und das Wirtschaftswissenschaftliche 
Institut des DGB (WSI), Düsseldorf, seit 
1969 vergebenen Forschungsaufträge, Gut-
achten und Studien 

SchrAnfr B84 12.03.76 Drs 07/4865 
Benz CDU/CSU 

SchrAnfr B85 12.03.76 Drs 07/4865 
Benz CDU/CSU 

SchrAntw BMin Matthöfer BMFT . . . . 16190* C 

Anlage 60 

Umfang der Geräte zur Überwachung kern-
technischer Anlagen in der Bundesrepublik 
Deutschland und Beurteilung der Bemer-
kungen der Gesellschaft für Kernforschung 
in ihrem Jahresbericht 1974 sowie existie

-

rende Kontrollen kerntechnischer Anlagen 
in den EG-Ländern und Art der Kontrolle 
ziviler Anlagen der Kernwaffenstaaten des 
Atomwaffensperrvertrages 

SchrAnfr B86 12.03.76 Drs 07/4865 
Engelsberger CDU/CSU 

SchrAnfr B87 12.03.76 Ors 07/4865 
Engelsberger CDU/CSU 

SchrAntw BMin Matthöfer BMFT . . . . 16190* D 

Anlage 61 

Einhaltung der Gesetze sowie des Ratio-
nalisierungsschutz-Tarifvertrags für Ange-
stellte und Erstellung eines Sozialplans an-
läßlich der Verlegung der Abteilung lin-
guistische Datenverarbeitung Bonn des In-
stituts für Deutsche Sprache und der Auf-
lösung der Forschungsgruppe Limas Bonn 
der Fraunhofergeselischaft München 

SchrAnfr B88 12.03.76 Drs 07/4865 
Dr. Franz CDU/CSU 

SchrAntw BMin Matthöfer BMFT . . . . 16191* C 

Anlage 62 

Bereitstellung weiterer Mittel zur Bekämp-
fung konjunkturbedingter Jugendarbeitslo-
sigkeit über die 35 Millionen DM des Son-
derprogramms zugunsten der Sicherung 
von Ausbildungsplätzen in der gewerbli-
chen Wirtschaft hinaus 

SchrAnfr B89 12.03.76 Drs 07/4865 
Dr. Wernitz SPD 

SchrAntw PStSekr Dr. Glotz BMBW . . . 16191* D 

Anlage 63 

Besetzung vakanter Zahnarztsitze mit 
schwedischen Zahnärzten durch die kassen-
ärztlichen Vereinigungen; von der Bundes-
regierung beabsichtigte Konsequenzen 

SchrAnfr B90 12.03.76 Drs 07/4865 
Simpfendörfer SPD 

SchrAntw PStSekr Dr. Glotz BMBW . . . 16192* A 





Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 231. Sitzung. Bonn, Freitag, den 19. März 1976 	16129 

231. Sitzung 

Bonn, den 19. März 1976 

Beginn: 9.02 Uhr 

Präsident Frau Renger: Die Sitzung ist eröffnet. 

Folgende amtliche Mitteilungen werden ohne Ver-
lesung in den Stenographischen Bericht aufgenom-
men: 

Der Bundeskanzler hat mit Schreiben vom 19. März 1976 die 
Stellungnahme des Bundesrates zum Entwurf eines Vierten 
Gesetzes zur Änderung des Atomgesetzes (AtG) übersandt. Sein 
Schreiben wird als Drucksache 7/4911 verteilt. 

Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 
17. März 1976 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Evers, 
Dr. Schäuble, Vogel (Ennepetal), Frau Hürland, Röhner, Till-
mann, Biehle, Weber (Heidelberg), Dr. Kraske, Stücklen, 
Dr. Riedl (München) und Genossen und der Fraktion der CDU/ 
CSU betr. Maßnahmen und Förderung der Stiftung Deutsche 
Sporthilfe e. V. — Drucksache 7/4619 — beantwortet. Sein Schrei-
ben wird als Drucksache 7/4904 verteilt. 

Der Bundesminister für Verkehr und für das Post- und Fern-
meldewesen hat mit Schreiben vom 11. März 1976 unter Bezug-
nahme auf § 17 Abs. 5 Postverwaltungsgesetz den Voranschlag 
der Deutschen Bundespost für das Redinungsjahr 1976 über-
sandt. Der Voranschlag liegt im Archiv zur Einsichtnahme aus. 

Überweisung von EG-Vorlagen 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Be-
schluß des Bundestages vom 25. Juni 1959 die nachstehenden 
Vorlagen überwiesen: 

Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung einer Er-
hebung über die Verdienste der ständig in der Landwirt-
schaft beschäftigten Arbeiter (Drucksache 7/4859) 

überwiesen an den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
(federführend), Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, Innenausschuß mit der Bitte um Vorlage des Berichts 
rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2051/74 des Rates vom 1. August 1974 über die 
Zollregelung für bestimmte Erzeugnisse mit Ursprung in 
und Herkunft aus den Färöer (Drucksache 7/4881) 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschluß-
fassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur Errichtung einer Euro-
päischen Ausfuhrbank (Drucksache 7/4882) 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft (federführend), 
Finanzausschuß, Haushaltsausschuß mit der Bitte um Vorlage 
des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung 
im Rat 

Mitteilung betreffend eine Nahrungsmittel-Soforthilfe in 
Form von Getreide und Butteröl zugunsten der betroffenen 
Bevölkerungskreise Zyperns (Drucksache 7/4884) 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) Nr. 348/76 des Rates vom 17. Februar 
1976 über die infolge der Versorgungsschwierigkeiten bei 
Kartoffeln zu treffenden Maßnahmen 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts innerhalb eines 
Monats, wenn im Ausschuß Bedenken gegen den Vorschlag 
erhoben werden 

Meine Damen und Herren, ich rufe Punkt 30 der 
Tagesordnung auf: 

Beratung des Agrarberichts 1976 der Bundes-
regierung 

— Drucksachen 7/4680, 7/4681 — 

Überweisungsvorschlag d. Ältestenrates: 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(federführend) 

Haushaltsausschuß 

Das Wort hat der Herr Bundesminister Ertl. 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Der Agrarbericht 1976 zeigt, daß sich in der 
Landwirtschaft nach einem Jahr stagnierender Ein-
kommen eine Verbesserung der wirtschaftlichen Si-
tuation abzeichnet. Im Wirtschaftsjahr 1974/75 ist in 
den Vollerwerbsbetrieben das Reineinkommen je 
Familienarbeitskraft um 6,2 % angestiegen. Noch 
günstiger werden sich die Einkommen im laufenden 
Wirtschaftsjahr 1975/76 entwickeln. Wir erwarten 
nach den vorliegenden Informationen über die Preis-
und Mengenentwicklung eine Einkommenssteige-
rung von mindestens 19 %. Diese Vorschätzung ist 
keineswegs zu optimistisch, insbesondere wenn Sie 
bedenken, daß die landwirtschaftlichen Erzeuger-
preise bereits im ersten Halbjahr des Wirtschafts-
jahres 1975/76 um knapp 17 % angestiegen sind. 
Der Preisanstieg für landwirtschaftliche Betriebsmit-
tel flachte sich dagegen im gleichen Zeitraum auf 
5,9 % ab. 

Die deutsche Landwirtschaft hat die Folgewirkun-
gen der Energie- und Rohstoffverteuerung, auf die 
ich in diesem Hohen Hause im vorigen Jahr hinge-
wiesen habe, besser als vielfach erwartet überwun-
den. Für mich ist dies ein überzeugender Beweis 
ihrer Leistungs- und Anpassungsfähigkeit und zu-
gleich auch Erfolg und Bestätigung einer konsequen-
ten Stabilitätspolitik, die Bundesregierung und Bun-
desbank in den letzten Jahren betrieben haben. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Um Mißverständnissen und Fehlinterpretationen 
vorzubeugen, erlauben Sie mir hier eine Klarstel-
lung: Die Abgrenzung der Testbetriebe des Agrar-
berichts erfolgt nicht willkürlich, wie immer wieder 
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behauptet wird — ich darf hinzufügen: alle Jahre 
wieder, insbesondere dann, wenn es sich um gün-
stigere Agrarberichte handelt —, sie ergibt sich 
vielmehr aus § 4 des Landwirtschaftsgesetzes. Da-
nach hat die Feststellung der Ertragslage von Be

-

trieben auszugehen, die — und nun zitiere ich 
wörtlich — 

bei ordnungsmäßiger Führung die wirtschaft-
liche Existenz einer bäuerlichen Familie nach-
haltig gewährleisten. 

Im übrigen sehe ich die Objektivität dieses Lage-
berichts, den es in dieser Gründlichkeit für keinen 
anderen Wirtschaftsbereich gibt, auch durch die 
enge Zusammenarbeit meiner Mitarbeiter mit den 
Vertretern der Wissenschaft und des Berufsstandes 
gesichert. Allen, insbesondere auch den Testbe-
triebslandwirten, möchte ich an dieser Stelle meinen 
besonderen Dank aussprechen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das Hauptaugenmerk des Agrarberichts gilt zwar 
dem Bereich der Vollerwerbslandwirtschaft, auf den 
etwa 80 % der Verkaufserlöse entfallen, darüber 
hinaus bemühen wir uns jedoch auch, die Lage der 
Zu- und Nebenerwerbslandwirte darzustellen und 
die Materialgrundlage für diese Betriebsgruppe 
fortlaufend zu verbessern. Wir tragen damit der 
Tatsache Rechnung, daß es d i e Landwirtschaft 
nicht gibt und Einkommensvergleiche innerhalb der 
Landwirtschaft und mit der übrigen Wirtschaft einer 
differenzierten Betrachtung bedürfen. 

Die relativ günstige Einkommensentwicklung und 
die gerade auch im Interesse der Landwirtschaft 
notwendige Stabilisierung des allgemeinen Preis-
niveaus waren für uns die ausschlaggebenden Ko-
ordinaten für die Brüsseler Preisverhandlungen. 
Lassen Sie mich zunächst hierzu einige Anmerkun-
gen machen. 

Das Ergebnis der Preisbeschlüsse für das Wirt-
schaftsjahr 1976/77 stellt nach schwierigen Ver-
handlungen, wie ich meine, einen fairen Kompro-
miß dar. Für die Bundesrepublik ergibt sich aus den 
Preisbeschlüssen eine durchschnittliche Anhebung 
der Marktordnungspreise um 4,8 %. 

Um der unterschiedlichen Kostenentwicklung in 
den Mitgliedstaaten zu entsprechen, war wiederum 
eine Anpasssung der „grünen" Paritäten notwendig. 
Durch einen proportional gleichen Abbau des 
Grenzausgleichs für die Aufwertungsländer wurde 
eine Lösung erreicht, die gegenüber den Kommis-
sionsvorschlägen ausgewogener ist, die Wett-
bewerbsverzerrungen im Warenverkehr vermeidet 
und damit eine Benachteiligung der deutschen Land-
wirtschaft ausschließt. 

Besonders schwierig war die Verhandlungssitua-
tion bei Milch und Wein. Der erzielte Kompromiß 
kann nicht in jeder Hinsicht befriedigen. Wenn er 
trotzdem unsere Zustimmung gefunden hat, so vor 
allem aus zwei Gründen: Ein Scheitern der Verhand-
lungen hätte einer weiteren politischen Radikali-
sierung in einigen Regionen der Gemeinschaft Vor-
schub geleistet. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Hier zeigt sich wieder einmal, daß agrarpolitische 
Kompromisse häufig auch Beiträge zur Stabilisie-
rung der Gemeinschaft nach innen und außen sind. 
Ich werde später noch darauf zurückkommen. 

Zweitens haben die Kompromißregelungen den 
Weg für längerfristige Lösungen offengehalten. Ich 
erinnere nur an die Nichtvermarktungsprämie für 
Milch ab Juli 1976 und an die finanzielle Beteiligung 
der Milcherzeuger, die vor dem 1. September 1976 
beschlossen werden soll. Ich will davon absehen, 
meine Damen und Herren, die Preisbeschlüsse hier 
im einzelnen zu erläutern. 

Zu den Auswirkungen der Beschlüsse erlauben 
Sie mir allerdings noch einige Bemerkungen. Wenn 
in diesen Tagen Meldungen verbreitet wurden, die 
Brüsseler Preisbeschlüsse würden die Lebenshal-
tungskosten um 2 % verteuern, so muß ich darin 
eine Irreführung der Offentlichkeit sehen. Wir be-
schließen in Brüssel nicht über die Anhebung von 
Erzeugerpreisen und erst recht nicht über die Erhö-
hung von Verbraucherpreisen. Was von der Anhe-
bung der Marktordnungspreise beim Erzeuger an-
kommt und welche Auswirkungen sich auf die Ver-
braucherpreise ergeben, entscheidet letztlich der 
Markt. Berechnungen in meinem Haus ergeben, daß 
die landwirtschaftlichen Erzeugerpreise voraussicht-
lich um durchschnittlich 2 % ansteigen werden. Die 
Nahrungsmittelpreise dürften sich dadurch um etwa 
1 % und die Lebenshaltungskosten insgesamt um 
etwa 0,2 bis 0,3 % erhöhen. Ich glaube, daß diese 
Preisbeschlüsse somit durchaus stabilitätskonform 
sind. 
Meine Damen und Herren, die Erfahrungen der 

diesjährigen Preisrunde haben wieder einmal be-
stätigt, wie schwierig es geworden ist, unter neun 
Beteiligten bei unterschiedlicher wirtschaftlicher 
Ausgangslage und Entwicklung einen gemeinsamen 
Nenner für agrarpolitische Entscheidungen zu fin-
den. Die Probleme haben sich potenziert; ihre Ur-
sachen jedoch liegen in der Weichenstellung frühe-
rer Jahre. 

Bei meinem Amtsantritt im Jahre 1969 waren die 
wichtigsten Entscheidungen in der EG-Agrarpolitik 
bereits gefallen. Das System der Marktordnungen 
war so gut wie abgeschlossen. Auch in der Struktur-
politik waren mit der Entschließung aus dem Jahre 
1967 die Weichen gestellt. Eines jedoch war verges-
sen bzw. nicht gesehen worden, nämlich daß die 
ökonomische Geschäftsgrundlage des gemeinsamen 
Agrarmarktes nicht stimmte, d. h., daß unverändert 
fixe Wechselkurse nicht aufrechterhalten werden 
konnten. 
Eine der ersten Amtshandlungen der soziallibera-

len Koalition bestand 1969 darin — und sie war aus 
konjunkturpolitischen Gründen zwingend —, die zu 
lange geduldete Unterbewertung der D-Mark mit 
den bekannten Folgen einer konjunkturellen Über-
hitzung und Überstrapazierung des Arbeitsmarktes 
zu korrigieren. Zur Absicherung der Landwirtschaft 
haben wir damals gegen vielfältige Widerstände 
den Aufwertungsausgleich für die deutsche Land-
wirtschaft durchgesetzt und länger, als zunächst vor-
gesehen, fortgeführt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
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Im Rahmen dieses Ausgleichs werden der deutschen 
Landwirtschaft bis zum Jahre 1981 insgesamt etwa 
12 Milliarden DM zufließen. 

Im Jahre 1971 haben wir aus der wirtschafts- und 
währungspolitischen Labilität in der Gemeinschaft 
die Konsequenz gezogen und mit dem Grenzaus-
gleichssystem ein unerläßliches neues Stützelement 
in die gemeinsame Agrarpolitik eingeführt. Diese 
Klammer hat sich als ein brauchbares Regulativ er-
wiesen. Es erfordert allerdings eine flexible Hand-
habung als Voraussetzung dafür, daß die Gemein-
schaft auf dem Agrarsektor funktionsfähig bleibt. 
Auch bei dem jüngsten Ausscheiden des französi-
schen Franc aus der europäischen „Währungs-
schlange" hat sich dieses Instrument erneut bewährt. 
Für Frankreich wird in Kürze ein Grenzausgleich 
festgesetzt, und zwar nach dem Ausmaß der Abwer-
tung des Franc gegenüber den Blockwährungen. 

Trotz dieser Schwierigkeiten gibt es vielfältige 
Anzeichen dafür, daß die deutsche Landwirtschaft 
im gemeinsamen Agrarmarkt ihre Stellung gut be-
haupten konnte. Der steigende Export deutscher 
Qualitätserzeugnisse liefert hierfür einen schlagen-
den Beweis. Im Zeitraum von 1969 bis 1975 hat sich 
die Ausfuhr deutscher Ernährungsgüter auf 10,4 Mil-
liarden DM erhöht und damit nahezu verdreifacht. 
Selbst unter Ausschaltung der Preissteigerungen 
ergibt sich ein Anstieg der Exporte von 126 %. 

Die Preispolitik ist Eckpfeiler der landwirtschaft-
lichen Einkommenspolitik. Die Bundesregierung hat 
danach gehandelt. Seit 1970/71 wurden die Markt-
ordnungspreise für die Bundesrepublik um durch-
schnittlich 6 % je Jahr angehoben. Und wenn sich 
die deutschen Landwirte und ihre Berufsvertreter 
heute uneingeschränkt zu Europa und zum gemein-
samen Agrarmarkt bekennen, was mich sehr freut, 
so ist das für mich auch eine Bestätigung dafür, 
daß die Interessen der deutschen Landwirtschaft von 
dieser Regierung in Brüssel gut vertreten worden 
sind. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir sollten freilich auch Fehlentwicklungen nicht 
verschweigen. Der finanzielle Aufwand für die ge-
meinsame Agrarpolitik ist in einigen Bereichen an 
die Grenze des Vertretbaren gestoßen. Die Bundes-
regierung hat in ihrer Bestandsaufnahme eindring-
lich auf diese Probleme hingewiesen und Lösungs-
möglichkeiten aufgezeigt. Lösungen können jedoch 
nur partnerschaftlich gefunden und durchgesetzt 
werden. 

Hierin sehe ich die eigentlichen Schwierigkeiten 
der gemeinsamen Agrarpolitik, die zunehmend auch 
zu einem Stück europäischen Finanzausgleich ge-
worden ist. Mit Hilfe der Agrarpolitik sollen regio-
nale Ungleichgewichte abgebaut, soll politische Sta-
bilität in vielen Regionen der Gemeinschaft erreicht 
werden. Die sich daraus ergebenden Kosten können 
nicht allein der Agrarpolitik angelastet werden. Sie 
sind vielmehr zwangsläufig Folge einer Integra-
tionspolitik, die einen weitgehend isolierten gemein-
samen Agrarmarkt geschaffen hat, ohne ausrei-
chende Absicherung und Unterstützung in anderen 
Politbereichen. 

Strukturprobleme und insbesondere das Klein-
bauernproblem in bestimmten Teilen der Ge-
meinschaft, meine Damen und Herren, sind niemals 
allein über die Preispolitik zu lösen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

Deshalb sehe ich die Funktionsfähigkeit der gemein-
samen Agrarpolitik auf Dauer nur dann gewährlei-
stet, wenn sie in den Mitgliedstaaten durch eine 
wirksame Struktur-, Sozial- und Regionalpolitik er-
gänzt wird. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

In den strukturschwachen Regionen ist es deshalb 
unabdingbar, Erwerbsalternativen zu schaffen. Sie 
eröffnen den Inhabern kleiner Betriebe mit unzu-
reichender Produktionskapazität die Möglichkeit der 
Einkommenskombination. Nur auf diesem Wege 
wird es letztlich gelingen, soziale Unruhe in den Pro-
blemregionen zu vermeiden. Die Radikalisierung, 
die wir gerade in den letzten Wochen in einigen 
Gebieten der Gemeinschaft erlebt haben, macht uns 
die Tragweite dieses Problems bewußt. 

In der Bundesrepublik sind die Anpassungspro-
bleme der Landwirtschaft durch eine konsequente, 
auf die Entwicklung des ländlichen Raumes ausge-
richtete Strukturpolitik erheblich erleichtert worden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Vor allem durch 
die Eisenbahnpläne!) 

Wer die Bauern auf dem Lande halten will, muß 
ihnen dort Möglichkeiten zur Einkommenskombina-
tion bieten. Eine andere Alternative gibt es nicht. 
So haben wir von 1969 bis 1975 in den ländlichen 
Gebieten über 600 000 Arbeitsplätze geschaffen. 

(Dr. Schweitzer [SPD] : Hört! Hört!) 

Durch ein differenziertes Bildungsangebot ist eine 
größere Chancengleichheit für die Jugend auf dem 
Lande und zugleich eine verbesserte berufliche Mo-
bilität erreicht worden. Im Jahre 1969, als die so-
zialliberale Koalition die Regierungsverantwortung 
übernahm, fehlte es an einer ausreichenden sozialen 
Absicherung des Anpassungsprozesses der Landwirt-
schaft und an einem zielgerichteten Strukturpro-
gramm. 

(Beifall bei der SPD) 

Neue agrarpolitische Konzeptionen waren zwar dis-
kutiert, die notwendigen politischen Entscheidungen 
waren jedoch nicht getroffen. In Brüssel hingen 
immer noch die utopischen Strukturvorstellungen 
von Mansholt drohend über der deutschen und der 
europäischen Landwirtschaft. 

In dieser schwierigen Zeit haben wir mit dem ein-
zelbetrieblichen Förderungs - und sozialen Ergän-
zungsprogramm in der Agrarpolitik neue Akzente 
gesetzt. Das Prinzip der gezielten strukturpolitischen 
Förderung aller Betriebsgruppen bei umfassender 
sozialer Absicherung fand Eingang in die praktische 
Agrarpolitik und wurde zum Leitbild der Agrar-
strukturpolitik in zahlreichen Industrieländern der 
Welt und auch innerhalb der Gemeinschaft. Dieses 
Konzept wurde in den folgenden Jahren durch ver-
schiedene Maßnahmen ergänzt und zu einem ge-
schlossenen Förderungsprogramm ausgebaut. In die- 
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sem Zusammenhang möchte ich besonders hinweisen 
auf das Programm für die Nebenerwerbslandwirte, 
die Aufstiegshilfe und die besondere Förderung der 
Landwirtschaft in Berggebieten und in anderen be-
nachteiligten Gebieten. 

Mit der Verabschiedung des Bundeswaldgesetzes 
fanden die Bemühungen um ein länderübergreifen-
des Forstgesetz einen erfolgreichen Abschluß. Auch 
Naturschutz und Landschaftspflege haben für uns 
einen hohen politischen Stellenwert. Wir hoffen zu-
versichtlich, mit dem entsprechenden Gesetz alsbald 
bundeseinheitliche Rahmenbedingungen für diese 
wichtige Aufgabe zu schaffen. 

Im Rahmen der Strukturpolitik ist dem Küsten-
schutz, der nicht nur der Landwirtschaft, sondern al-
len Anliegern hinter den Deichen zugute kommt, ein 
bevorzugter Raum eingeräumt worden. Dies zeigt 
sich unter anderem auch darin, daß die für die 
Durchführung des Küstenschutzes notwendigen Aus-
gaben im Haushalt besonders herausgestellt sind. 

Die genannten Maßnahmen zur Erleichterung des 
strukturellen Anpassungsprozesses können nur dann 
mit der gewünschten Breitenwirkung zum Tragen 
gebracht werden, wenn ein soziales Sicherungsnetz 
besteht. Gerade in diesem Bereich sprechen die Lei-
stungen dieser Bundesregierung für sich. Im Jahre 
1975 stellte der Bund für die soziale Sicherung der 
Landwirte mehr als 2,5 Milliarden DM bereit. 1969 
waren es lediglich knapp 850 Millionen DM. In sechs 
Jahren wurde somit der Mittelaufwand verdreifacht. 

(Wehner [SPD] : Hört! Hört!) 

Hinter diesen Zahlen verbergen sich so wichtige 
soziale Verbesserungen wie die längst überfällige 
Einführung eines gesetzlichen Schutzes der selbstän-
digen Landwirte vor Krankheit, die fortlaufende 
Anpassung der Altersgelder an die Entwicklung der 
Löhne und Gehälter, Hilfen für Voll- und Halbwai-
sen in der Landwirtschaft, eine Zusatzversorgung für 
die landwirtschaftlichen Arbeitnehmer. 

Gerade auch unter Berücksichtigung der neuen, 
für Landwirte überaus vorteilhaften Kindergeldre-
gelung kann heute nicht mehr die Rede von einer 
sozialen Disparität der deutschen Landwirte zu ande-
ren Bevölkerungsgruppen und den Landwirten an-
derer Mitgliedstaaten sein. 

(Beifall bei der FDP und SPD) 

Die staatlichen Leistungen zur sozialen Sicherung 
der Landwirte sind aber auch ein nicht zu unter-
schätzender Beitrag zur Kostenentlastung für den 
gegenwärtigen Betriebsinhaber und zur Verbesse-
rung der betrieblichen Liquidität. 

Eine Agrarpolitik, die auf Erhaltung einer lei-
stungsfähigen Landwirtschaft ausgerichtet ist, dient 
zugleich einer kontinuierlichen und preisgünstigen 
Versorgung der Verbraucher mit Nahrungsmitteln. 
Umgekehrt liegt es im ureigenen Interesse der Land-
wirtschaft, wenn eine kaufkräftige Nachfrage be-
steht und stabile Verbraucherpreise gewährleistet 
sind. 

Die Pro-Kopf-Einkommen der Landwirte haben 
sich in den zurückliegenden Jahren — wie im Agrar-

bericht 1976 nachzulesen ist — günstig entwickelt. 
Zwar hatte es zu allen Zeiten von Jahr zu Jahr er-
hebliche Einkommensschwankungen gegeben, im 
Durchschnitt ist jedoch von 1968/69 bis 1975/76 in 
den landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetrieben das 
Reineinkommen je Familienarbeitskraft jährlich um 
11 % angestiegen. Damit war der Einkommensan-
stieg in der Landwirtschaft sogar etwas höher als 
die durchschnittliche jährliche Zuwachsrate des ge-
werblichen Vergleichslohns, die im gleichen Zeit-
raum 10,6 % erreichte. 

Auch die Verbraucher, meine Damen und Herren, 
sind mit der Agrarpolitik in den letzten Jahren nicht 
schlecht gefahren — und das in einer Zeit, da die 
Weltagrarmärkte durch Knappheit, starken Preisan-
stieg und zum Teil extreme Preisschwankungen ge-
kennzeichnet waren. 

Es ist auch nicht zu bestreiten, daß die Verbrau-
cher gerade in der letzten Zeit für eine Reihe von 
Nahrungsmitteln tiefer in die Tasche greifen muß-
ten. Dies ist jedoch vor allem die Folge zyklischer 
und saisonaler Preisausschläge auf den Märkten. 
Es hat nichts mit den bestehenden Agrarmarktord-
nungen zu tun. Die vielgescholtene Markt- und 
Preispolitik der Gemeinschaft hat vielmehr länger-
fristig zur Preisstabilisierung beigetragen und die 
Versorgung der Verbraucher zu angemessenen Prei-
sen gewährleistet. 

Ich möchte nur darauf hinweisen, daß in unserem 
Lande im Zeitraum von 1970 bis 1975 der Preisindex 
für Ernährungsgüter schwächer angestiegen ist als 
der Preisindex für die Lebenshaltung insgesamt. 

Im Vergleich mit anderen Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft hatten wir die geringsten Steigerun-
gen bei den Verbraucherpreisen für Nahrungsmittel 
zu verzeichnen. Dabei war es gerade ein Anliegen 
deutscher Politik, Qualität und Gesundheitswert der 
Nahrungsmittel fortlaufend zu verbessern. 

Das wachsende gegenseitige Verständnis zwi-
schen Erzeugern und Verbrauchern ist in der letzten 
Zeit leider immer wieder durch überzogene Kritik 
an der Überproduktion in einigen Bereichen ge-
trübt worden. Ohne diese Dinge bagatellisieren zu 
wollen, habe ich in zahlreichen Diskussionen ge-
rade mit Städtern erlebt, daß eine breite Offent-
lichkeit eine sichere Versorgung einschließlich der 
erforderlichen Vorratshaltung zu schätzen weiß. Je-
der von uns, der die Hungerjahre der Kriegs- und 
Nachkriegszeit am eigenen Leibe erfahren hat, wird 
mir zustimmen, daß es leichter ist, mit dem Über-
schuß als mit dem Mangel fertig zu werden. 

Dies gilt insbesondere mit dem Blick auf die 
nach wie vor ungelösten Welternährungsprobleme. 
Die Welt lebt — wie mein Vorgänger im Amt schon 
1969 in seinem Buch festgestellt hat — nach wie vor 
zwischen Hunger und Überfluß. Wir sind aufgerufen 
— schon allein aus humanitären Gründen —, die 
Kluft zwischen Arm und Reich zu verringern. 

Ich möchte diesen Komplex nicht abschließen, 
ohne auch die Leistungen einiger anderer Be-
reiche der Agrarwirtschaft schlaglichtartig anzu-
sprechen, deren wirtschafts- und gesellschaftspoli-
tische Bedeutung nicht unterschätzt werden sollte. 
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Bundesminister Ertl 
Die deutsche Seefischerei steht vor dem Problem, 

auch zukünftig Zugang zu ausreichenden Fanggrün-
den zu haben. Für die preisgünstige Versorgung mit 
Fisch und Fischereierzeugnissen ist dies unerläßlich. 
Das deutsch-isländische Abkommen über die Fische-
rei in den Gewässern um Island hat auch unter die-
sem Aspekt große Bedeutung. 

In den Wein- und Gartenbaubetrieben können wir 
im langjährigen Durchschnitt eine durchaus erfreu-
liche Einkommensentwicklung feststellen. Im Wein-
bau läßt die mengen- und qualitätsmäßig gute Ernte 
des Jahres 1975 eine erhebliche Verbesserung der 
Einkommenssituation erwarten. Im Gartenbau ha-
ben sich Probleme in den Unterglasbetrieben durch 
die drastische Energieverteuerung ergeben. Hier ha-
ben die Hilfen der Bundesregierung einen wirksa-
men Ausgleich geschaffen. 

Die Forstwirtschaft hat neben ihren ökonomi-
schen Aufgaben wichtige Schutz- und Erholungs-
funktionen für die Gesamtbevölkerung. Sie kann 
diesen Aufgaben nur dann zufriedenstellend gerecht 
werden, wenn ihre Belastungen in Grenzen bleiben. 
Der Bund gewährt deshalb nicht nur im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe gezielte Hilfen. Unter ande-
rem hat der Bund auch zur Förderung der Wieder-
aufforstung von Sturmschadensflächen seit 1972 
mehr als 80 Millionen DM bereitgestellt. 

Gestatten Sie nach dieser Bilanz über sieben 
Jahre Agrarpolitik noch einige kurze Anmerkungen 
zu den Problemen der vor uns liegenden Jahre. Ich 
spreche diese Fragen vor allem deshalb an, weil ich 
mir von dieser Debatte Denkanstöße und Lösungs-
ansätze für die vielfältigen Probleme erhoffe, die 
wir in den nächsten Jahren gemeinsam lösen müs-
sen. 

Einmal sind die sich deutlich abzeichnenden Ver-
änderungen der volkswirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen in Rechnung zu stellen. Zum anderen 
müssen wir aber auch die künftige Entwicklung der 
Europäischen Gemeinschaft kritisch beleuchten. 

Die weltweite Rezession im Gefolge der Energie-
krise von 1973 hat zu einem abflachenden Wirt-
schaftswachstum, zu hohen Inflationsraten, zu Zah-
lungsbilanzungleichgewichten und zu einer kon-
junkturell und strukturell bedingten Arbeitslosig-
keit geführt. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist im internatio-
nalen Vergleich mit diesen Problemen noch am 
besten fertig geworden. Dies hat sich auch positiv 
auf die Landwirtschaft ausgewirkt. Die Kosten-
belastung war erheblich geringer als in anderen EG-
Mitgliedstaaten. Die befürchtete Zangenbewegung, 
nämlich ein Rückgang der monetären Nachfrage 
nach hochwertigen Agrarprodukten bei gleichzeiti-
ger Verstärkung des Angebots infolge Stagnation 
des Strukturwandels, ist nicht oder zumindest nur 
in abgeschwächter Form eingetreten. 

Als besonders schwerwiegend, wenn auch in sei-
nen Konsequenzen für die Landwirtschaft noch 
nicht voll überschaubar, beurteile ich das Problem 
der strukturellen Arbeitslosigkeit. Die OECD hat 
erst kürzlich ein relativ düsteres Bild für die west-
lichen Industrieländer gezeichnet. Ich sehe in den 

Auswirkungen auf die Landwirtschaft vor allem 
zwei Probleme: Erstens werden die Möglichkeiten 
zur Aufnahme einer außerlandwirtschaftlichen Er-
werbstätigkeit und damit zur Einkommenskombi-
nation nicht mehr im selben Ausmaß zunehmen wie 
bisher. Zweitens werden viele Betriebe in ihrem 
Entwicklungsspielraum eingeschränkt, weil die 
Möglichkeiten der Rationalisierung durch Flächen-
erweiterung oder durch Senkung des Arbeitskräfte-
besatzes geringer werden. 

Um so mehr müssen wir in Zukunft die Chancen 
eines wieder einsetzenden Wirtschaftswachstums 
nutzen und durch Intensivierung der regionalen 
Wirtschaftspolitik neue Arbeitsplätze in ländlichen 
Räumen schaffen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dies mag vielen heute als nicht schlüssig oder an-
gesichts der Arbeitsmarktsituation gar als anachro-
nistisch erscheinen. Ich halte aber gleichwohl eine. 
Aktivierung der regionalen Wirtschaftspolitik für 
zwingend. Denn die fortschreitende Konzentration 
in den Ballungsgebieten führt nicht nur zu un-
erträglichen Belastungen der Umwelt und der Infra-
struktur in diesen Gebieten, sie übersteigt offenbar 
auch die Finanzkraft der betroffenen Gemeinden, 
wie die wirtschaftliche Situation vieler Städte heute 
deutlich macht. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Späte 
Erkenntnis!) 

Auch aus gesellschaftspolitischen Gründen ist ein 
regional ausgeglicheneres Wachstum nicht nur 
wünschenswert, sondern unerläßlich für die Erhal-
tung mittelständischer Betriebe und eine breite 
Eigentumsstreuung. Diese wiederum sind wichtige 
Stabilisierungselemente unserer freiheitlichen Wirt-
schafts- und Gesellschaftsordnung. 

Mit noch mehr Unbekannten haben wir es bei der 
weiteren europäischen Integration zu tun. Die euro-
päische Agrarpolitik, meine Damen und Herren, 
wird auch zukünftig nicht aus ihrem Spannungsfeld 
entlassen. Wenn die Gemeinschaft in absehbarer 
Zeit um Länder des Mittelmeerraums erweitert wird, 
stehen wir vor einer neuerlichen Bewährungsprobe. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Die außenpolitischen Perspektiven dieser EG -Erwei-
terung sind wohl uneingeschränkt zu begrüßen. 
Gerade ein liberaler Politiker bekennt sich zu der 
Verpflichtung, eine Besserung der Lebensverhält-
nisse als Voraussetzung für Demokratie und Sicher-
heit herbeizuführen. Wahrscheinlich wird es der 
Agrarpolitik jedoch in einer um neue Mitglieder 
erweiterten Gemeinschaft auch künftig beschieden 
sein, zur Lösung der Probleme in anderen Berei-
chen der Politik beitragen zu müssen. Denn schon 
heute machen doch die Agrarminister am Ratstisch 
in Brüssel nicht nur Agrarpolitik; sie verantworten 
vielmehr ein Stück europäischer Innen- und Außen-
politik. Diese Zusammenhänge transparent und 
einer breiten Offentlichkeit verständlich zu machen 
muß unser aller Aufgabe sein; dann dürften auch 
die Kosten der EG-Agrarpolitik in anderem Lichte 
erscheinen. 
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Bundesminister Ertl 
Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 

Schluß ein kurzes Resümee ziehen. 

Erstens. Die deutsche Landwirtschaft hat unter 
schwierigen Bedingungen ihre Leistungsfähigkeit 
und Anpassungsbereitschaft in beispielhafter Art 
unter Beweis gestellt. Hierfür gebührt ihr unser 
Dank und unsere Anerkennung. Die schwerste 
Bürde haben dabei zweifellos die Landfrauen zu 
tragen. Wenn unsere Betriebe in den letzten Jah-
ren ihre Produktivität in so ungeahntem Ausmaß 
gesteigert haben, war dies nicht zuletzt ihrem dop-
pelten Einsatz in Betrieb und Familie zu verdanken, 
einem Einsatz, der sich jenseits von Fünftagewoche 
und Achtstundentag vollzog. Dies gilt auch für die 
anderen Mitglieder der bäuerlichen Familie. 

Zweitens. Agrar- und Ernährungspolitik war und 
ist für mich stets in erster Linie Gesellschaftspolitik, 
eine Politik, die nicht nur Erzeuger und Verbraucher 
von Agrarprodukten im Auge hat, eine Politik viel-
mehr, die sich an alle Menschen richtet, die im länd-
lichen Raum arbeiten, wohnen oder in ihm Erholung 
suchen. Ein zentrales Anliegen dieser Politik ist es 
deshalb, den Wohn- und Erholungswert des länd-
lichen Raumes zu verbessern und eine möglichst 
große Zahl selbständiger Unternehmer sowie eine 
breite Eigentumsstreuung zu erhalten — beides Vor-
aussetzungen politischer Stabilität. Dabei reden wir 
nicht einer Strukturkonservierung das Wort, son-
dern bekennen uns zu einem sozial abgesicherten 
Prozeß struktureller Anpassung, ohne den weder 
für den einzelnen noch für die Gemeinschaft Fort-
schritte möglich sind. 

Durch die Einbettung der Agrarpolitik in die re-
gionale Wirtschafts- und Raumordnungspolitik ist 
es uns gelungen, die deutsche Landwirtschaft funk-
tionsfähig zu erhalten, die Dörfer attraktiv zu ge-
stalten und den Ballungserscheinungen in unserem 
Lande entgegenzuwirken. Diesen Erfolg auch für die 
Zukunft zu sichern ist eine ebenso schwierige wie 
wichtige Aufgabe der vor uns liegenden Jahre. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Drittens. Der Friede in der Welt erfährt seine 
größte Gefährdung durch die wachsende Kluft zwi-
schen arm und reich, zwischen Hungernden und 
Satten. Die leistungsfähige europäische Landwirt-
schaft ist aufgerufen, an einer wichtigen Nahtstelle 
einen Beitrag zur Überwindung dieser Kluft zu lei-
sten. Abbau der Konfrontation durch weltweite 
Kooperation muß unser Motto sein; ihr kann und 
darf sich die europäische Land- und Ernährungs-
wirtschaft nicht entziehen. 

Viertens. Die vor uns liegenden Probleme, meine 
Damen und Herren, sind sicher zahlreich und 
schwierig. Trotzdem sehe ich für die deutsche Land-
wirtschaft optimistisch in die Zukunft. Sie hat in 
den zurückliegenden Jahren eine Leistungsbereit-
schaft bewiesen, die in der Agrargeschichte ohne 
Beispiel ist. Ihr Leistungsstand eröffnet ihr im Wett-
bewerb um die derzeit 250 Millionen und vielleicht 
schon bald 300 Millionen Europäer neue und inter-
essante Absatzchancen. Dabei kommt ihr zugute, 
daß die Mehrzahl der deutschen Landwirte inmitten 

oder in unmittelbarer Nachbarschaft der europä-
ischen Ballungszentren mit den kaufkräftigsten Ver-
brauchern der Welt produzieren. 

Ich meine, daß alle diese Fakten geeignet sind, 
das Selbstvertrauen unserer Landwirte, insbeson-
dere der jungen Landwirte mit einer qualifizierten 
Berufsausbildung, gegenüber den Problemen der 
Zukunft zu stärken. Die Jugend auf dem Lande hat 
diese Chance begriffen, wie das wachsende Inter-
esse an den Ausbildungsberufen der Landwirtschaft 
deutlich zeigt. 

Jede Generation hat ihre eigenen und neuen Auf-
gaben zu bewältigen. Die Aufgabe unserer Genera-
tion sehe ich vor allem darin, die freiheitlich-demo-
kratische Gesellschaftsordnung nach innen und nach 
außen abzusichern und einer bäuerlich strukturier-
ten Landwirtschaft als wichtigem Element dieser 
Gesellschaftsordnung faire Lebensbedingungen zu 
erhalten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Frau 
Dr. Riede [Oeffingen] [CDU/CSU] : Herz

-lichen Glückwunsch zum Namenstag!) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Ritz. 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Agrarbericht 
1976 hat zwei grundverschiedene Gesichter. Da ist 
auf der einen Seite das etwas runzlige Angesicht 
des Wirtschaftsjahres 1974/75, und auf der anderen 
Seite steht das recht schillernde, strahlende Ge-
sicht der Prognose für 1975/76. 

Die öffentliche Meinung hat sich nur allzuschnell 
von den weniger angenehmen Zahlen des Jahres 
1974/75 abgewandt und schwelgt fast ausschließlich 
in den prognostizierten Zahlen für das Jahr 1975/76. 
Dies tun auch die Koalitionsfraktionen, und auch 
Sie, Herr Bundeslandwirtschaftsminister, tun dies 
und haben es in der Rede eben wieder getan. Wir 
müssen Ihnen dies sagen, wenngleich wir Ihnen an 
diesem Tag, dem 19. März, sehr herzlich zu Ihrem 
Namenstag gratulieren wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, diese Debatte zum 
Agrarbericht hat die Aufgabe, auf Grund des tat-
sächlichen Zahlenmaterials die Lage der Landwirt-
schaft zu analysieren. Es ist das Verdienst der vie-
len landwirtschaftlichen Testbetriebe, die ihre Wirt-
schaftsergebnisse zur Verfügung stellen, und der 
Beamten, die sie auswerten, daß wir ein recht objek-
tives Bild von der Lage der Landwirtschaft nach-
zeichnen können. Sowohl den Bäuerinnen und 
Bauern, die die Ergebnisse ihrer Testbetriebe zur 
Verfügung stellen, wie den Beamten sei auch heute 
wieder sehr herzlich gedankt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Allerdings müssen wir diese Ergebnisse auch in 
ihrer Gänze auswerten. Wir können uns nicht damit 
begnügen, nur jene Zahlen herauszusuchen, die ein 
vergleichsweise strahlendes Bild ergeben. 
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Dr. Ritz 
Dieses Bild von der Lage der Landwirtschaft läßt 

sich nicht, wie es etwa der Bundeslandwirtschafts-
minister in der Propagandapostille „Agrarpolitik 
aktuell" tut, nur mit dem Begriff des Reineinkom-
mens je Arbeitskraft einfangen und schon gar nicht 
dadurch, daß man immer ausschließlich auf die Er-
gebnisse der Betriebe über der Grenze nach § 4 des 
Landwirtschaftsgesetzes, also der größeren Betriebe, 
abhebt. 

So gehört es eben auch zum Gesamtbild über 
die Lage der Landwirtschaft, in den abgelaufenen 
Wirtschaftsjahren die volkswirtschaftliche Gesamt-
rechnung, also die sogenannte Wertschöpfung, in 
die Betrachtung einzubeziehen. Das steht alles im 
Agrarbericht, jedermann kann das nachlesen, und 
wir müssen hier darüber reden. Die Wertschöpfung 
je Arbeitskraft hat real — das sind ja letztlich die 
entscheidenden Zahlen — von 1970/71 bis 1974/75 
jährlich um durchschnittlich 0,7 % abgenommen, 
während sie in den fünf Jahren zuvor, bis 1969/70, 
um 6,5 % zugenommen hat. . 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Aus der Wertschöpfung — das wissen diejenigen, 
die den Agrarbericht kennen, sehr wohl — sind ja 
Löhne und Sozialabgaben für Fremdarbeitskräfte zu 
finanzieren. Danach verbleibt dann die Kapital- und 
Arbeitsentlohnung für die Bauern. 

Wie sah das nun in absoluten Zahlen aus? 1972/73 
betrug diese Wertschöpfung 17,7 Milliarden DM, 
1973/74 17,2 Milliarden DM und 1974/75 nur noch 

I 15,9 Milliarden DM. Hier ist also ein eindeutiger 
Abwärtstrend erkennbar. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Das 
weiß der Ertl ganz genau! — Weiterer Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Das hat er raus

-

radiert!) 

Nur unter günstigen Annahmen wird das Ergeb-
nis 1975/76, bezogen auf die Wertschöpfung, wieder 
das des Jahres 1972/73 erreichen. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Wir können in einer solchen Debatte eben nicht 
darauf verzichten, die Folgen der Inflation für die 
tatsächliche Lage und Entwicklung der Betriebe zu 
erwähnen. 

Der Agrarbericht weist darüber hinaus klar aus, 
daß der relative und der absolute Abstand in der 
Wertschöpfung zwischen landwirtschaftlicher Voll-
arbeitskraft einerseits und den außerlandwirtschaft-
lichen Beschäftigten in den vergangenen Jahren 
ständig größer geworden ist. Lag er 1968/69 bei 
43 %, so betrug er 1974/75 53,8 %. Das sind nun 
wiederum Zahlen, die wir lediglich den Tabellen 
Ihres Agrarberichtes entnommen haben. Die gehö-
ren eben in eine Bestandsaufnahme mit hinein, oder 
aber wir diskutieren über einen Bericht, der nicht 
in Gänze ausgewertet wird. Wir halten es für un-
sere Pflicht, das zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kiechle 
[CDU/CSU] : Er hat nur die Sonnenseite 

gezeigt!) 

Aber auch die Entwicklung des Reineinkommens 
rechtfertigt nicht die optimistische Betrachtungs-
weise für das abgelaufene Jahr. Unter Berücksichti-
gung der Geldentwertung sind die Unterschiede zwi-
schen den nominalen und den realen Werten doch 
sehr beachtlich. Dabei bleibt zu beachten, daß in 
diese Zahlen ja die verminderte Zahl von Arbeits-
kräften eingeht. Professor Raisch — ich finde das 
immerhin sehr bemerkenswert — hat kürzlich in 
einem Vortrag vor landwirtschaftlichen Buchstellen 
darauf aufmerksam gemacht, daß die betriebliche 
Finanzsituation gerade unter Berücksichtigung der 
Inflation auch beim Reineinkommen je ha landwirt-
schaftlicher Fläche gemessen werden muß. Das er-
gibt dann ganz andere Ergebnisse. Dieses Reinein-
kommen je ha ist nämlich von 1969/70 bis 1974/75 
von 854 DM auf 1 058 DM gestiegen. Das sind 24 %. 
Berücksichtigen wir aber die Geldentwertung von 
33 %, so bedeutet das einen Rückgang im Reinein-
kommen je ha von 25 %. 

(Eigen [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Auch sollten wir überlegen — das sage ich jetzt 
sehr kritisch —, wieweit es, wenn wir schon auf 
einen Arbeitsstundenvergleich verzichten — ich 
glaube, darauf wird aus vielen guten Gründen ver-
zichtet —, doch notwendig ist, die Sonn- und Feier-
tagsarbeit in diese Überlegungen für die Einkom-
mensberechnung einzubeziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir unterstreichen die lobenden Worte, Herr Mini-
ster, die Sie eben für die Bäuerin und die Landfrau. 
gefunden haben. Nur, meine ich, würden wir dem 
mehr gerecht, wenn wir gerade auch ihre Leistung 
im Bereich der Sonn- und Feiertagsarbeit in die Be-
trachtung der Einkommenslage und der Einkom-
mensentwicklung einbezögen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Gallus [FDP]) 

Ich möchte auch auf die starken Unterschiede zwi-
schen den Betrieben nach § 4 des Landwirtschafts-
gesetzes und den übrigen Haupterwerbsbetrieben 
hinweisen. Herr Minister, hier will ich gar keinen 
methodischen Streit. Sie haben völlig recht: Sie sind 
nach dem Landwirtschaftsgesetz verpflichtet, diese 
Grenze zu bestimmen. Die Frage bleibt natürlich, 
wieweit mit dem Begriff „Standardbetriebseinkom-
men" auch eine gewisse Willkür im Hinblick auf 
die Festsetzung dieser Grenze verbunden ist. Aber 
bei der Gesamtbetrachtung landwirtschaftlicher Ein-
kommensverhältnisse können wir die gesamten 
Haupterwerbsbetriebe von unserer Betrachtung nicht 
ausnehmen. 

(Eigen [CDU/CSU]: So ist es!) 

Dann zeigt sich, daß der größere Teil der Betriebe 
1974/75 real Einkommensverluste hinzunehmen 
hatte. 

Meine Damen und Herren, ich habe einmal sehr 
bewußt, was ich sonst nie in dem Maße getan habe, 
die vielen Zahlen für das Jahr 1974/75 in diese De-
batte mit einbezogen, weil — und dies sage ich jetzt 
sehr ernst — auch durch Ihr Verschulden, Herr Mi-
nister, absichtlich oder nicht absichtlich — ich meine 
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eher, nicht absichtlich — ein falsches Bild von der 
wirtschaftlichen Lage der Landwirtschaft in den letz-
ten Wochen und Monaten vermittelt worden ist und 
weil sichtbar wird — auch dies sage ich ganz deut-
lich — , daß nur durch eine wesentliche Verbesse-
rung der Einkommenslage im laufenden Jahr ein 
aufgestauter Nachholbedarf abgedeckt werden kann. 

(Gallus [FDP]: Das hat er doch gesagt!) 

Damit ein Wort zur Prognose. Die Preis-Kosten- 
Situation hat sich zweifelsohne verbessert, und dies 
ist gut so. Im laufenden Jahr 1975/76 wird sich die 
Ertragslage der Bauern stabilisieren. Dennoch: Pro-
gnosen bleiben unsicher und problematisch. Ich darf 
nur daran erinnern, daß im Agrarbericht 1974 die 
Prognose von einem Einkommensanstieg zwischen 
6 und 10 % ausging, und am Ende waren es bei den 
Ist-Zahlen minus 0,3 %. Auch scheint es mir so zu 
sein, daß die Prognose 19 %, die der Minister hier 
wieder erwähnt hat, im wesentlichen auf das Preis-
gerüst, nicht aber auf das Mengengerüst abhebt. Da 
sich aber mit Sicherheit die geringere Ernte, vor 
allem bezogen auf die Fläche, niederschlagen wird, 
ist es höchst fragwürdig, ob wir diese Zahl tatsäch-
lich erreichen. 

(Dr. Früh [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Aber eines scheint mir wichtig zu sein: Wenn 
heute notwendige Forderungen an die Agrarpolitik 
vielfach bezweifelt werden, wenn die tatsächlichen 
Ergebnisse im abgelaufenen Wirtschaftsjahr oft nicht 
mehr zur Kenntnis genommen oder in Zweifel gezo-
gen werden, dann tragen vor allem auch die Koali-
tionsfraktionen ein gerütteltes Maß Verantwortung 

(Horstmeier [CDU/CSU] : Das kann man 
wohl sagen!) 

daran, daß die Lage verzerrt und einseitig darge-
stellt wird. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Das 
kann man wohl sagen!) 

Dabei ist dies doch nicht nur — jetzt müssen wir 
über die Ursache der vergleichsweise günstigen Ent-
wicklung sprechen — das Verdienst der Bundesre-
gierung; dies haben Sie, Herr Minister, ja auch er-
freulicherweise offen hier eingeräumt. Was hat denn 
zu dieser Verbesserung der Erlössituation in der 
Landwirtschaft geführt? Zunächst beachtliche Ernte-
ausfälle, und zwar sowohl hier bei uns im Lande 
und in der Europäischen Gemeinschaft — ich nenne 
nur das Stichwort Kartoffeln — als auch weltweit; 
ich nenne hier das Stichwort Getreide. Zweifelsohne 
haben dann zyklische Schwankungen und auch die 
europäischen Marktordnungen zu dieser günstigen 
Situation beigetragen. Marktordnungen, von denen 
der Herr Bundeskanzler gesagt hat, daß er über sie 
en gros und en detail nur Witze machen könne. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Dr. Früh 
[CDU/CSU] : Er kennt sie nicht! — Horst

-

meier [CDU/CSU]: Nebenerwerbslandwirt 
Schmidt!) 

Zu diesem Ergebnis hat natürlich auch die Erhöhung 
der administrativen Preise in Brüssel beigetragen. 
Nur, verehrter Herr Minister Ertl, vor allem die Er

-

höhungen im Herbst 1974 sind von Frankreich teil-
weise gegen den Willen der Bundesregierung durch-
gesetzt worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch dies muß gesagt werden. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Die Franzosen waren 
unsere Retter!) 

Auch ich will ein Wort zu dem Verhältnis von 
Erzeuger- und Verbraucherpreise sagen. In drei Wirt-
schaftsjahren, von 1972/73 bis 1974/75, hat sich das 
Erzeugerpreisniveau um einen Indexpunkt verbes-
sert, nämlich von 128,2 auf 129,3, bezogen auf 1962/ 
1963 = 100. Übrigens hat sich im gleichen Zeitraum 
das Preisniveau für die landwirtschaftlichen Betriebs-
mittel um 23,8 Indexpunkte erhöht. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Verschlechtert!) 

— Erhöht und damit für die Bauern verschlechtert. 
— Das heißt, in den Jahren 1973, 1974 und 1975 — 
und ich bin Ihnen dankbar, daß Sie auch dies hier 
gesagt haben, Herr Minister Ertl —, in diesen Jah-
ren mit starken Inflationsschüben waren die land-
wirtschaftlichen Erzeugerpreise ein Stabilitätsfaktor 
erster Ordnung in diesem Lande. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wissen doch alle, die wir Statistiken kennen, 
daß im Herbst 1974 die  Inflationsrate auf über 8 % 
geklettert wäre, wenn sich die Nahrungsmittel im 
gleichen Verhältnis wie die übrigen Produkte des 
Vier-Personen-Warenkorbes verteuert hätten. 

(Kiechle [CDU/CSU]: Und dafür müssen wir 
uns beschimpfen lassen!) 

Deshalb ist es einfach unredlich, wenn man auf 
Grund der jetzigen Entwicklung, in der ein gewisser 
Stau abgebaut wird, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nachholbedarf!) 

so tut, als solle man die Bauern zum Sündenbock 
der Teuerung stempeln. Dies ist schlichtweg unred-
lich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun will ich deshalb auch keine anderen Sünden-
böcke suchen. 

(Wehner [SPD]: Böcke oder Säue?) 

Aber wir alle wissen doch auch, meine Damen und 
Herren, daß sich die  Erzeugerpreise nur noch mit 
48 % im Preis für Nahrungsmittel niederschlagen. 
Das heißt also, daß sich im Bereich der Nahrungs-
mittelindustrie, des Nahrungsmittelgewerbes die In-
flationsraten über Tarife, über Kostensteigerungen 
voll auswirken und dies auch zu einer stärkeren 
Erhöhung der Verbraucherpreise für Nahrungsmittel 
führt, als es der Erhöhung der Erzeugerpreise ent-
sprechen würde. 

Meine Damen und Herren, die Befriedigung, die 
auch wir über die gegenwärtige Einkommenslage 
empfinden, darf uns nicht den Blick vor den Pro-
blemen und Risiken versperren, vor denen Land-
wirtschaft und Agrarpolitik gleichermaßen stehen. 

Da ist zunächst die Einengung des nationalen 
agrarpolitischen Handlungsspielraums durch die 
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Finanzkrise. Mein Kollege Susset wird gerade zu 
diesem Problem eingehender Stellung nehmen. Nur 
soviel an dieser Stelle: Die Wiedergewinnung wirt-
schaftlicher und finanzieller Stabilität ist gerade 
auch für die Handlungsfähigkeit der nationalen 
Agrarpolitik unverzichtbar. Meine Damen und Her-
ren, die negativen Folgen der Finanzkrise, die un-
zulängliche Ausstattung mit Finanzmitteln im Ein-
zelplan 10 machen doch bereits in diesem Jahr die 
Probleme in einem besonders starken Maße sicht-
bar. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und ob!) 

Ich denke hier an die Agrarsozialpolitik, von der 
noch zu sprechen sein wird, vor allem aber auch an 
die Agrarstrukturpolitik. Hier geht es um für die 
Investitionstätigkeit im ländlichen Raum entschei-
dende Mittel. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, einige Worte zu den 
Problemen und Risiken der europäischen Agrar-
politik. Auch der Agrarbericht weist in seinen Zif-
fern 112 ff. auf einige neuralgische Entwicklungen 
des gemeinsamen europäischen Marktes hin. Wir 
sollten uns allerdings einmal fragen, wieweit es 
wichtig und richtig wäre, den Agrarbericht mit 
einigen Übersichten und Zahlen über die Entwick-
lung der Landwirtschaft in anderen Ländern der Ge-
meinschaft anzureichern; denn der Agrarbericht tut 
im Grunde so, als gäbe es den Gemeinsamen Markt 
noch nicht. Ich glaube, hier müssen wir eine An-
reicherung des Agrarberichts versuchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die europäische Agrarpolitik stand und steht im 
Kreuzfeuer der Kritik. Dabei hat sich vor allem im 
Jahre 1975 und auch in diesem Jahr die Kritik auf 
die Stichworte Überschüsse und Kosten konzentriert 
und reduziert. Nun meine ich, daß sich sicher zu 
beiden Stichworten kritische Anmerkungen machen 
lassen, und wir haben dies auch getan. Wenn aber 
etwa der Bundeskanzler im Juli '1975 in einem Fern-
sehinterview sagt, daß „die gegenwärtig am lau-
fenden Band Überschüsse produzierende europä-
ische Agrarpolitik so nicht bleiben kann" und daß 
er dann die Ursache darin sieht, „das diese gemein-
same Agrarpolitik die Preise für landwirtschaftliche 
Produkte hat höher steigen lassen, 

(Kiechle [CDU/CSU]: Keine Ahnung!) 

als sie gestiegen waren, wenn es ein freier Markt 
wäre", dann, meine Damen und Herren, wird hier 
— das sage ich jetzt ganz freimütig — beim Regie-
rungschef entweder ein erschreckendes Maß ge-
ringer Sachkenntnis sichtbar 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

oder der Bundeskanzler betreibt hier Europa- und 
Bauernschelte, die so durch nichts gerechtfertigt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im übrigen meine ich, daß der Bundeskanzler damit 
auch im Widerspruch zu dem steht, 

(Kiechle [CDU/CSU] : Innere Widersprüche! 
— Zuruf von der CDU/CSU: Zerrissenheit!) 

was der Landwirtschaftsminister soeben selbst zu 
den Problemen der europäischen Agrarpolitik ge-
sagt hat. 

Meine Damen und Herren, ich habe wiederholt 
deutlich gemacht, daß eine Lösung vorhandener 
Produktionsprobleme und auch die Lösung vorhan-
dener Überschußprobleme nur möglich ist oder so 
lange unmöglich ist, solange einige Mitgliedsländer 
u. a. auch mit devisenpolitischen Argumenten ihre 
Agrarproduktion um jeden Preis meinen steigern 
zu müssen. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Niegel? 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Herr Kollege Niegel, bitte. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Kollege Dr. Ritz, wenn 
man Ihre Ausführungen verfolgt, müßte man doch 
die Frage stellen: Wie beurteilen denn der Bundes-
kanzler und seine SPD-Ministerkollegen in der Re-
gierung die Agrarpolitik? Sie fehlen heute alle. 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Wie war die letzte Bemer-
kung? 

Niegel (CDU/CSU) : Der Herr Bundeskanzler und 
seine SPD-Kollegen auf der Regierungsbank fehlen 
heute alle. 

(Wehner [SPD] : Sie haben den gestrigen 
Tag noch nicht ganz verwunden, Herr Kol-

lege Niegel! — Kiechle [CDU/CSU]: Merk

-

würdiger Vorgang!) 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Daran, Herr Kollege Niegel, 
wird sicher auch zu einem gewissen Teil die Bedeu-
tung sichtbar, die zumindest die SPD-Regierungs-
mannschaft der Agrarpolitik offensichtlich beimißt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich möchte dies wie-
derholen: Eine Lösung vorhandener Überschußpro-
bleme ist so lange unmöglich, solange einige Mit-
gliedsländer u. a. auch mit devisenpolitischen Argu-
menten ihre Agrarproduktion um jeden Preis zu 
steigern trachten, solange die politische Wertung — 
dies  ist nicht ganz unwichtig — von Produktions-
überhängen so unterschiedlich erfolgt wie in Frank-
reich einerseits und in der Bundesrepublik Deutsch-
land andererseits, 

(Gallus [FDP]: Nicht mehr!) 

solange die gemeinschaftliche Agrarpolitik mit poli-
tischen Lasten befrachtet bleibt — dies hat der Herr 
Minister hier zu Recht auch erwähnt — und solange 
nicht eine gemeinschaftliche Strategie der westlichen 
Industrienationen zur Lösung der Probleme des 
Welthungers erarbeitet wird. 

In diesem Zusammenhang aber, muß auch Klar-
heit über die weiteren Ziele der Europäischen Ge-
meinschaft herbeigeführt werden. Dies gilt auch 
und gerade für das Ziel Währungs- und Wirtschafts- 
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union, wobei hier niemand unter uns ist, der sich 
der Schwierigkeit der Probleme nicht bewußt wäre. 
Im Gegenteil, wir sind uns darüber im klaren, daß 
sie gerade seit dieser Woche mit der Entscheidung 
Frankreichs, die Schlange, d. h. den Währungsver-
bund, zu verlassen, nur größer und nicht kleiner ge-
worden sind. 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Und Italien!) 

Aber, ohne eine verbindliche Beschreibung des Zie-
les und der Ziele — dies hat ja auch gestern abend 
die kurze Debatte über den Tindemans-Bericht 
sichtbar gemacht — werden die Probleme der ge-
meinsamen Agrarpolitik immer schwieriger. Wenn 
dann wiederum der Bundeskanzler in einem Inter-
view mit der „Financial Times" die Behauptung auf-
stellte, daß wesentliche Fortschritte auf dem Weg 
zu einer Währungs- und Wirtschaftsunion neben 
anderen Voraussetzungen nur möglich sind, wenn 
die Agrarpolitik die Chance erhält, besser zu arbei-
ten, dann wissen doch alle Kenner, daß nur umge-
kehrt ein Schuh daraus wird. Herr Bundeslandwirt-
schaftsminister, wir können Ihnen nur empfehlen: 
Geben Sie Ihrem Bundeskanzler Nachhilfeunterricht, 

(von Alten-Nordheim [CDU/CSU] : Das hat 
er dringend nötig! — Kiechle [CDU/CSU]: 

Es eilt!) 

damit er diese Zusammenhänge begreift. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, solange sich einige 
Mitgliedsländer aus Gründen der Zahlungsbilanz 
zur Steigerung der Agrarproduktion gezwungen 
glauben, und zwar unabhängig von dem berühm-
ten, angeblich günstigeren Standort, solange es 
keine wirksame europäische Regionalpolitik gibt, 
die Landwirten auch wirklich Alternativen bietet, 
so lange ist eben die Agrarpolitik allein überfordert, 
wenn sie alle Probleme lösen soll. Und hier stecken 
doch auch die Probleme der Kosten der gemeinschaft-
lichen Agrarpolitik. Man kann sie eben nicht der 
Landwirtschaft anlasten, wie dies leider immer wie-
der geschieht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, auch wir wissen, daß 
diese Bundesregierung 

(Wehner [SPD]: Das wundert mich!) 

— Herr Kollege Wehner, dies sage ich jetzt gerade 
auch mit Blick auf Sie — und die Koalition in der 
Europäischen Gemeinschaft nichts allein bewirken 
können. 

(Wehner [SPD] : Hört! Hört!) 

Ich bin aber sicher, wenn die Bundesregierung in 
den letzten sechs bis sieben Jahren mit der gleichen 
Intensität, mit dem gleichen Engagement und mit 
der gleichen Leidenschaft die Integration Europas 
vorangetrieben hätte, wie sie die weithin verfehlte 
sogenannte neue Ostpolitik betrieben hat, stünde 
es heute besser um Europa. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Jetzt suchen Sie nicht mehr nach Sünden-
böcken, sondern haben ein Steckenpferd! 
Bleibt alles in der Landwirtschaft! — 

Schwabe [SPD] : Haben Sie gestern Ihren 
eigenen Leuten nicht zugehört? Gestern 
haben die alles gelobt! — Weitere Zurufe 

von der SPD) 

Ein Wort zu den Beschlüssen vom 5. März im EG-
Agrarministerrat. Lassen Sie mich zunächst positiv 
dies sagen: Wir halten es für einen Erfolg, daß trotz 
einer ungeheuer schwierigen Ausgangslage ein 
Kompromiß möglich wurde. Dies halten wir für 
einen Erfolg. 

Präsident Frau Renger: Herr Kollege, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Herr Dr. Ritz, glauben 
Sie im Zusammenhang mit der Wirtschafts- und 
Währungspolitik im Ernst, daß die Bundesrepublik 
über die Bundesregierung auf die Inflationsentwick-
lung der Nachbarländer hätte Einfluß nehmen kön-
nen? 

(Wehner [SPD] : Womöglich hätte sie mit 
eiserner Hand eingreifen sollen!) 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Herr Kollege Peters, ich bin 
in der Tat der Meinung, daß es in den frühen sieb-
ziger Jahren Möglichkeiten gegeben hätte, z. B. der 
sehr schwierigen wirtschaftlichen Lage Italiens frü-
her entgegenzukommen, 

(Wehner [SPD] : Hört! Hört!) 

Italien früher Hilfestellung zu geben 

(Wehner [SPD] : Ja, ja!) 

und z. B. im Bereich der Regionalpolitik mehr zu 
tun, als man getan hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Peters, ich bitte um Nachsicht, aber 
ich glaube, wir sollten versuchen, um der Straffung 
der Debatte willen nicht alles durch Zwischenfragen 
erledigen zu wollen. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Alles nach Sizilien 
und weniger nach Sibirien, das ist viel 

besser!) 

Ich habe gesagt: Daß am 5. März überhaupt eine 
Einigung zustande kam, ist positiv zu werten, und 
wir stehen dazu. Dies ist um so bemerkenswerter, 
wenn man an den traurigen Streit denkt, den sich 
der Außenministerrat geleistet hat, als es um die 
Frage ging, an welchem Wochentag die ersten 
Wahlen zum Europäischen Parlament stattfinden 
könnten. 

(Wehner [SPD] : Ist das auch zum Agrar

-

bericht?) 

— Nein, Herr Kollege Wehner. Aber sehen Sie, das 
ist eben interessant, daß in der öffentlichen Meinung 
ein solcher kleinkarierter Streit kaum eine Rolle 
spielt, während bei einer Einigung in dem sehr 
schwierigen Bereich der Agrarpolitik oft nur die 
negativen Perspektiven einer solchen Entscheidung 
gewürdigt werden. Deshalb gehört dies, glaube ich, 
sehr wohl zur Sache. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 231. Sitzung. Bonn, Freitag, den 19. März 1976 	16139 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Niegel? 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Kollege Dr. Ritz, sind Sie 
bereit, den Herrn Bundesernährungsminister um 
Auskunft zu bitten, wieweit seine Agrarpolitik von 
seiner eigenen Fraktion überhaupt noch getragen 
wird, da nur zwei Kollegen der FDP hier im Hause 
sind? 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Herr Kollege Niegel, diese 
Wertung würde ich den Kollegen der Freien 
Demokraten selbst überlassen. 

(Gallus [FDP] : 10 0/o sind da! — Heiterkeit) 

Meine Damen und Herren, ich bleibe bei der Be-
wertung der Ministerratsbeschlüsse vom 5. März. 
So positiv zu werten ist, daß man eine Einigung ge-
funden hat, sowenig hat allerdings die Landwirt-
schaft selbst in der Bundesrepublik Grund zur 
Freude. Denn soweit sich die Beschlüsse auf die 
Preise beziehen, werden sie nicht einmal im Ansatz 
die Kostensteigerung im laufenden Wirtschaftsjahr 
auffangen können. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Auch muß vermerkt werden, daß die zweite kräf-
tige Senkung des Grenzausgleichs in Verbindung 
mit dem Abbau des Aufwertungsausgleichs die 
deutsche Wettbewerbsposition wesentlich erschwe-
ren wird. Gerade die Abwertung des französischen 
Franc in den letzten Tagen hat überdeutlich klar-
gemacht, daß der Grenzausgleich ein unverzicht-
bares Element der gemeinschaftlichen Agrarpolitik 
bleibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist aber auch deutlich geworden — dies will ich 
im Zusammenhang mit dem Grenzausgleich und ge-
rade mit der Entscheidung Frankreichs aus der letz-
ten Woche auch sagen —, daß die Grenzausgleichs-
regelungen sowohl hinsichtlich des Zeitpunktes der 
Ingangsetzung als auch hinsichtlich der Höhe und 
des Umfangs, bezogen auf Produkte, neu durch-
dacht und überprüft werden müssen. Es geht nicht 
an, daß nach einer währungspolitischen Entschei-
dung unter Umständen mehr als eine Woche ver-
geht, bis dieses Instrument überhaupt greift, und 
sich damit natürlich ganz entscheidende Verände-
rungen im Warenstrom der Gemeinschaft voll-
ziehen. 
Die Entscheidungen im Milchsektor verdienten 

eigentlich eine längere Würdigung. Ich muß mir 
diese aber ersparen. Sicher ist, daß sie in ihrer 
Durchsetzbarkeit und ihrer Wirkung nach wie vor 
höchst ungewiß sind und daß hier viele Probleme 
— auch Probleme der Kontrolle und der zusätz-
lichen Bürokratisierung — auf uns zukommen. Hin-
zu kommt, daß wichtige Beschlüsse — etwa hin-
sichtlich des Traumthemas des Herrn Ertl und der 
Koalition, des Themas der Erzeugerbeteiligung oder 
auch hinsichtlich des Themas der Nichtvermark-
tungsprämie zunächst ausgeklammert worden 
sind. Von daher wird uns noch eine Zeit der Un-
ruhe beschert werden. 

Meine Damen und Herren, ich halte es allerdings 
für positiv, daß die Franzosen und Luxemburger es 
durchgesetzt haben, daß zum Problem der Erzeuger-
beteiligung, wenn es um die Entscheidungsfindung 
geht, die berufsständischen Organisationen gehört 
werden. Ich halte dies für ganz wichtig, damit hier 
nicht etwas am Berufsstand vorbeiläuft. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Einige wichtige Wettbewerbsfragen bleiben offen. 
Der Theaterdonner vom September 1974 ist verhallt. 
Die Anzeigen der Bundesregierung mit dem Konter-
fei von Herrn Schmidt und Herrn Ertl, nach denen 
die wettbewerbsverzerrenden nationalen Beihilfen 
gestoppt wurden, sind längst vergilbt. Die Probleme 
sind aber geblieben. Unterglasgartenbau, unkoordi-
nierte Gesetzgebung im Lebensmittelrecht, im 
Immissionsschutzrecht und vielen anderen Berei-
chen erschweren nach wie vor die Herbeiführung 
gleicher Produktionsbedingungen. Auf diesem Feld 
hat nach unserem Verständnis die Bundesregierung 
auf der ganzen Linie versagt. 

Lassen Sie mich zum Abschluß aber auch einiges 
zu den Strukturproblemen der Landwirtschaft und 
des ländlichen Raumes sagen. Auch der Agrar-
bericht betont — wie ich glaube, sehr zu Recht  — 
die  Wechselwirkungen und Wechselbeziehungen 
zwischen Agrarstruktur einerseits und der Struktur 
ländlicher Räume andererseits. Ich meine allerdings, 
daß die Ziele der Programme entscheidend von der 
Wirklichkeit abweichen. Ich habe auch den Ein-
druck, daß die Wirklichkeit von dem abweicht, was 
der Minister hier in diesem Zusammenhang an posi-
tiven Akzenten in seiner Rede gesetzt hat. 

Lassen Sie mich vorweg dies sagen. Wir, die 
Unionsparteien, sehen es auch wesentlich als unse-
ren Erfolg an, wenn wir heute noch eine breit 
gestreute bäuerliche Struktur als Grundlage der 
Landbewirtschaftung haben. Wir haben uns vor 
allem in den 60er Jahren — sicherlich auch mit 
Ihrer Unterstützung, Herr Kollege Ertl — allen radi-
kalen Schrumpfungsthesen und -programmen unter 
Hinnahme von Spott und Hohn entgegengestellt. 
Wir haben uns aber auch bemüht, das einzelbetrieb-
liche Förderungsprogramm zu revidieren. Die Ein-
führung der sogenannten Aufstiegshilfe ist sicher 
ein Durchbruch in die richtige Richtung. Aber durch 
den Beschluß des Haushaltsausschusses, bei der Ge-
meinschaftsaufgabe „Agrarstrukturverbesserung und 
Küstenschutz" Kürzungen in Höhe von 135 Millio-
nen DM vorzunehmen, besteht doch die ganz große 
Gefahr, daß ein Anlaufen dieser Aufstiegshilfe in 
diesem Jahr überhaupt nicht mehr möglich ist. 

(Gallus [FDP] : Sie ist trotzdem gut!) 

Meine Damen und Herren, so notwendig eine 
breit gestreute landwirtschaftliche Betriebsstruktur 
für die Wirtschafts- und Lebenskraft der ländlichen 
Räume insgesamt ist, so negativ sind allerdings die 
Auswirkungen von Rezession und Arbeitslosigkeit 
auf die Agrarstruktur. Herr Minister Ertl, hier reicht 
eben der Hinweis auf die weltweite Rezession nicht 
aus. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 
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Dies haben Zu- und Nebenerwerbsbetriebe, wie 
auch der Agrarbericht ausweist, bereits zu spüren 
bekommen. 

So sehr wir als Unionsparteien eine Verlang-
samung und eine Normalisierung des Agrarstruktur-
wandels begrüßen, so kritisch muß aber doch die 
Tatsache gewertet werden, daß für manche Grenz-
ertragsbetriebe heute auf Grund einer verfehlten 
Konjunktur- und Wirtschaftspolitik überhaupt keine 
beruflichen Alternativen mehr im ländlichen Raum 
vorhanden sind. Damit ist der Weg in die so wich-
tige Einkommenskombination doch weitgehend ver-
sperrt. 

Die Kluft zwischen Ballungsräumen und ländlichen 
Räumen ist doch in den letzten Jahren unter der 
Verantwortung der SPD/FDP-Bundesregierung grö-
ßer und nicht, wie es eigentlich dem Auftrag des 
Grundgesetzes entspräche, kleiner geworden. 

(Gallus [FDP] : Baden-Württemberg!) 

Dies ist doch eine Folge verfehlter Konjunkturpoli-
tik. Es ist doch kein Zweifel, daß die mittelstän-
disch strukturierte Wirtschaft im ländlichen Raum 
stärker von den Folgen der konjunkturpolitischen 
Entscheidungen der letzten sechs, sieben Jahre be-
troffen worden ist als etwa die Wirtschaft in den 
Ballungsgebieten. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Ich will jetzt gar nicht einen Katalog von Fehl-
entwicklungen in der Struktur ländlicher Räume hier 
aufstellen. Nur eines ist doch sicher. Herr Minister 
Ertl, Sie preisen, daß in den letzten sechs Jahren 
600 000 neue Arbeitsplätze entstanden sind. Zur 
ganzen Wahrheit gehört, daß in dieser Zeit eben 
auch rund 1 Million Arbeitsplätze durch Konkurse 
mittelständischer Betriebe verlorengegangen sind. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Dr. Jen

-

ninger [CDU/CSU]: Mittelstandskiller!) 

Dies ist vorwiegend im ländlichen Raum geschehen. 
Dies hemmt natürlich sowohl den Agrarstrukturwan-
del einerseits wie eine vernünftige Verklammerung 
von Agrarstruktur und ländlicher Struktur anderer-
seits. 

Meine Damen und Herren, die Probleme und Ri-
siken der nationalen Agrarpolitik und einer aktiven 
Politik für die ländlichen Räume sowie die Pro-
bleme der europäischen Agrarpolitik können ge-
meistert werden. Aber dies wird nur gelingen, er-
stens wenn der Wiedergewinnung wirtschaftlicher 
Stabilität gerade auch aus agrarpolitischer Sicht 
hohe Priorität eingeräumt wird; 

(Zuruf von der FDP) 

zweitens wenn wir immer mehr Bürger in unserem 
Land die vielfältigen, unverzichtbaren Aufgaben der 
Landwirtschaft klarmachen; 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

drittens wenn wir für weitere Integrationsfort-
schritte in der europäischen Einigung energisch ar-
beiten, um nicht zuletzt dadurch vorhandene Pro-
bleme in der gemeinsamen Agrarpolitik leichter lö-
sen zu können; und schließlich viertens, wenn die 

Landwirtschaft in ihren vielfältigen Funktionen in 
einer Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung einge-
bettet bleibt, die am Ziel gleichrangiger Lebensbe-
dingungen für alle Bürger festhält und ihre Ver-
pflichtung gegenüber allen Gruppen der Gesell-
schaft ernst nimmt. Dafür steht unsere Politik, da-
für steht auch unsere Alternative für unsere Arbeit 
nach der nächsten Bundestagswahl. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Schmidt (Gellersen). 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die vor-
nehmste Aufgabe der Landwirtschaft ist die Ernäh-
rung unserer Menschen. Sie ist, um das von vorn-
herein festzustellen, absolut gesichert. Der beste-
hende Überfluß in unseren Regionen verschließt den 
meisten Menschen die Augen vor der existentiellen 
Bedeutung der Ernährung und vor den Gefahren 
des Mangels. Viele Kollegen werden vor ihren 
Wählern den Hunger in der Welt beklagen, die 
Erzeugung von Überschüssen in Europa geißeln und 
im selben Atemzug die Bedeutung der Landwirt-
schaft für die europäische Integration herausstrei-
chen. Je nach Standort und Publikum werden sie 
die Agrarpolitik der Bundesregierung loben oder 
tadeln, werden in grober Unkenntnis oder auch Un-
kenntnis der Tatsachen die deutschen Landwirte als 
die Stiefkinder der Nation bezeichnen oder umge-
kehrt so tun, als lebten sie wie Maden im Speck. 

Es wurde schon wiederholt gesagt, daß die Agrar-
politik eine viel zu wichtige Sache sei, als daß man 
sie nur den Fachleuten überlassen könnte. Gut ge-
sagt; aber wo sind diese Fachleute in den letzten 
Monaten und Jahren geblieben? Ich gebe zu: Die 
Agrarpolitik ist zu vielschichtig, als daß mit einigen 
Zahlen und Fakten die ökonomischen Zusammen-
hänge, ihre supranationalen Bindungen und Bedin-
gungen dargestellt und erfaßt werden könnten. Er-
nährungswirtschaft und Agrarpolitik haben aber we-
gen ihrer Bedeutung für das Wohlergehen der Men-
schen dennoch einen Anspruch darauf, ernst genom-
men zu werden. 

(Dr. Früh [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Der Agrarbericht 1976, um den es hier und heute 
geht, fordert das Parlament und damit die Offent-
lichkeit heraus, an Hand vieler Zahlen — vielleicht 
zu vieler Zahlen — und Tatsachen zu prüfen, ob die 
deutsche Agrarpolitik ihrem erklärten Hauptziel 
weiter schrittweise nähergekommen ist, nämlich 
erstens — das sagte ich schon — die Versorgung 
der Bevölkerung mit ausreichenden und qualitativ 
hochwertigen Produkten der Agrarwirtschaft zu an-
gemessenen Preisen zu sichern, zweitens die Lebens-
verhältnisse im ländlichen Raum zu verbessern, die 
in der Landwirtschaft arbeitenden Menschen an der 
allgemeinen Einkommens- und Wohlstandsentwick-
lung teilnehmen zu lassen und die Landwirtschaft zu 
einem gleichrangigen Teil unserer modernen Volks-
wirtschaft zu entwickeln. 

(Dr. Früh [CDU/CSU]: Sehr gut!) 
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Das ist der Maßstab, den wir bei der Prüfung an-
legen. Herauskommen soll die Wahrheit, die wir 
den Bauern zur realistischen Einschätzung ihrer eige-
nen Lage und den Verbrauchern zum besseren Ver

-

ständnis sagen wollen. 

Der zentrale Erfolgsmaßstab eines jeden Agrar-
berichts ist das Einkommen. Das Gesamteinkommen 
je Unternehmerfamilie erhöhte sich im Schnitt ge-
genüber dem Vorjahr um 6,7 %. Der Gewinn als 
Entgelt für die Arbeitsleistung, den Einsatz des 
Eigenkapitals und der unternehmerischen Tätigkeit 
hat sich je Familienarbeitskraft 1974/1975 statistisch 
um 6,2 % gegenüber dem Vorjahr erhöht. Ich möchte 
feststellen: ein gutes Ergebnis; dies um so mehr, als 
im laufenden Wirtschaftsjahr der geschätzte Ge-
winnzuwachs um 20 % liegen wird. Damit können 
die gut geführten Haupterwerbsbetriebe für den 
Zeitraum 1968/69 bis 1975/76 einen durchschnitt-
lichen jährlichen Anstieg des Reineinkommens je 
Familienarbeitskraft um ca. 11 % erreichen. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Das entspricht der Einkommensentwicklung in der 
übrigen Wirtschaft und beweist, daß die sozial-
liberale Koalition ihre politische Zielsetzung, den in 
der Landwirtschaft arbeitenden Mitbürgern die Teil-
nahme an der allgemeinen Einkommensentwicklung 
in unserem Lande zu ermöglichen, auch längerfristig 
erreicht hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Das stimmt 

nur sehr teilweise!) 

Dies allerdings kann nicht darüber hinwegtäu-
schen, daß die Einkommensentwicklung der kleinen 
und der größeren Betriebe immer stärker auseinan-
derläuft. Ein Nord-Süd-Gefälle in der Bundesrepu-
blik ist unverkennbar. Nebenbei bemerkt: In der 
EWG ist dieses Gefälle noch vielschichtiger und 
gravierender. Diese fortschreitende, unverkennbare 
Disparität macht uns seit Jahren Sorge. Ich habe den 
Eindruck: mehr Sorge als manchem Verbandsfunk-
tionär, der diese Entwicklung nicht sehen will oder 
darf. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Verbände 
werden sich bedanken!) 

Dazu noch eine Bemerkung. Die Einkommen sind 
von vielen Faktoren abhängig, die niemand beein-
flussen kann. Dies dürfte allgemein bekannt sein; 
es ist nichts Neues. Daher wird die Landwirtschaft 
mit Einkommensschwankungen leben müssen. Wir 
erfahren das von Jahr zu Jahr und haben uns eigent-
lich schon daran gewöhnt. Es ist tröstlich, daß dies 
in der ganzen Welt so ist. Die seit Jahrzehnten be-
kannten Zyklen in der tierischen Produktion beein-
flussen die Einkommensentwicklung oft mehr als 
die Preisbeschlüsse, die jährlich in Brüssel gefaßt 
werden. 

Trotzdem sind diese Beschlüsse ein wichtiges Si-
cherheitsnetz. Vergleicht man die Anhebung der 
Marktordnungspreise seit 1968/69 mit der Entwick-
lung der tatsächlichen Erzeugerpreise für landwirt-
schaftliche Produkte, so zeigt sich, daß die beiden 

Preisreihen in diesem Zeitraum annähernd den glei-
chen Anstieg hatten. Die Agrarpreisverhandlungen 
in Brüssel sind deshalb nicht nur für die Landwirte 
von ganz entscheidender Bedeutung, auch für das 
Marktgleichgewicht und nicht zuletzt für unsere 
Verbraucher. 

Für unsere Landwirtschaft ist bei den Brüsseler 
Verhandlungen auch in diesem Jahr ein zufrieden-
stellender Kompromiß erzielt worden. Die Tatsache, 
daß in den anderen Partnerländern teilweise wesent-
lich höhere Preis- und Kostensteigerungen zu ver-
zeichnen sind als in der Bundesrepublik und in die-
sen Ländern daraus Preisforderungen abgeleitet 
werden, die wir auf Grund der wirksamen Stabili-
tätspolitik bei uns nicht brauchen, hat es unserem 
Bundeslandwirtschaftsminister Ertl leichter gemacht, 
annehmbare Ergebnisse für die deutschen Bauern 
herauszuholen. 

Aus der Sicht der Verbraucher, des Bundeshaus-
halts und der Steuerzahler stellt sich allerdings die 
Frage, ob wir nicht trotzdem, z. B. bei der Preis-
festsetzung für Milch sowie bei einigen neuen 
Kunstgriffen, den Brüsseler Marktordnern gegen- 
über einen entschiedeneren Standpunkt werden ein-
nehmen müssen. Natürlich weiß auch ich, daß der 
Kompromiß unter dem Zwang der Einigung anders 
aussieht, als man ihn sich selber wünscht. 

Die Lage auf dem Milchmarkt — das lassen Sie 
mich offen sagen — bleibt unerträglich. Vorschläge 
zur Gesundung gab und gibt es genug. Sie reichen 
vom brutalen Einfrieren der Preise bis zu den Vor-
schlägen des deutschen Bauernverbandes, der zwar 
die Ziele richtig angesprochen hat, leider jedoch 
nur in den Kategorien von Prämien und Beihilfen 
aller Art zu denken in der Lage ist. An einen eige-
nen Beitrag der deutschen Landwirtschaft und der 
europäischen Landwirtschaft denkt er nicht. 

Die EG-Kommission und der Rat haben in den 
letzten Sitzungen dem Milchkapitel neue Varianten 
beigefügt: Die Kautionsregelung bei Magermilch-
pulver zur Futtermittelbeimischung, die Übernahme 
von Lagerkosten für amerikanisches Soja und an-
deres mehr sind Zeugnis für viel Phantasie. Da soll 
aber auch noch eine Nichtvermarktungsprämie be-
schlossen und eine finanzielle Mitverantwortung 
der Erzeuger durchgesetzt werden. 

Gegen Erzeugerabgaben für einen Fonds wäre 
gar nichts einzuwenden, wenn diese Mittel allein 
— und ich betone: allein — dafür benutzt würden, 
einen regionalen Ausgleich für die Erzeuger her-
beizuführen. Die Futterbetriebe in der Eifel, im 
Sauerland, in der Rhön, im Harz, im Schwarzwald, 
im Bayerischen Wald und im Allgäu sind von Natur 
her arg benachteiligt. Wegen ihres Angewiesenseins 
auf den Futterbau und die Milchviehhaltung könnten 
sie eine solche Preisstützung gut vertragen, um ein 
zufriedenstellendes Einkommen auch dort erwirt-
schaften zu können. 

Meine Damen und Herren, für mich steht fest: 
Die beiden Krankheitsherde in der EG-Agrarpolitik, 
Milch und Wein, sind mit dieser Brüsseler Konzep-
tion nicht zu heilen. Wie wahr ist doch das Dichter- 
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wort: Dies ist eben der Fluch der bösen Tat, daß 
sie fortwährend immer Böses muß gebären. 

(Dr. Früh [CDU/CSU] : Wer hat denn am 
Anfang Böses getan?) 

Ich wiederhole: Gezielte Preisforderungen unter 
Berücksichtigung der allgemeinen Einkommens- und 
Kostenentwicklung im Rahmen der gesamtwirt-
schaftlichen und stabilitätspolitischen Erfordernisse 
sind und bleiben nötig. Aber das ist nur die eine 
Seite. Auf der anderen Seite müssen wir verstärkt 
für eine Stabilisierung der Märkte sorgen und dafür, 
daß die strukturellen Marktungleichgewichte ver-
mieden werden. 

Verbesserung der Einkommen heißt aber auch: 
Förderung der Produktivität im Einzelbetrieb, Ver-
besserung der Betriebsführung und der überbetrieb-
lichen Zusammenarbeit. Das erfordert schließlich, 
Maßnahmen im Bereich der Vermarktung zu treffen 
und eine Verbesserung des Absatzes durch Mar-
keting und Verbesserung des Wettbewerbs durch 
erhöhte Markttransparenz zu gewährleisten. 

(Dr. Früh [CDU/CSU] : Das geschieht doch 
alles!) 

In Teilen sind wir dabei sehr weit von optimalen 
Lösungen entfernt. 

Die Opposition fordert erneut die Abschaffung 
berufsständischer Einrichtungen zur Marktsteuerung 
in den Ländern der EG. Schön und gut, aber ich 
zweifle daran, daß es je einem Minister Heereman 
oder Ritz gelingen könnte, unsere ordnungspoli-
tischen Vorstellungen auf die Gemeinschaft zu über-
tragen. Französische Vorstellungen beherrschen die 
Apparatur der Kommission. Von daher ist die Har-
monisierung der Wettbewerbsbedingungen in un-
serem Sinne nicht zu erwarten. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU] : Was sagt 
denn der Minister dazu?) 

Wenn dem so ist, sind andere Wege vonnöten. 
Ich habe wiederholt versucht, die Kugel der Ver-
marktung ins Rollen zu bringen. Es scheint hoff-
nungslos zu sein. In einer Situation, wo der Markt 
alles aufnimmt, was angeboten wird, ist die not-
wendige und tragende Mitarbeit der Landwirtschaft 
und ihrer Organisationen nicht zu gewinnen. Aber 
das ist gerade die Voraussetzung dafür, daß Markt-
anteile nicht verlorengehen. Man macht es sich zu 
einfach. Der ständige Ruf in Richtung Politik nach 
Absicherung der Märkte von möglichen Risiken ist 
natürlich eine bequeme Sache, aber den Erforder-
nissen unserer Zeit ist damit nicht gedient. 

Meine Damen und Herren, eine durchgreifende 
'Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Lage 
in der Landwirtschaft erfordert eine wirksame Struk-
turpolitik. Das hat Bundesminister Ertl heute erneut 
hervorgehoben, 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Vor 
allen Dingen der Eisenbahn!) 

beinahe eine Binsenweisheit, Herr Kollege, die 
manche in diesem Hause lange Zeit nicht begriffen 
hatten und begreifen wollten. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Mertes [Ge

-

rolstein] [CDU/CSU] : Schönen Gruß an Ihre 
Bundesbahn!) 

Ich erinnere mich nur zu gut an die lange Debatte 
um die Äußerung des Herrn Goppel, daß jeder 
Bauer bleiben kann, der Bauer bleiben will. 

(Dr. Früh [CDU/CSU] : Der Beruf wird wie

-

der modern!) 

Dieses Trugbild glaubte ich der Vergangenheit hin-
zuzählen zu können, ich habe mich getäuscht. Ich 
habe nämlich den Eindruck, daß in Ihrem neuen 
Programmentwurf mit dem anspruchsvollen Titel 
„Agrarpolitik in einer freien Gesellschaft" die alte 
Jacke wieder zum Vorschein kommt. Das tut mir 
schrecklich leid. 

(Dr. Früh [CDU/CSU] : Der Titel gefällt Ih

-

nen, nicht? — Reddemann [CDU/CSU]: Es 
liegt an Ihrem Blickwinkel!) 

Demgegenüber hat die Bundesregierung, die sozial-
liberale Koalition, in ihren strukturpolitischen Be-
mühungen den unbequemen Weg der Wahrheit ein-
geschlagen, frei von Opportunismus und Liebediene-
rei. 

Technischer Fortschritt, stagnierender Bedarf an 
Nahrungsmitteln zwingen die Landwirtschaft zur 
strukturellen Anpassung. Seit 1965 schrumpft die 
Zahl der Vollarbeitskräfte jährlich im Schnitt um 
41/2 %. Der Anteil der in der Landwirtschaft Be-
schäftigten an der Gesamtzahl der Erwerbstätigen 
ist in dieser Zeit von 10 % auf 7 % zurückgegangen, 
die Zahl der Betriebe um 350 000 auf nunmehr 
900 000. Fast die Hälfte dieser Betriebe treibt heute 
Landwirtschaft im Nebenerwerb. 

(Dr. Früh [CDU/CSU] : Das ist doch auch 
etwas!) 

Es ist ein gewaltiger Umschichtungsprozeß auf dem 
Lande nach wie vor, wenn auch mit unterschied-
lichem Tempo, im Gange. Aufgabe der Politik ist, 
steuernd und regelnd einzugreifen, 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Vor 
allen Dingen helfend einzugreifen!) 

damit dieser Prozeß nicht tragisch verläuft und en-
det. 

Die Bundesregierung hat ihre Aufgabe erkannt 
und sich ihr gestellt. Sie hat den Anpassungsprozeß 
mit Hilfe einer gezielten Struktur- und Sozialpolitik 
gefördert und erleichtert. Sie hat nicht immer Bei-
fall dafür geerntet, aber sie hat das Tor aufgestoßen 
zu einer modernen, gesunden Betriebsstruktur, die 
eines Tages in der Lage sein wird und sein muß, 
auf eigenen Füßen zu stehen. Die Bauern haben das 
inzwischen erkannt. Sie stellen sich mutig dieser 
Entwicklung, und das muß anerkannt werden. 

Meine Damen und Herren, das einzelbetriebliche 
Förderungsprogramm hat sich bewährt. Keine Bun-
desregierung, wie immer sie zusammengesetzt sein 
mag, wird zukünftig an dem Grundsatz der gezielten 
Förderung entwicklungsfähiger Betriebe rütteln 
können. Grenzfälle und auch Härten wird es immer 
geben. Sie sind zu mildern; das ist unsere Aufgabe. 
Die sogenannte Aufstiegshilfe zur Erreichung der 
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Entwicklungsfähigkeit ist ein geeignetes Mittel da-
für. Die Ausgleichszulage im Bergbauernprogramm, 
die Förderung der Nebenerwerbslandwirtschaft sind 
unsere begleitenden Maßnahmen, die notwendig 
sind zur Erhaltung der Kulturlandschaft und zur 
Stützung des Umstellungs- und Anpassungsprozes-
ses. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Die wir erkämpft ha

-

ben!) 

Eine Agrarpolitik, die auf der einen Seite die Pro-
duktivität der in der Landwirtschaft Tätigen erhöht 
und auf der anderen Seite soziale Härten vermeidet, 
erfordert allerdings eine längerfristige Perspektive, 
eine wirklich enge Koordination mit der regionalen 
Wirtschaftspolitik. 

Vernünftige Agrarstrukturpolitik bedeutet An-
reize durch Förderung und Sicherung außerland-
wirtschaftlicher Arbeitsmöglichkeiten vornehmlich 
in den Gebieten mit hoher Abwanderung. Der Über-
gang zur nebenberuflichen Landbewirtschaftung 
muß nach wie vor von der Politik stärker unter-
stützt werden, mehr durch Aufklärung und durch 
Förderung der Bereitschaft zur Zusammenarbeit, 
weniger durch finanzielle Hilfen für den Einzel-
betrieb selbst. Es gilt gerade in der kommenden 
Zeit des konjunkturellen Aufschwungs, alle Mög-
lichkeiten zu nutzen. Diese Chance dürfen wir 
nicht verstreichen lassen; sie eröffnet neue Perspek-
tiven für die Zukunft. 

Meine Damen und Herren, die Agrarsozialpolitik 
ist heute das am wenigsten umstrittene Kapitel 
unserer Politik für die Landwirtschaft. Sie geht zum 
großen Teil auf unser Konto; das wird auch vom 
Berufsstand anerkannt. Es war nicht immer so; 
Agrarsozialpolitik war für manche, die heute auf 
den Bänken der Opposition sitzen, ein verpöntes 
Wort. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zu

-

rufe von der CDU/CSU: Das ist nicht 
wahr! — Das ist natürlich Geschichtsklit

-

terung, mein Lieber! — Unglaublich! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Für manche, habe ich gesagt, Herr Kollege, für 
manche! Da waren damals neue Wirklichkeiten in 
den Dörfern entstanden; sie verlangten Lösungen. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Warum sind Sie eigentlich so empfindlich, wenn 
man die Wahrheit spricht? 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Ein dummes 
Geschwätz ist das! — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Verleumdung ist das! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir haben uns dieser Wirklichkeit gestellt und 
nach und nach Konsequenzen gezogen. 

Das Altersgeld ist zu einer spürbaren finanziellen 
Entlastung der aktiven Betriebsinhaber geworden; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer hat denn 
damit angefangen?) 

es wurde von 1966 bis 1976 verdoppelt. In diesem 
Zeitraum stiegen die Zuschüsse des Bundes von 

500 Millionen DM auf 1,5 Milliarden DM, also auf 
das Dreifache. Der 1974 eingeführten Dynamisie-
rung folgend, wird das Altersgeld ab 1. Januar 1977 
für Verheiratete 362 DM betragen. 

Mit der im Jahre 1969 eingeführten Landabgabe-
rente konnten bis einschließlich 1975 350 000 ha 
Nutzfläche für dringende strukturelle Zwecke mo-
bilisiert werden. Hierfür wendet der Bund allein in 
diesem Jahr 167 Millionen DM auf. 

Die Zuschüsse des Bundes zur Unfallverhütung 
stellen auf die Belastungsfähigkeit der Landwirte 
für die Aufbringung eigener Beiträge ab. Auf Grund 
einer Initiative der Koalitionsfraktionen hat der Er-
nährungsausschuß vorgeschlagen — der Haushalts-
ausschuß ist ihm inzwischen gefolgt —, auch 1976 
wie 1975 wieder rund 400 Millionen DM zur Ent-
lastung der Landwirtschaft von Beiträgen an die 
Berufsgenossenschaften im Haushalt zur Verfügung 
zu stellen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Mit der 1972 in Kraft getretenen gesetzlichen 
Krankenversicherung für die Landwirtschaft hat die 
sozialliberale Koalition die letzte Lücke im System 
der Sicherung unserer Landwirtschaft geschlossen. 
Für die Befreiung der Altenteiler von eigenen Ver-
sicherungsbeiträgen wird der Bund in diesem Jahre 
710 Millionen DM einsetzen; das sind etwa 280 Mil-
lionen mehr als im Jahre 1973. 

Das sind nur die Eckpfeiler unserer agrarsozialen 
Leistungen für die Landwirtschaft, die wir am Ende 
dieser Legislaturperiode vorzeigen — nicht der 
Effekthascherei wegen, sondern um denjenigen zu 
antworten, die sich erneut anschicken, draußen ihr 
Geschäft mit der Angst zu betreiben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir haben — und das 
sage ich mit gutem Recht — die Bauern nie im Stich 
gelassen, sondern haben im Rahmen des Möglichen 
und des Vertretbaren — und manchmal sogar dar-
über hinaus — gefördert und geholfen. Das gilt für 
die Einkommenspolitik und erst recht für die Agrar-
sozialpolitik. Wir sind stolz darauf, das System der 
agrarsozialen Sicherung vollendet zu haben; es aus-
zubauen wird unser Ziel sein. Zur Wahrhaftigkeit 
gehört aber auch die Feststellung, daß dieser weitere 
Ausbau vom finanziellen Leistungsvermögen des 
Bundes ebenso abhängt wie — das möchte ich unter-
streichen — von der Leistungsfähigkeit und der Lei-
stungsbereitschaft der Landwirtschaft selbst. 

Lassen Sie mich dazu noch ein Wort sagen. Es 
stößt an die Grenzen des Zumutbaren, wenn Spit-
zenvertreter des ländlichen Sozialsystems die Ver-
antwortung für die stärkere Belastung der Beitrags-
zahler dem Gesetzgeber anlasten und den Ruf nach 
weiteren öffentlichen Mitteln ertönen lassen, ohne 
daß der Versuch gemacht wird, die vom Gesetzgeber 
eingeräumten Handlungsspielräume voll auszu-
schöpfen. Ich meine, jetzt sind die Selbstverwal-
tungskörperschaften an der Reihe. 

Meine Damen und Herren, die Agrarfinanzierung 
wird schwieriger. Aber wie der Haushaltsausschuß 
schon bewiesen hat, hört aktive Politik für die Land- 
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wirtschaft und den ländlichen Raum auch unter 
schwierigen Haushaltsbedingungen nicht auf. So 
werden in diesem Jahr Sonderbeihilfen zur Behe-
bung der Sturmflutschäden in Höhe von 60 Millio-
nen DM gewährt, Mittel, die zusätzlich in den Haus-
haltsentwurf der Bundesregierung eingestellt wer-
den. Um weitere 80 Millionen DM werden die Zu-
schüsse zur landwirtschaftlichen Unfallversicherung 
aufgestockt. Eine weitere Aufstockung findet bei den 
Zuschüssen für die Krankenversicherung um 40 Mil-
lionen DM statt. Neue Titel wurden zur Unterstüt-
zung der Gartenbaubetriebe mit Unterglasanlagen 
in Höhe von 18 Millionen DM, für Naturparke in 
Höhe von 2 Millionen DM und für den Ausgleich 
von Wettbewerbsnachteilen bei der Futterfischerei 
in Höhe von 2 Millionen DM geschaffen. 

Wir alle wissen, daß für diese Maßnahmen Um-
schichtungen innerhalb des Regierungsentwurfs 
notwendig waren. Um das sachlich Notwendige ver-
wirklichen zu können, haben wir nach gewissenhaf-
ter Prüfung Deckungsvorschläge im wesentlichen zu 
Lasten der Gemeinschaftsaufgabe vorgelegt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Das ist uns nicht leichtgefallen. Aber Sparsamkeit 
läßt sich eben nicht durch Reden, sondern nur durch 
sorgfältig abgewogenes Handeln verwirklichen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na, Na!) 

Die vorgesehenen Kürzungen müssen nicht dazu 
führen, daß nunmehr gewisse Aufgaben vernach-
lässigt werden. Eine Beschränkung der Mittel der 
Gemeinschaftsaufgabe zwingt zur Konzentration auf 
das Wesentliche. 

(Beifall bei der SPD) 

Die sonst nach Sparsamkeit rufende Opposition hatte 
in diesen Besprechungen keine Alternative. 

(Gallus [FDP]: Sehr gut!) 

Der Antrag auf Erhöhung des Plafonds um 150 Mil-
lionen DM ist doch keine Alternative. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Doch! — Die 
einzig richtige!) 

Es zeigt nur einmal mehr, was von Ihren Sparbe-
teuerungen zu halten ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Nennen Sie das 
Wesentliche!) 

Meine Damen und Herren, Sparwille und Stabili-
tätsbewußtsein bei uns hindern die Europäische Ge-
meinschaft leider nicht, begehrlich in die Taschen 
,ihrer Mitglieder zu greifen. Mit 28 % sind wir über-
proportional dabei. Dennoch bejahen wir im Grund-
satz die EG-Agrarmarktpolitik. 

(Ein Abgeordneter der CDU/CSU meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

Präsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Nein. Lassen Sie 
mich weitersprechen! — Denn die gemeinsamen 
Marktordnungen sind wichtige Grundlagen für die  

wirtschaftliche Integration der freien, marktwirt-
schaftlich organisierten EG-Staaten. Sie sind ebenso 
Grundlagen für die Erhaltung und Weiterentwick-
lung leistungsfähiger bäuerlicher Betriebe. Sie ge-
währen unserer Bevölkerung eine sichere Ernäh-
rung aus eigener Kraft und schützen sie vor extre-
men Preissteigerungen. 

Als unerträglich empfinden wir es aber, wenn der 
geordnete Wettbewerb auf den europäischen Agrar-
märkten, den die deutsche Landwirtschaft nicht zu 
fürchten braucht, durch administrative Eingriffe zu-
nehmend beeinträchtigt wird. Gegen die Folgen un-
gerechtfertigter Verschiebung von Marktanteilen 
und gegen die hohen Kosten zu Lasten der Steuer-
zahler hat sich Bundeskanzler Schmidt im Oktober 
1974 gewandt, als er im EG-Ministerrat für eine 
gründliche Bestandsaufnahme der gemeinsamen 
Agrarpolitik eintrat. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Mit Recht werden die hohen Kosten der Agrarpo-
litik kritisiert, mit Recht auch ihr unerträglicher 
Verfall in unsinnigen Bürokratismus, wie sich er-
neut an dem Beimischungszwang für Magermilch-
pulver zeigt. Mit Recht wird die Vorherrschaft natio-
naler Einzelinteressen beklagt. 

In der Tat nehmen die Passiva auf dem euro-
päischen Konto allmählich überhand. Mehr und 
mehr wird die gemeinsame Agrarpolitik mit innen-
politischen Problemen der Nationalstaaten über-
lastet und zur Lösung dieser Probleme benutzt, 
wenn nicht sogar mißbraucht. Weitab vom Geist der 
Römischen Verträge und von den in Artikel 39 for-
mulierten Grundsätzen wird europäische Agrarpo-
litik heute benutzt zur Verhinderung sozialer Un-
ruhen unter den Bauern, für konservative Regierun-
gen, um sie vor dem Linksrutsch ländlicher Wähler 
zu bewahren, und zur Verbesserung von Zahlungs-
bilanzen, vor allem zu Lasten der Bundesrepublik. 
Die jüngste Mitteilung aus dem Bundesfinanzmini-
sterium, daß uns das Festhalten an einer völlig über-
holten Rechnungseinheit für den EG-Haushalt rund 
1 Milliarde DM kostet, spricht für sich. 

Die Aufnahme weiterer Mitglieder wird für die 
europäische Agrarpolitik morgen möglicherweise 
bedeuten, die NATO-Flanken in Europa abzusichern. 
Man kann diese Nebenziele der Agrarpolitik kei-
neswegs in Bausch und Bogen verdammen. Innerer 
Friede, ausgeglichene Zahlungsbilanzen und stabile 
Regierungen sind für die NATO sehr wichtig. Die 
Frage ist aber — das ist eine Frage an  die Außen-
minister und Regierungschefs in der Gemein-
schaft —, ob es richtig ist, zweifellos bedeutende, 
doch außerhalb der Agrarpolitik liegende Probleme 
mit Mitteln eben dieser Politik zu lösen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Die Schwierigkeiten werden sicher nicht geringer, 
wenn die gerade von sechs auf neun Mitglieder 
angewachsene Gemeinschaft nun erneut Zuwachs er-
halten soll. 

Ein Beispiel dafür, welche rein technischen Pro-
bleme sich dabei ergeben können: Ich habe mir ein-
mal ausrechnen lassen, wie viele Grenzausgleichs- 
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beträge die Brüsseler Kommission für jede einzelne 
der heute nur rund 400 landwirtschaftlichen Waren-
tarifpositionen festlegen müßte, wenn die Gemein-
schaft — was ja nicht auszuschließen ist — eines 
Tages aus zwölf Ländern mit unterschiedlichem 
Preisniveau bestünde. Ich sagte: ausrechnen lassen; 
denn es handelt sich um ein Problem der höheren 
Mathematik, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Mengenlehre!) 

wie die mir an die Hand gegebene Gleichung x = n 
(n — 1) zeigt, in der n für eine beliebige Zahl von 
Mitgliedstaaten steht. In einer solchen Zwölfer-
gemeinschaft wären es 132 Ausgleichsbeträge für 
jede der heute dem Grenzausgleich unterliegenden 
Tarifpositionen. Das ist viel, viel mehr, als derzeit 
das Amtsblatt füllt. Es wären über 50 000 Rechen-
operationen erforderlich, die Europas Computer-
gehirne womöglich jede Woche zur Aufrechterhal-
tung dieses Agrarsystems anstellen müßten. Das 
Ganze würde in acht oder neun Amtsbüchern, weil 
wir verschiedene Sprachen haben, gedruckt; denn 
von Amtsblättern könnte da wohl keine Rede mehr 
sein. 

Lassen Sie mich noch eine weitere Bemerkung zu 
den jüngsten währungspolitischen Ereignissen ma-
chen. Das Ausscheren Frankreichs aus der euro-
päischen Währungsschlange, dessen Vorspiel, der 
Hauptakt und das mögliche Nachspiel tragen zu-
mindest aus agrarpolitischer Sicht — ich unterstrei-
che das — Züge einer grotesken Tragikomödie. Ko-
mödie deshalb, weil ahnungslose EG-Agrarminister 
wenige Tage vor der effektiven Franc-Abwertung 
die von Frankreichs Landwirtschaftsminister zum 
Politikum erhobene Aufwertung des Grünen Franc 
beschlossen hatten. Tragödie, weil die Geschäfts-
grundlage für gemeinsame Agrarpreise, nämlich 
feste Wechselkurse innerhalb der EG, nicht einmal 
mehr den Hauch einer Realität besitzt. Und grotesk 
deshalb, weil der Ministerrat mir nichts, dir nichts 
auf eine integrationspolitisch konforme Lösung ver-
zichtet hat, die in einer von der Bundesregierung 
vorgeschlagenen Anpassung aller Leitkurse inner-
halb der Schlange bestanden hätte. 

Meine Damen und Herren, im Ernst: Die euro-
päische Integrationspolitik präsentiert sich ungleich-
gewichtiger denn je. Da müssen die europäischen 
Notenbanken einige Milliarden DM zur Stützung 
des französischen Franc aufbringen, und dann 
schert Frankreich aus der währungspolitischen 
Schlange aus. Da subventioniert die Bundesrepublik 
allein auf Grund einer historisch gewordenen Haus-
haltsrechnungseinheit die Gemeinschaft mit einer 
Milliarde DM jährlich, da werden Hunderte von Mil-
lionen Rechnungseinheiten als Erzeugerbeihilfe für 
nie existierende Olivenölmengen gezahlt, da werden 
Milliarden DM an Subventionen für Butter-, Mager-
milchpulver- und Rindfleischexporte in Ostblock-
staaten bewilligt — und Europa feiert das alles als 
integrationspolitische Notwendigkeit. Wer kann das 
noch verstehen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und wer kann 
das noch bezahlen?) 

Ich sage das nicht, weil es mir Spaß macht. Ich 
sage es nur, weil es notwendig ist, auf diese Pro-
bleme hinzuweisen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich finde es verwerflich, wenn Sie, Kollege Ritz, 
landauf und landab — heute haben Sie das wieder-
holt — kritische Äußerungen von Mitgliedern der 
Bundesregierung und insbesondere des Kanzlers zur 
Europafeindlichkeit ummünzen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Eigen 
[CDU/CSU] : Genauso ist es aber!) 

Das ist verwerflich. Sie stimmen doch wohl mit 
mir darin überein, daß Sie mit lauten Europabe-
kenntnissen allein, so wie wir es gestern abend 
von dem Kollegen Amrehn gehört haben, die 
äußerst schwierigen und delikaten Probleme in der 
EG nicht lösen können. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie werfen der Regierung große Versäumnisse 
vor. Aber der Unterschied zwischen uns ist folgen-
der: Sie reden, die Regierung und wir müssen han-
deln, und das ist eben insoweit nicht zu überbrük-
ken. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Anhal

-

tende Zurufe von der CDU/CSU) 

Mit wie vielerlei Maß, Kollege, rechnen Sie eigent-
lich? Erinnern Sie sich an Ihre eigenen Kollegen im 
Europaparlament? Da hat ein sehr bekannter Kol-
lege, Herr Dr. Edgar Jahn, auch von einer völligen 
Neuordnung der gemeinsamen Agrarpolitik gespro-
chen. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Das war eine Frage!) 

Wenn wir das sagen, ist es eine Schande; wenn er 
es sagt, ist es erträglich. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Herr Schmidt, das 
war eine Frage!) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Eigen? 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD): Ja, bitte schön! 

Eigen (CDU/CSU) : Herr Kollege Schmidt, sind Sie 
der Meinung, daß die Aussage von Bundeskanzler 
Schmidt, Europa kranke daran, daß immer nur 
zweitrangige Politiker dort tätig seien, sehr europa-
freundlich und -fördernd ist? 

(Kiechle [CDU/CSU]: Das hat er gesagt!) 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Erstens bin ich nicht 
davon überzeugt, daß eine derartige Äußerung wirk-
lich stimmt. 

(Eigen [CDU/CSU] : Doch, die stimmt! Sie 
ist in einem Interview mit der „Welt" ge

-

fallen! — Wehner [SPD] : Nein, die stimmt 
nicht!) 
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— Hören Sie mal, der Bundeskanzler 

(Wehner [SPD] : Wenn der erstrangige Poli

-

tiker Eigen diese Behauptung aufstellt, 
sollte sie wohl stimmen! — Lachen bei der 
CDU/CSU — Eigen [CDU/CSU] : Vielen 
Dank, Herr Wehner! — Fortgesetzte Zurufe 

von der CDU/CSU) 

ist meines Wissens — und das wird in Europa an-
erkannt — in seinen Bemerkungen so abgewogen, 
daß eine derartige Äußerung — — 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

— Sie können reden, ich weiß. Sie konzentrieren 
Ihre Angriffe auf den Bundeskanzler. Nun, das kön-
nen Sie tun; aber wir werden dagegenhalten. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Dr. Früh? 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Bitte schön! 

Dr. Früh (CDU/CSU) : Herr Kollege, ich will in 
diesem Zusammenhang nicht von Erst- oder Zweit-
rangigkeit reden. Viele, Herr Apel, Sie und noch 
einige andere, waren schon in europäischen Gre-
mien tätig. Ich möchte nur klarstellen, wie das mit 
Herrn Jahn war. Ihnen ist doch sicherlich bekannt, 
daß Herr Jahn lediglich eine Anfrage an die  Kom-
mission  gerichtet hat, 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: So ist es!) 

wie die Kommission das Ergebnis der Arbeit einer 
Forschungsgemeinschaft über die europäische 
Agrarpolitik beurteile. Er hat kein Urteil über die 
europäische Agrarpolitik abgegeben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Mertes 
[Gerolstein] [CDU/CSU] : Immer bei der 
Wahrheit bleiben! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Hören Sie, ich habe 
mir gestern nachmittag diese Anfrage kommen las-
sen. Darin kommt eine Meinung zum Ausdruck, die 
dahin geht: erstens, die EG-Ausgaben sind viel zu 
hoch, sie müssen reduziert werden, und zweitens, 
wir müssen ein völlig neues Agrarsystem in der 
EG einführen. Das kommt in der Frage indirekt zum 
Vorschein. Das können Sie nicht leugnen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — Zuruf 
von der CDU/CSU: Genau umgekehrt! — 
Dr.  Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Immer 

bei der Wahrheit bleiben!) 

— Er hat es sehr geschickt verpackt. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Dr. Früh (CDU/CSU) : Noch eine klärende Frage. 
Herr Kollege Schmidt, es geht doch hier wirklich 
darum — — 

Präsident Frau Renger: Herr Kollege, Frage! Es 
dauert bloß alles sehr viel länger, wenn jetzt 
dauernd Zwischenfragen gestellt werden. 

Dr. Früh (CDU/CSU) : Ist es nicht so, Herr Kollege 
Schmidt, daß Herr Jahn lediglich das Ergebnis der 
Arbeit einer Forschungsgesellschaft zum Gegenstand 
seiner Frage gemacht hat? Das ist nicht unwichtig. 

(Zurufe von der SPD) 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Natürlich, Kollege 
Früh, war es so, Aber in der Fragestellung kam 
doch diese seine Meinung zum Ausdruck. Das ma-
chen wir auch hier im Bundestag so. 

Ich könnte noch manch ein Wort über innerchrist-
demokratische Disparitäten verlieren. Aber lassen 
wir das um des lieben Friedens willen. 

Lassen Sie mich am Ende meines Beitrags zum 
Agrarbericht 1976 Bundesminister Ertl und seinen 
Mitarbeitern für die pünktliche Erfüllung des gesetz-
lichen Auftrages herzlich danken. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Danken möchte ich Bundesminister Ertl  noch einmal 
für seine abgewogene Einbringungsrede, aber dan-
ken auch allen denen, die draußen ihren Beitrag mit 
Fleiß und Geduld für die Ernährung unserer Mit

-

burger geleistet haben. 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, das war die letzte 
Agrardebatte in dieser Legislaturperiode. Lassen Sie 
mich angesichts des kommenden Wahlkampfes mit 
einem Zitat schließen. Es heißt: 

Die politischen Parteien dürfen ihre Verspre-
chungen nicht zu weit über das real Mögliche 
hinaus steigern, wenn sie an längerfristiger 
Unterstützung durch die Landwirtschaft inter

-

essiert sind. Enttäuschte Erwartungen sind in 
der abschreckenden Wirkung größer, als uner-
füllbare Versprechungen wirtschaftlich aufge-
klärte und politisch urteilsfähige Bauern anzu-
ziehen vermögen. 

So zu den Parteien gesprochen, ihnen ins Gewissen 
geredet von Professor Dr. Heidhues am 13. Februar 
dieses Jahres in Oldenburg anläßlich des Bauern-
kongresses der CDU. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ritz [CDU/CSU]) 

Wir hoffen, meine Damen und Herren von der 
Opposition, daß Sie die Epistel von Professor Dr, 
Heidhues beherzigen. Wir haben es immer schon so 
gehalten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Ge

-

lächter bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Gallus. 

Gallus (FDP) : Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Am heutigen Josefstag dürfen wir unserem 
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Bundeslandwirtschaftsminister doppelt gratulieren, 
erstens zu seinem Namenstag, 

(Beifall — Dr. Ritz [CDU/CSU] : Da gratu

-

lieren wir mit! — Zuruf des Abg. Stücklen 
[CDU/CSU]) 

zweitens zum Grünen Bericht 1976 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

und zu der Vorschau auf das laufende Wirtschafts-
jahr. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich darf gleich zu Beginn meiner Ausführungen 
klarstellen, daß sich Herr Kollege Ritz offenbar 
nicht ganz darüber im klaren ist, wie die Zuständig-
keiten in der Regierung der sozialliberalen Koali-
tion sind. Herr Kollege Ritz, für uns ist ganz klar, 
die Verantwortung für die Agrarpolitik liegt im 
Rahmen des Kabinetts bei Bundeslandwirtschafts-
minister Ertl. Uns ist es noch nicht passiert, wie es 
in früheren CDU-Regierungen geschehen ist, als Bun-
deswirtschaftsminister Schmücker zusammen mit 
dem damaligen Bundeskanzler Erhard die Preise in 
der EG gesenkt hat, ohne Rücksprache mit dem 
Landwirtschaftsminister zu nehmen. 

(Oh-Rufe bei der CDU/CSU) 

— Das mag Ihnen nicht gefallen, aber das zeigt den 
Wandel im Stil der Agrarpolitik, die seit sechs 
Jahren in diesem Kabinett betrieben wird. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter Gallus, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Dr. Früh? 

Gallus (FDP) : Ja. 

Dr. Früh (CDU/CSU) : Herr Kollege Gallus, wie 
können Sie Ihre Aussage, wer für diese Agrarpoli-
tik allein in diesem Kabinett zuständig ist, noch auf-
rechterhalten, wenn z. B. im Finanzausschuß des Eu-
ropäischen Parlaments ein Antrag auf Kürzung um 
1,3 Milliarden Rechnungseinheiten, nicht D-Mark, im 
Agrarbereich gestellt wird und man bei einem An-
ruf im Bundesernährungsministerium nicht klären 
kann, woher dieser Antrag kommt? 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Niegel 
[CDU/CSU]: Jetzt weiß er nichts mehr!) 

Gallus (FDP) : Herr Kollege Früh, eben deshalb, 
weil Sie hier Ihre Halbwahrheit nicht aufklären 
können, nehme ich dazu nicht Stellung. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Natürlich, ich kann doch nicht antworten, wenn 
hier Halbwahrheiten in den Raum gestellt werden, 
von denen niemand weiß, ob sie wirklich den Tat-
sachen entsprechen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD) 

Wenn Herr Dr. Ritz in dieser Debatte versucht 
hat, Keile zwischen den Bundeslandwirtschaftsmini-
ster, die FDP und den Bundeskanzler zu treiben, so  

kann ich nur sagen, er hat in der letzten Woche 
versäumt, den „Münchner Merkur" nachzulesen. 
Das ist sicher eine Zeitung, die der CDU/CSU näher-
steht als der sozialliberalen Koalition. Darin wird 
die wirtschaftspolitische Bedeutung dieser Regie-
rung und des Bundeskanzlers deutlich. Ich darf zi-
tieren: 

Besonders effektiv war der persönliche Kon-
takt der Regierungschefs, durch den die zeit-
weise sehr akute Gefahr des Handelsprotek-
tionismus gebannt wurde. Nicht die unbedeu-
tendsten Initiativen sind dabei von Bonn aus-
gegangen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich empfehle Ihnen, dies im „Münchner Merkur" 
vom letzten Donnerstag zur Wirtschaftsdebatte un-
ter der Überschrift „Die Rezession ist tot" nachzu-
lesen. 

(Zuruf des Abg. Niegel [CDU/CSU] und 
weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich wollte das nach dem wirtschaftspolitischen Aus-
flug des Herrn Ritz eingangs doch einmal erwähnt 
haben. 

Mit dem Agrarbericht 1976 haben wir ein weiteres 
Mal ein fundiertes Dokument über den Stand und 
die Perspektiven der Agrar- und Ernährungspolitik 
in unserem Land in die Hand bekommen. Auch ich 
möchte namens meiner Fraktion den Mitarbeitern 
des Bundeslandwirtschaftsministeriums für die hier 
geleistete Arbeit recht herzlich danken. Sie zeugt 
von einem hohen Leistungsstand. Mein besonderer 
Dank gilt den mehr als 9 000 Landwirten, die die 
für den Agrarbericht notwendigen Aufzeichnungen 
angefertigt und zur Verfügung gestellt haben. 

Herr Bundesminister Ertl hat in seinen umfassen-
den Ausführungen das schon im Agrarbericht ge-
zeichnete positive Bild zu einer überzeugenden 
Bilanz sozialliberaler Agrarpolitik ergänzt. In einer 
solchen Situation, Herr Kollege Ritz — das gebe ich 
zu —, hat es eine parlamentarische Opposition 
schwer und verlegt sie ihre Angriffe mehr auf Ne-
benkriegsschauplätze als auf die wichtigsten Pro-
bleme, um die es in der Landwirtschaft geht, weil 
sie hier eben keine Alternativen zu bieten hat. Ich 
habe dafür Verständnis. Aber dennoch sollten wir 
ein „A" ein „A" sein lassen 

(Wehner [SPD] : Und einen Gallus einen 
Gallus!) 

und einen guten Agrarbericht auch gut nennen. Aber 
in diesem Jahr zeigt sich wieder, daß ein guter 
Agrarbericht für die Opposition ein schlechter ist. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Das haben Sie von 
Logemann abgeschrieben!) 

Die Sache hat Methode. In diesem Jahr, meine 
Damen und Herren von der Opposition, zweifeln 
Sie die Vorschätzungen an. Im nächsten Jahr, wenn 
dann die endgültigen Ergebnisse vorliegen und die 
gute Einkommensentwicklung in dem jetzt laufen-
den Wirtschaftsjahr voll bestätigt wird, werden Sie 
wieder sagen: „Der Bericht hat historischen Wert." 
Sein Ergebnis liegt schon achteinhalb Monate hinter 
uns. Das alles haben wir ja schon einmal erlebt. Ich 
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erinnere an die Ausführungen, die Sie, Herr Kol-
lege Ritz, vor zwei Jahren vor diesem Hohen Hause 
zum Agrarbericht 1974 gemacht haben. Aber dieses 
Herummogeln um gute Ergebnisse lassen wir nicht 
zu. Auf der anderen Seite versucht die Opposition, 
hier den Eindruck zu erwecken, die Regierung sei 
für die günstige Ertragslage nicht verantwortlich. 
Meine Damen und Herren, Verantwortung ist nicht 
teilbar. Entweder wir tragen die Verantwortung, 
oder wir tragen sie nicht. Ich sage Ihnen: Wir tragen 
die Verantwortung. Wir lassen uns diese nicht ab-
sprechen — weder in guten noch in schlechten Jah-
ren. 

Sie haben, Herr Kollege Ritz, hinsichtlich des 
nächsten Grünen Berichts den Wunsch geäußert, daß 
auch die Vergleiche mit den übrigen EWG-Staaten 
einmal in den Grünen Bericht aufgenommen werden 
sollten. Das ist eine sehr löbliche Forderung, die Sie 
hier in den Raum stellen. Nur, ich bin der festen 
Überzeugung, daß Ihnen, so wie Sie sich in den 
sechs vergangenen Jahren dem Grünen Bericht ge-
genüber verhalten haben, die Augen aufgehen wer-
den. Ich sage Ihnen: Sie werden schneller, als es 
Ihnen lieb sein wird, wieder die Forderung erheben, 
solche Vergleiche nicht aufzunehmen. Denn wir 
können im Verhältnis zur EWG-Agrarpolitik mit 
dem, was hier geleistet worden ist, sehr gut be-
stehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Was Ihre Anmerkung angeht, die Landfrauen 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Die 
war sehr gut!) 

seien nicht genügend berücksichtigt worden, so be-
steht da zwischen uns, Herr Kollege Dr. Ritz, ein 
Unterschied, nämlich der, daß ich praktischer Land-
wirt bin, daß meine Frau im landwirtschaftlichen 
Betrieb tätig ist und ich darüber berichten und für 
viele bäuerliche Betriebe hier sprechen kann. 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Um Gottes willen!) 

Die Landwirtschaft braucht eben die Frauen, damit 
die Betriebe ordentlich wirtschaften können. Nur, 
vergessen Sie das eine nicht: daß wir auch einen 
Großteil berufstätiger Frauen in allen Bereichen 
haben, bei denen die Verhältnisse nicht so günstig 
sind, wie man das gerne haben möchte. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gibt im differenzierten Bereich der Landwirt-
schaft — lassen Sie mich das auch einmal sagen — 
die  Situation, daß der Großteil der Landwirte ihre 
Frauen im Kuhstall brauchen, aber es gibt auch noch 
welche, die, Sie zu den Festspielen nach Bayreuth 
schicken können. 

(Heiterkeit) 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Herr Kollege Gallus, ich weiß 
gar nicht, was Sie gegen Festspiele in Bayreuth 
haben. Ich habe eine Frage. 

Präsident Frau Renger: Herr Gallus, gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? — Bitte. 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Meine Frage bezieht sich we-
der auf die Festspiele noch auf die Arbeit der Bäu-
erin, sondern auf meine Anregung, Vergleiche mit 
anderen europäischen Ländern anzustellen. Sind Sie 
nicht der Meinung, daß dazu auch ein Vergleich in 
den anderen Ländern zwischen der Lage der Land-
wirtschaft und der Lage der übrigen in der Landwirt-
schaft Tätigen gehört? Genau hier liegt ja eines der 
Probleme, daß wir immer nur landwirtschaftliche 
Probleme miteinander vergleichen, aber nicht die 
gesamtwirtschaftliche Lage berücksichtigen. 

Gallus (FDP) : Herr Kollege Dr. Ritz, ich bin mit 
Ihnen einig: Dieser Vergleich kann gar nicht scha-
den. Nur sage ich Ihnen voraus, daß Sie ihn später, 
wenn er da ist, vielleicht wieder wegwünschen wer-
den. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Wie kommen Sie da

-

zu?) 
Diese Aussage erhalte ich aufrecht. 

Noch ein Wort zu den Vorschätzungen. Sicherlich 
sind Vorschätzungen mit Unsicherheiten behaftet. 
Das liegt in der Natur der Sache. Dennoch muß hier 
mit aller Deutlichkeit gesagt werden, daß die für 
das Wirtschaftsjahr 1975/76 vorgelegten Vorschät-
zungen mit größter Vorsicht erstellt worden sind. 
Sie können nicht in Frage gestellt werden, nur weil 
sie politisch unbequem sind. 

Ich will dies mit einigen Zahlen untermauern. 
1974/75 blieben die landwirtschaftlichen Erzeuger-
preise praktisch unverändert, und die Betriebsmittel 
verteuerten sich um 6,2 %. Im Durchschnitt der er-
sten sieben Monate des neuen Wirtschaftsjahres 
1975/76 verbesserten sich dagegen die Erzeuger-
preise gegenüber dem entsprechenden Vorjahres-
zeitraum um rund 17 % , 

(Kiechle [CDU/CSU] : Höchste Zeit!) 

während sich die Verteuerung der Betriebsmittel 
mit durchschnittlich 5,7 % in Grenzen hielt. Diese 
sehr günstige Preis-Kosten-Entwicklung für die 
Landwirtschaft führt natürlich zu einer entsprechen-
den Einkommensverbesserung, die sehr erheblich 
über die Steigerungsrate von 6,2 % in 1974/75 lie-
gen muß, also im jetzt zu behandelnden Wirtschafts-
jahr. 

Durch das gute Einkommensergebnis, das im jetzt 
laufenden Wirtschaftsjahr zu erwarten ist, werden 
die unterdurchschnittlichen Ergebnisse der letzten 
beiden Wirtschaftsjahre ausgeglichen. Insgesamt er-
gibt sich unter Einschluß dieser Vorschätzung seit 
1968/69 ein durchschnittlicher Einkommensanstieg 
um jährlich 11 %. Dies ist ein gutes Ergebnis; das 
der Landwirtschaft — wie in der Regierungserklä-
rung gefordert — die Teilnahme an der allgemeinen 
Einkommens- und Wohlstandsentwicklung ermög-
licht hat. Dabei dürfen wir jedoch nicht vergessen, 
daß es innerhalb der Landwirtschaft — wie in ande-
ren Bereichen — erhebliche Einkommensunterschie-
de gibt. 

Bei dem jetzt zur Diskussion stehenden Grünen 
Bericht des Wirtschaftsjahres 1974/75 wird zum er-
stenmal ein großes Einkommensgefälle zwischen 
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Nord- und Süddeutschland deutlich. Einkommens-
verbesserungen zwischen Schleswig-Holstein mit 
20 % Gewinn und Baden-Württemberg mit plus/ 
minus Null dürfen in den agrarstrukturpolitischen 
Überlegungen des Bundes nicht unberücksichtigt 
bleiben. Aus Sorge um eine gleichmäßige Entwick-
lung des landwirtschaftlichen Einkommens in den 
einzelnen Bundesländern habe ich im Ernährungs-
ausschuß den Antrag eingebracht, der, wie bekannt, 
folgendermaßen lautet — ich darf zitieren —: 

Angesichts der unterschiedlichen agrarstruktu-
rellen Verhältnisse in den einzelnen Bundes-
ländern gibt der Ernährungsausschuß des Deut-
schen Bundestages die Empfehlung an die Bun-
desregierung, im Planungsausschuß dafür Sorge 
zu tragen, daß die Mittel zur Verbesserung der 
Agrarstrukturpolitik den unterschiedlichen 
Strukturverhältnisse einzelner Gebiete ent-
sprechend vergeben werden. 

Darüber, meine sehr verehrten Kollegen vom Er-
nährungsausschuß, wurde in unserem Ausschuß hart 
diskutiert. Der Antrag ist danach mit großer Mehr-
heit gegen einige Stimmen aus den Reihen der CDU/ 
CSU angenommen worden. Anschließend aber ha-
ben die gleichen Kollegen der Opposition, die dem 
Antrag zugestimmt haben, mir Doppelzüngigkeit 
wegen der Haushaltsentscheidungen in der land-
wirtschaftlichen Presse vorgeworfen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Völlig korrekt! 
Absolut richtig!) 

Für diese Kollegen, die sich so verhalten — das 
sage ich hier von diesem Platz im Deutschen Bundes-
tag aus in aller Deutlichkeit —, wäre es ehrlicher 
gewesen, wenn sie im Ausschuß gegen meinen An-
trag gestimmt hätten. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Schon 
in meinem Lateinbuch stand: Gallus cantat, 

agricola ridet!) 

Aber dazu haben Sie keinen Mut gehabt. 

Aus den vorgenannten Gründen und auch wegen 
der markt- und erntebedingten Preisschwankungen 
kann die Regierung auch in einem guten Jahr nicht 
davon ausgehen, daß alle Einkommensprobleme für 
alle Zeiten gelöst sind. Die Bundesregierung hat 
entsprechend gehandelt und sich in Brüssel für eine 
angemessene Erhöhung der Agrarpreise eingesetzt. 
Sie hat erreicht, daß der Grenzausgleich in der Bun-
desrepublik nicht, wie von der Kommission vorge-
schlagen, um 3,5 %, sondern nur um 2,5 % vermin-
dert wird. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das ist ja ein gewaltiges 
Ergebnis!) 

Das bedeutet, daß die Agrarpreise in der Bundesre-
publik im kommenden Wirtschaftsjahr stärker an-
steigen werden, als ursprünglich von der Kommis-
sion vorgesehen. 

(Eigen [CDU/CSU] : 2 %) 

Wenn die Opposition mit diesem Erfolg von Bun-
desminister Ertl immer noch nicht zufrieden ist, muß  

sie sich den Vorwurf gefallen lassen, sie verlange 
weit mehr, als einer verantwortungsbewußten Po-
litik zuträglich ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer verhandelt 
denn in Brüssel?) 

Die jüngsten Brüsseler Preisbeschlüsse stellen mei-
nes Erachtens die beste Lösung dar, die angesichts 
der zahlreichen Sachzwänge in dieser äußerst 
schwierigen Materie gefunden werden konnte. Die 
Beibehaltung des derzeitigen Grenzausgleichs von 
10 % zu fordern, ist schlechthin unseriös, unfair ge-
genüber unseren Partnerlände rn  und durch nichts zu 
begründen. Das außerordentlich wichtige Instrument 
des Grenzausgleichs ist geschaffen worden, um 
plötzliche Einkommenseinbußen für die deutsche 
Landwirtschaft durch die D-Mark-Aufwertungen zu 
vermeiden. Diese D-Mark-Aufwertungen wurden 
durch die effiziente Stabilitätpolitik der Bundes-
regierung notwendig. Im selben Maße jedoch, in 
dem sich diese Politik in niedrigeren Steigerungs-
raten der landwirtschaftlichen Betriebsmittelpreise 
gegenüber denen der Partnerländer niederschlägt, 
steht eine Verringerung des Grenzausgleichs im 
Rahmen der jährlichen Preisbeschlüsse zur Diskus-
sion. Seit 1970 sind die Betriebsmittelpreise in der 
Bundesrepublik um 40 %, in Frankreich und Däne-
mark um 70 % und in Italien und England um 90 % 
gestiegen. Herr Kollege Ritz, an diesem Punkt hät-
ten wir in Ihren Ausführungen zur Stabilität und zur 
Inflation etwas mehr Objektivität erwartet. Wenn 
Sie sich die kürzlich veröffentlichten Zahlen zu Ge-
müte geführt hätten, hätten Sie feststellen können, 
daß die Preissteigerungsrate bei uns 5,4 %, in Eng-
land 24,9 %, in Frankreich 9,6 % und in Italien 
11,2 % beträgt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: In Chile 100 %) 

Aber nicht nur das! Auch in dieser Debatte sollte 
man, glaube ich, das, 'was in den Ländern um uns 
herum politisch und wirtschaftlich vor sich geht, 
nicht verschweigen und nicht so tun, als ob man sich 
hier wirtschaftspolitisch im siebenten Himmel be-
fände. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Nach 
sechs Jahren SPD/FDP-Regierung kann man 

das wirklich nicht sagen!) 

Wenn Sie einen Blick in die Zeitungen von heute 
morgen werfen, werden Sie feststellen, daß dort 
die große Sorge zum Ausdruck gebracht wird, daß 
Ihre Schwesterpartei „Democrazia Cristiana" in Ita-
lien demnächst in eine schwarze Volksfrontregierung 
eintritt, um die Probleme dort zu bewältigen. So 
stellen sich die Dinge dar. 

(Dr. Früh [CDU/CSU) : Das ist doch ein alter 
Hut! — Bewerunge [CDU/CSU] : Hier muß 
ich wie Herr Wehner sagen: Was hat das 

mit Agrarpolitik zu tun?) 

— Das müssen Sie, Herr Früh, sich auch als Euro-
päer einmal sagen lassen. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich weiß schon, wie die Dinge liegen. 
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Die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Land-

wirtschaft wird also durch die Verringerung des 
Grenzausgleichs keinesfalls beeinträchtigt. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : So reicht 
es nicht zum Landwirtschaftsminister!) 

Darüber hinaus ist entscheidend, daß das Instrumen-
tarium des Grenzausgleichs nach wie vor unver-
ändert fortbesteht und daß bei Wechselkursände-
rungen eines Mitgliedsstaates wie bisher entspre-
chende Grenzausgleichsbeträge festgesetzt werden. 
Dies gilt, ja im Augenblick auch wieder in unserem 
Verhältnis zum französischen Franc. 

Lassen Sie mich ein paar Bemerkungen zum Milch-
markt anschließen. Meines Erachtens ist die Anhe-
bung des Erzeugerrichtpreises für die Bundesrepu-
blik von insgesamt 4,6 0/o eine gute Lösung, was 
natürlich nicht heißt, daß die Erzeugerpreise so stark 
steigen. Eine stärkere Anhebung hieße die Schere 
zwischen Erzeugung und Verbrauch, also dem Markt, 
weiter zu öffnen und den Mittelaufwand für den 
Milchmarkt, der 1976 die Grenze von 7 Milliarden 
DM überschreitet, weiter anwachsen zu lassen. Zu-
gleich ist durch die Preisanhebung eine durchaus 
zufriedenstellende Einkommensentwicklung in den 
Futterbaubetrieben zu erwarten. 

Die meisten Landwirte haben den Ernst der Situa-
tion auf dem Milchmarkt erkannt. In Gesprächen 
draußen im Lande stößt man immer wieder auf die 
Bereitschaft der Milcherzeuger, sich an den Kosten 
der Überschußbeseitigung zu beteiligen, um einen 
Kollaps der Milchmarktordnung zu verhindern. Denn 
die Landwirte sehen sehr genau, daß die Erhaltung 
der, Funktionsfähigkeit der Milchmarktordnung für 
sie von größter Bedeutung ist. Die jetzt getroffenen 
Maßnahmen erscheinen zumindest so lange sinnvoll, 
wie eine Mengenregulierung des Milchangebots 
nicht möglich ist. Für ein solches Konzept sehe ich 
kurzfristig keine Realisierungschance, da hierzu 
ein einheitliches Vorgehen in allen Mitgliedstaaten 
erforderlich ist, wiewohl ich mittelfristig das Kon-
zept des Deutschen Bauernverbandes aus struktur-
politischen Gründen der Milchwirtschaft in Europa 
für sinnvoll halte. 

Inzwischen — und das ist ein wichtiger Fort-
schritt — sind auch die Mitgliedstaaten, die sich 
bisher gegen eine Verringerung der Produktions-
kapazitäten ausgesprochen haben, von ihrer Not-
wendigkeit überzeugt. Das ist, meine Damen und 
meine Herren, nicht zuletzt ein wesentlicher Erfolg 
der Überlegungen und Diskussionen im Rahmen der 
von der Bundesregierung angeregten Bestandsauf-
nahme der gemeinsamen Agrarpolitik. 

Das von der sozialliberalen Koalition geschaffene 
strukturpolitische Instrumentarium hält Maßnahmen 
für alle sozialökonomischen Betriebstypen bereit 
und trägt damit den strukturpolitischen Leitlinien 
und dem strukturpolitischen Leitbild Rechnung, dem-
zufolge ein Nebeneinander von Haupt-, Zu- und 
Nebenerwerbsbetrieben angestrebt wird. Es ist ein 
Verdienst der Koalition, auch die Nebenerwerbs-
landwirte in die staatliche Förderung einbezogen zu 
haben. Daraus darf aber nicht geschlossen werden, 
daß 'wir einer uriselektiven Förderung das Wort  

reden. Das Prinzip der selektiven Förderung bezieht 
sich ja nicht auf sozialökonomische Betriebstypen, 
sondern auf die in jedem dieser Betriebstypen anzu-
wendenden Maßnahmen. Die Förderungsschwelle 
bedeutet in diesem Zusammenhang ja nichts ande-
res, als daß für Haupterwerbsbetriebe geeignete 
Maßnahmen auch auf diese beschränkt bleiben. Das 
ewige Gerede der Opposition von der unliberalen 
und unsozialen Förderungsschwelle ist daher grund-
los. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sagen Sie das 
mal den Bauern in Baden-Württemberg!) 

Ich kann das nur so deuten, daß Sie, meine Damen 
und Herren von den Unionsparteien, zur Gießkan-
nenförderung zurückkehren wollen und damit den 
strukturpolitischen Erkenntnisstand nicht überwun-
den haben, der in den Zeiten aktuell war, als Sie 
die Regierungsverantwortung getragen haben. 

Der Maßnahmenkatalog ist jetzt durch die Auf-
stiegshilfe ergänzt worden, die Bund und Länder 
gemeinsam erarbeitet und beschlossen haben, aber 
nicht, wie Sie, Herr Kollege Ritz, gerne glauben 
machen möchten, ein Kind der Union ist. Das Prinzip 
der Selektivität ist durch die Aufstiegshilfe keines-
falls widerlegt. 

Den Betrieben, die zur Zeit die Schwelle noch 
nicht erreichen, wird durch sie erst ermöglicht, das 
Selektionskriterium der Förderungsschwelle nach 
mehrfachen Investitionsschritten zu überspringen. 
Die Aufstiegshilfe kommt damit insbesondere den 
süddeutschen Strukturproblemen entgegen. 

Durch ein lückenloses Netz der sozialen Siche-
rung werden die mit jedem Strukturwandel ver-
bundenen sozialen Härten wesentlich gemildert. Der 
Aufbau des sozialen Sicherungssystems für die Land-
wirtschaft ist die ganz große agrarpolitische Lei-
stung dieser Regierungskoalition. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Bewerunge? — Bitte. 

Bewerunge (CDU/CSU) : Herr Gallus, empfinden 
Sie nicht selbst Ihre Widersprüchlichkeit, wenn Sie 
auf der einen Seite die Förderungsschwelle verteidi-
gen, dabei den kleinstrukturierten Landwirten in 
Baden-Württemberg keine Chance der Förderung 
geben, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

dann wieder sagen, die Mittel flössen zu gering von 
Nord nach Süd, und endlich erkannt haben, daß wir 
mit der Aufstiegshilfe gerade Ihren Betrieben helfen 
wollen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Gallus (FDP): Herr Bewerunge, Sie wissen ge-
nauso wie ich, daß ich mich bei der Anhörung zur 
Frage der Förderungsschwelle im Ernährungsaus-
schuß, die ich selber beantragt habe, ganz entschie-
den für die Aufstiegshilfe eingesetzt habe. Die Auf-
stiegshilfe hebt natürlich die Förderungsschwelle 
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nicht auf, sondern sie macht sie nur erreichbarer. Das 
ist der Tatbestand. 

(Dr. Früh [CDU/CSU] : Für die Förderungs

-

schwelle hat er sich bei dem Hearing einge

-

setzt! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Als wir 1969 die Regierungsverantwortung über-
nahmen, gab es lediglich die Altersversicherung für 
Landwirte. Inzwischen ist sie durch die Dynamisie-
rung den Erfordernissen der jüngsten Zeit angepaßt. 
Ferner wurde die Krankenkasse für Landwirte ein-
gerichtet und die Beitragsfreiheit für Altenteiler 
durch Bundeszuschüsse ermöglicht. Die Landabga-
berente wird ebenfalls dynamisch angehoben. Im 
Januar 1975 ist noch eine Waisengeldregelung in 
Kraft getreten. 
Die soziale Sicherung ist gerade für die klein-

strukturierten Gebiete Süddeutschlands von großer 
Bedeutung. Je kleiner die Betriebe sind, desto 
schwerer ist es für sie, die zu einem sorglosen Le-
bensabend notwendigen Altenteilleistungen aufzu-
bringen, desto notwendiger und auch hilfreicher ist 
eine staatlich abgesicherte Altersversorgung. 

Mit einem Wort: Die Agrarsozialpolitik der sozial-
liberalen Koalition hat sich segensreich für die deut-
sche Landwirtschaft ausgewirkt. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Und das sagt 
der Vizepräsident des Bauernverbandes 

Württemberg-Baden!) 

— Das sage ich natürlich auch als Vizepräsident. 

Die insgesamt außerordentlich positive Bilanz so-
zialliberaler Agrarpolitik, angefangen bei der Ein-
kommensentwicklung bis hin zur sozialen Sicherung, 
erschwert zwangsläufig das Aufzeigen von Alterna-
tiven. Aber Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, machen es sich meines Erachtens zu 
einfach, wenn Ihre Alternativen einzig darin beste-
hen, Abstriche zu fordern, wenn die Landwirtschaft 
von Sparbeschlüssen betroffen ist, und nach Zusatz-
leistungen zu rufen, wenn es um Beihilfen oder 
Agrarpreise geht. 

Ich bezweifle, daß Sie diese Forderungen realisie-
ren könnten bzw. realisieren würden, wenn Sie die 
Regierungsverantwortung hätten. Wir haben mit 
Ihren Landwirtschaftsministern genügend Erfahrun-
gen gemacht. Darüber, wie gefährlich übertriebene 
Versprechungen in einem Wahljahr wirken können 
— ich habe mir dasselbe Zitat von Herrn Professor 
Heidhues vorgemerkt, das auch schon Herr Kollege 
Dr. Schmidt (Gellersen) brachte —, hat Professor 
Heidhues Sie auf Ihrem Bauernkongreß in Olden-
burg informiert. Den Schlußsatz möchte ich, da Herr 
Dr. Schmidt (Gellersen) ihn nicht wörtlich vorgetra-
gen hat, Ihnen doch noch einmal ins Gedächtnis zu-
rückrufen. Herr Professor Heidhues hat gerade bei 
diesem Oldenburger CDU-Bauernkongreß an Sie das 
Wort gerichtet: 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Dieser 
Kongreß hat Sie wohl gestört?!) 

Enttäuschte Erwartungen sind in der abschrek

-

kenden Wirkung größer, als unerfüllbare Ver

-

sprechungen wirtschaftlich aufgeklärte und po

-

litisch urteilsfähige Bauern anzuziehen vermö

-

gen. 

Wir verlassen uns auf die hier angesprochene 
Schicht in der Landwirtschaft, nämlich auf die auf-
geklärten und politisch urteilsfähigen Bauern. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Herr Kollege Gallus, 
dadurch, daß Sie jedes Jahr dieselben Aussagen 
wiederkauen, werden diese nicht genießbarer. Aber 
daß Sie zusätzlich noch ein paar sachlich falsche 
Aussagen hier machen, finde ich betrüblich; denn 
man könnte Ihnen unterstellen, daß Sie es besser 
wissen. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : So ist es!) 

Wenn Sie hier verkünden, daß die Milcherzeuger-
preise um 4,6 % angehoben worden seien, ist das 
nicht richtig. Laut Aussage Ihres eigenen Ministers 
wurden sie um 2 % angehoben. Sie sollten jeden-
falls Marktordnungs- und Erzeugerpreise nicht mit-
einander verwechseln. 

Was Ihre Bemerkung wegen Bayreuth anlangt: 
Das ist ein wunderschöner Ort, da wird Kultur ge-
macht. Daß Sie dagegen sind, kann ich überhaupt 
nicht verstehen. Das muß ich allerdings zur Kennt-
nis nehmen. Ich habe gar nichts dagegen, daß auch 
einmal eine Landfrau nach Bayreuth darf. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wollen Sie das auch noch verbieten? Entschuldigen 
Sie, das war doch sicherlich deplaciert; das möchte 
ich Ihnen hier einmal sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sagten wörtlich „Wir lassen uns die Verant-
wortung nicht wegnehmen, weder in guten noch in 
schlechten Jahren!". Ja, täten Sie es nur! In schlech-
ten Jahren haben Sie nämlich alle Ausreden, von 
Amerika über die EG und die Opposition bis zu 
allem, was Sie finden können. In guten Jahren 
waren Sie es natürlich allein. Bloß können Sie hier 
niemandem erzählen, daß aus dem Schweinezyklus 
jetzt auch noch ein Ertl-Zyklus wird. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine Bemerkung zu Ihnen, Herr Dr. Schmidt. Ich 
teile weitgehend das, was Sie in Ihrem Referat 
gesagt haben. Da Sie aber einen 15 Jahre alten Aus-
spruch des bayerischen Ministerpräsidenten Goppel, 
nach Möglichkeit Jahr für Jahr und auch jetzt wie-
der und noch dazu falsch zitieren, muß ich das hier 
zurechtrücken. Ich stehe zu diesem Ausspruch. Er ist 
das Bekenntnis eines freiheitlich denkenden Mini-
sterpräsidenten: „Jeder kann, wenn er will." Das 
Gegenteil dazu wäre nämlich: „Wer Bauer bleiben 
kann, bestimmen wir." Dagegen sind wir ganz und 
gar. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Jenninger 
[CDU/CSU] : Das sind wahre Liberale!) 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, der 

Agrarbericht 1976, sorgfältig erstellt und eine Fülle 
von Daten und Zahlen enthaltend, ist vorläufig der 
letzte Agrarbericht, den ein Minister der sozial-
liberalen Koalition dem Parlament vorlegt. Am 
Ende der 7. Legislaturperiode ist er also auch Teil 
eines Rechenschaftsberichts dieser Bundesregierung. 
Damit muß bei einer Wertung der Agrarpolitik die-
ser Koalition ein Überblick über die gesamte Ent-
wicklung der letzten Jahre erfolgen; denn bei einem 
Agrarbericht allein ist es wie beim Sprichwort: Eine 
Schwalbe macht noch keinen Sommer. 

Vorab eine Bemerkung zur öffentlichen Diskus-
sion. Man kann es nicht oft genug sagen, Herr Bun-
desminister. Die Vorausschätzung zur Einkommens-
entwicklung der deutschen Landwirtschaft, die Sie 
in der Pressekonferenz, als Sie Ihren Bericht vorge-
stellt haben, in den Vordergrund geschoben haben, 
hat die Schlagzeilen gefüllt und auch die Schaubilder 
von Propagandaflugblättern Ihres Ministeriums 
letztlich beeinflußt. Prognosen sind an und für sich 
etwas Gutes. Ich hoffe sehr — ich sage das hier 
ausdrücklich —, daß diese Ertl-Prognose von 19 % 
Einkommenszuwachs für die deutsche Landwirt-
schaft auch in Erfüllung geht; denn nur dann hätte 
die deutsche Landwirtschaft einen prozentualen Ein-
kommenszuwachs, der den übrigen außerlandwirt-
schaftlichen Durchschnittseinkommen entspräche. 
Nur dann, wohlgemerkt! Aber Ihre Prognose ist 
eben doch weitgehend Vermutung und Schätzung 
Ihres Hauses. Ich finde, die Bundesregierung hat 
schon einigen Kummer mit Prognosen hinter sich 
und hätte also allen Grund zur Vorsicht. Jedenfalls 
ist ihre Prognose reichlich optimistisch; sie geht sehr 
wahrscheinlich auch nicht in Erfüllung. 

Ich bedauere, daß in der Offentlichkeit falsche 
Vorstellungen über das Wesen des Betriebsreinein-
kommens dadurch entstehen müssen. Sie, Herr Mini-
ster, hätten das konsumfähige Einkommen wenig-
stens danebenstellen sollen. Wir haben Sie schon 
1974 darum gebeten, leider wieder ohne Erfolg. Da-
her fürchte ich, daß Ihre sogenannte Erfolgsmeldung 
zur psychologischen Schadensmeldung für die Be-
troffenen wird, soweit es die Wirkung in der allge-
meinen Offentlichkeit hier und in der EG anbetrifft. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein Rückblick auf die agrarpolitische Entwicklung 
der letzten Jahre zeigt an ganz wenigen, aber wich-
tigen Ausgangspositionen, Daten und Stationen ein 
wechselvolles und zum Teil auch verworrenes Bild. 
Am Beginn der politischen Verantwortung dieser 
Regierung standen ja schließlich eine Reihe von 
Zu- und Aussagen zur Agrarpolitik, von denen hier 
nur einige genannt werden sollen: 

Die Landwirtschaft wird voll an der allgemei-
nen Einkommensentwicklung beteiligt. 

— So hieß es schlicht. — 

Die europäische Agrarpolitik wird ausgebaut, 
durch eine Wirtschafts- und Währungsunion 
abgesichert und durch eine gemeinsame Struk-
turpolitik ergänzt. Der ländliche Raum ist zu 
entwickeln und als wichtige Komponente einer 

erfolgreichen Agrarpolitik zu betrachten. Die 
Beseitigung der Agrarüberschüsse bedeutet eine 
schwerwiegende agrarpolitische Prüfung 

— ich zitiere Sie, Herr Minister — 

und ist eine schwere Hypothek für die Agrar-
politik. 

Schließlich heißt es: 

Den auf dem Land lebenden Menschen ist eine 
gleichwertige Entwicklungschance wie der städ-
tischen Bevölkerung zu bieten. 

Heute, fast sieben Jahre nach diesen Ankündi-
gungen, ist das Ergebnis fragwürdig, gemessen am 
Ausgangspunkt. 

Die landwirtschaftlichen Einkommen sind zwar ge-
stiegen, sie waren aber hohen Schwankungen unter-
worfen. Es gab Jahre absoluten Rückgangs mit der 
Folge, daß die tatsächlichen Erlöse, in DM ausge-
drückt, echte Verluste bedeuteten. Der Jahresein-
nahmeausfall, entstanden z. B. durch ein gekürztes 
Gehalt, ist durch eine Erhöhung im nächsten Jahr 
nicht ohne weiteres wieder auszugleichen; es bleibt 
eben ein Verlust für das betreffende Jahr bestehen. 
Ihr jetziger Bericht weist eindeutig aus, daß sich 
die Disparität der landwirtschaftlichen Einkommen 
zu den außerlandwirtschaftlichen vergrößert hat. 
Sie, Herr Minister, verschweigen diese Tatsache. 
Das Verhältnis Erzeugerpreise : Betriebsmittelkosten 
ist ungünstiger, als es 1969 war. Das ist auch der 
Grund für die erheblich gesunkene Nettoinvesti-
tionsleistung der Landwirtschaft. Es fand keines-
wegs eine so günstige Einkommensentwicklung bei 
den deutschen Landwirten statt, wie Ihre 19 % das 
suggerieren. 

Lassen Sie mich dazu auch einige Zahlen anführen. 
Ich zitiere aus Ihrem Bericht: „Seit 1970/71 wurden 
die Marktordnungspreise im Durchschnitt pro Jahr 
um 6 % angehoben." Das bedeutet eine Erzeuger-
preisanhebung um bestenfalls 3 % pro Jahr, wenn 
ich großzügig rechne. Dann heißt es: „Die nominale 
Einkommenssteigerung" — nämlich einschließlich 
der 19 %igen Vorschätzung — „betrug im gleichen 
Zeitraum 11 %." Das heißt doch, ganz konkret aus-
gedrückt: 3 % waren echte Preiserhöhungen für die 
Bauern, 11 % waren Einkommenssteigerung. 8 % 
Einkommenszuwachs ist demnach eigene Leistung 
der Bauern. Darin stecken der Fleiß und das beruf-
liche Können und die Erntemengen und die Markt-
leistung und die Qualitätsverbesserung und die 
Abwanderungsrate von Arbeitskräften aus der 
Landwirtschaft — im gleichen Zeitraum übrigens 
400 000 Arbeitskräfte, die heute weniger in das 
Produktionspotential hineingeteilt werden müssen. 
Darin stecken auch die Sonn- und Feiertagsarbeit, 
die Überstunden und schließlich der Kostenvorteil, 
der dadurch entstanden ist, daß die Bauern heute 
weit mehr als früher überbetriebliche Zusammen-
arbeit pflegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie das dazugesagt hätten, Herr Minister, 
dann wäre verständlicher gewesen, was Ihre Zah-
len wirklich aussagen. 
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Kiechle 
Die außerlandwirtschaftlichen Zusatzeinkommen 

waren laut Bericht sogar rückläufig — selbstver-
ständlich eine Folge der Rezession —, und nach dem 
Bericht 1976 haben 95 % der landwirtschaftlichen 
Betriebe das vom Landwirtschaftsgesetz angestrebte 
Einkommen nicht erreicht. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Das ist die nüchterne Wahrheit und enthüllt — 
das sage ich hier mit vollem Ernst —, wie demago-
gisch-unsachlich die Behauptung ist, für den Bauern-
verband — zum Teil war wohl auch die Opposition 
gemeint — sei nur ein  Agrarbericht ein 
guter Agrarbericht. So kann man es nicht sagen und 
sollte man es auch nicht sagen. 

Als Fazit ist jedenfalls festzustellen: Ihre eigenen 
Aussagen über volle Beteiligung der Landwirtschaft 
an der allgemeinen Einkommensentwicklung haben 
sich nicht voll erfüllt. 

Ein Rückblick auf die Fortentwicklung der euro-
päischen Agrarpolitik einschließlich einer angekün-
digten, beginnenden gemeinsamen Wirtschafts- und 
Währungsunion ist wohl kaum sehr ermutigend. 
Als Sie Ihr Amt antraten, Herr Bundesminister, gab 
es noch verhältnismäßig einfache EG-Regelungen 
und relativ wenige, auf Ratsbeschlüsse zurückzu-
führende Wettbewerbsverzerrungen. Da ganze 
Brüsseler Geschehen war noch überschaubar, die 
Kosten waren relativ bescheiden. Was ist denn nun 
in den vergangenen Jahren daraus gemacht worden? 
An Kompliziertheit nicht mehr zu übertreffende Vor-
gänge, ein Wirrwarr an zum Teil sich widerspre-
chenden und zuwiderlaufenden Regelungen in den 
Mitgliedsländern, steil ansteigende Kosten im 
Garantieteil und sich ständig mehrende Vertagungs-
beschlüsse gegenüber vorhandenen Problemen. Ich 
behaupte nicht, Sie, Herr Minister Ertl, seien allei-
niger Verursacher und Schuldiger per Absicht, aber 
Sie haben über sechs Jahre lang die Verantwortung 
mitgetragen. Alle Ministerratsbeschlüsse tragen 
Ihre Unterschrift; das Ergebnis ist also mit Ihr und 
Ihrer Bundesregierung Werk. Da gilt eben auch, daß 
man dazu stehen muß, Herr Gallus. 

In diesem Zusammenhang ist es nach meiner Auf-
fassung unseriös und unaufrichtig, wenn Kanzler 
und manche Mitminister das eigene Werk dann 
dauernd kritisieren und damit den Eindruck er-
wecken, als seien Europas Bauern an dem desolaten 
Zustand der EG-Politik schuld. 

(Löffler [SPD] : Das ist doch gar nicht wahr! 
Das ist doch eine Unterstellung!) 

— Das stimmt doch! Lesen Sie nach, was hier dazu 
gesagt wurde und wovon selbst in der Fragestunde 
bestätigt worden ist, daß es stimme, nur nicht so 
gemeint gewesen sei. Dann wissen Sie es ganz ge-
nau. Jedenfalls ist es eine unmögliche Verhaltens-
weise, erst auf der Gipfelkonferenz in Den Haag 
den Beitragsschlüssel zu erhöhen, dann einer ge-
meinsamen Strukturpolitik zuzustimmen, dann in 
Dublin materielle Sonderleistungen zugunsten neuer 
Mitglieder zu beschließen und anschließend alles, 
was man selbst beschlossen hat, zu kritisieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich nehme Sie persönlich, Herr Minister Ertl, aus-
drücklich von diesem Vorwurf aus, aber Kanzler, 
Finanz- und Wirtschaftsminister sind mit Ihnen in 
einem Kabinett, und das bedeutet auch gemeinsame 
Verantwortung. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Darum sind 
sie auch nicht da!) 

Was war das für ein Spektakulum, meine Damen 
und Herren, auf Veranlassung von Herrn Kanzler 
Schmidt, als ultimativ eine gesamteuropäische 
agrarpolitische Bestandsaufnahme gefordert wurde, 
und was war es für ein Ergebnis! Der Schlußsatz 
heißt: „Es gibt keine Alternative zur gemeinsamen 
Agrarpolitik." Ja, da kann man nur sagen, der Berg 
kreißte und hat ein Mäuslein geboren. Ihr Zielpunkt 
jedenfalls, Herr Minister, und damit auch der Ihrer 
Bundesregierung, die europäische Fortentwicklung, 
ist wahrhaftig nicht erreicht — im Gegenteil —, und 
eine gemeinsame Wirtschafts- und Währungsunion 
ist weiter entfernt denn je. 

Ein wichtiges Instrument zur Verbesserung der 
Lebensverhältnisse auf dem Lande könnte das 
einzelbetriebliche Förderungsprogramm sein. Es war 
leider von Anfang an falsch konzipiert. Die Großen 
sind förderfähig, die Kleineren sind ausgeschlossen. 
Unsere voll berechtigten Gegenvorstellungen haben 
zwar die Bundesregierung Stück für Stück zu Ände-
rungen gezwungen — bis hin zum wichtigen Schritt 
der Aufbauhilfe —, aber leider fehlt jetzt das Geld, 
und damit ist das Ganze wieder wertlos, wie über-
haupt eine negative Entwicklung zu Lasten der 
ländlichen Räume immer deutlicher sichtbar wird. 

(Löffler [SPD]: Es ist Phantasie, was Sie da 
sagen!) 

Ich mache z. B. darauf aufmerksam, daß eine von 
SPD und FDP in den Ausschüssen des Bundestages 
beschlossene Kürzung von 135 Millionen DM Bun-
desmitteln für die Agrarstrukturverbesserung in 
den ländlichen Räumen im Endeffekt mindestens 
600 Millionen DM an Investitionen in einem Jahr 
zum Schaden der ländlichen Räume blockiert, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

und was daran Phantasie sein soll, Herr Löffler, 
ist mir völlig schleierhaft. Die durch die Kürzung 
der Bundes- und Landesmittel blockierten privaten 
Investitionen ergeben diese Summe — Sie können 
es selber nachrechnen —, ganz zu schweigen natür-
lich auch von der drohenden Reduzierung der Ver-
kehrsbedienung der ländlichen Räume. 

Am Beginn Ihrer Ministertätigkeit kritisierten Sie, 
Herr Bundesminister, sehr deutlich vorhandene 
Überschüsse. Damals sprachen Sie von einer hinter-
lassenen Hypothek und von der sprichwörtlichen 
dicken Suppe, die Sie auslöffeln müßten. Was hinter-
lassen Sie jetzt und heute? Wessen Hypothek ist 
es eigentlich nun? Ihre Vorstellungen gehen dahin, 
die Einkommen der Landwirte zu kürzen und mit 
den geplanten Abzügen. die Finanzierung der Ver-
säumnisse des Ministerrats vorzunehmen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Das wollen Sie im Herbst unter dem Stichwort 
„Erzeugerbeteiligung" beschließen lassen. Dabei 
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scheint mir die beschlossene Regelung z. B. zur Bei-
mischung von Magermilch zu den Futtermitteln 
noch erhebliche Mängel zu haben. Übrigens brin-
gen die neuen Beschlüsse — das nur als Neben-
bemerkung — eine automatische Reduzierung der 
Beihilfe um eine Rechnungseinheit je Doppelzent-
ner Magermilchpulver, und dies ist genau wieder 
ein neuer Schritt in die falsche Richtung. Vielleicht 
kann man das noch reparieren. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage? — 
Bitte! 

Eigen (CDU/CSU) : Herr Kollege Kiechle, können 
Sie hier ein Beispiel für die Fragwürdigkeit der be-
beschlosssenen Regelung aufzeigen? 

(Zurufe von der SPD: Nein!) 

Kiechle (CDU/CSU) : Ja, ich nenne Ihnen ein Bei-
spiel. Es gibt jetzt z. B. den Beschluß, daß nach einer 
Mindestmengenregelung in die Milchaustauscher so-
undso viel Magermilchpulver eingemischt werden 
muß. Den Beschluß an sich kritisiere ich nicht. Nur 
wird er sich in der Praxis folgendermaßen aus-
wirken. Es wird wahrscheinlich künftig einen Aus-
tauscher mit einem hohen, nämlich dem geforderten 
Anteil an Magermilchpulver geben, und es wird ein 
Kälbernährmehl geben, das dort beimischfähig ist. 
Und dann werden im Stall der Produzenten zwei 
Säcke stehen mit der Anweisung, zwei Becher von 
hier und einen von dort zusammenzumischen, und im 
Endeffekt sind wieder 45 bis 50 % Magermilchpul-
ver enthalten. Damit ist eben, finde ich, wenn man 
schon 100 000 bis 200 000 Tonnen mehr über die Ver-
fütterung anzubringen anstrebt — was ich bejahe —, 
der vorgeschlagene und beschlossene Weg praktisch 
nicht gangbar. Man hätte, Herr Bundesminister, 
wahrscheinlich besser daran getan — und das sei 
gleich als eine Alternative genannt —, das Mehr, 
das man unterbringen will, so weit zu verbilligen, 
daß es auch tatsächlich freiwillig eingemischt wird. 
Ich sage, nicht: das Ganze, aber: das Mehr. Ich kann 
Ihnen das auch in Zahlen sagen: Wenn Sie die Ko-
sten der zur Verfütterung bestimmten Magermilch 
von 180 auf 120 DM je Doppelzentner verringerten 
und damit zu 15 % mehr Beimischung kämen, hätten 
Sie 150 Millionen t permanent mehr drin, und die 
Kosten betrügen rund 35 Millionen Rechnungsein-
heiten. Das wäre bei diesem Riesenhaushalt vermut-
lich noch tragbar gewesen. Das ist ebenfalls eine 
Auffassung von mir. Sie können einmal prüfen, ob 
das stimmt oder nicht. 

Stücklen [CDU/CSU] : Ein sehr guter Vor

-

schlag!) 

Alles in allem: Unter Ihrer Regierung und Ver-
antwortung blieben die Überschüsse ein Problem, 
wie Sie es anfangs so beklagt hatten. Ich kann nur 
feststellen, daß sich das Problem lediglich vergrö-

ßert hat. Das ist die Kehrseite der Medaille, Herr 
Minister, deren bessere Vorderseite Sie heute bei 
freundlichstem Licht in Ihrer Einbringungsrede vor-
zeigten. Aber erst die zweite Seite ergibt ein sach-
liches und richtiges Bild. 

Allerdings gehören auch die veränderten Rahmen-
bedingungen der Deutschen Agrarpolitik — sozu-
sagen als Kassette — zur Medaille, und die hat Ihre 
Regierung nun gründlich negativ geändert: fehlende 
Arbeitsplätze, Menschen ohne Arbeit, fehlende Aus-
bildungsplätze für junge Menschen, gerade auch 
auf dem Land, hohe Staatsverschuldung mit der 
Folge stark eingeschränkter finanzieller Möglichkei-
keiten auch bei der sozialen und wirtschaftlichen 
Absicherung und Fortentwicklung im Bereich der 
Landwirtschaft. All das gehört eben auch zur Bilanz. 
In diesem wichtigen Bereich hat diese Bilanz rote 
Zahlen und negative Aspekte. Aber darüber schwei-
gen Sie. 

Wir sehen trotzdem keinen Grund, Ihnen den gu-
ten Willen abzusprechen. Wir wissen zu gut, wie 
dornenvoll Agrarpolitik sein kann und vermutlich 
auch bleiben wird. Sie haben allerdings schon vor 
Jahren — entschuldigen Sie, wenn ich das mal so 
sage — den Mund etwas zu voll genommen. An 
Ihren Ankündigungen gemessen, ist das Ergebnis 
relativ bescheiden geblieben. In manchen Bereichen 
ist es absolut ungenügend. Dabei haben Sie all die 
Jahre eine Opposition zur Seite gehabt, die ausge-
sprochen konstruktiv gewirkt hat, und zwar im Ple-
num und im Ausschuß. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie der eigene Kanzler in einem sehr selt-
samen Verfahren nach Brüssel zum Bestandsauf-
nahmespektakel schickte — wir haben Sie gestützt. 
Wir haben für Sie die maßlose und schädliche 
Kritik besonders des Kanzlers und des Finanzmini-
sters an der europäischen Agrarpolitik abgeblockt, 
Ihnen geholfen, den Grenzausgleich zu verteidigen, 
und sogar durchgesetzt, den Abbau des Aufwer-
tungsausgleichs zu mildern, was Sie selbst zwar 
wollten, aber nicht durften. Sie können sich ruhig 
bei dieser Opposition und ihrer konstruktiven Un-
terstützung bedanken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir, meine Damen und Herren, die Union, danken 
unseren Bäuerinnen und Bauern, der Landjugend 
und allen in der Landwirtschaft Beschäftigten für 
ihren beruflichen Fleiß und Einsatz, ihre unterneh-
merische Risikobereitschaft und das Bemühen um 
die Produktion qualitativ hochwertiger Nahrungs-
mittel. Besonders aber danken wir für den unbe-
zahlten und auch unbezahlbaren Beitrag der deut-
schen Landwirtschaft zur Erhaltung und Pflege un-
serer Kulturlandschaft und damit zu Natur- und Um-
weltschutz. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Vor 
Verlassen des Rednerpults trinkt Abg. 

Kiechle einen Schluck Wasser) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, damit kein Irrtum entsteht: Es 
war noch keine Milch. 

(Heiterkeit — Dr. Ritz [CDU/CSU] : Leider 
nein!) 

— Wir werden darüber mal nachdenken, Herr Ritz. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Susset. 
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Susset (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Seit der Agrarbericht 
1976 vorliegt, muß die Offentlichkeit den Eindruck 
gewinnen — das hat auch wiederum die heutige 
Debatte gezeigt, zumindest was die Ausführungen 
seitens der Regierungskoalition anlangt —, daß es 
zur Zeit nur einen Wirtschaftszweig gibt, nämlich 
die Landwirtschaft, in dem Einkommenszuwächse in 
einer Größenordnung prognostiziert werden, wie es 
im Agrarbericht zum Ausdruck kommt; in keinem 
anderen Wirtschaftszweig gibt es das. 

Nun, man muß sich fragen, ob es tatsächlich 
möglich ist, schon jetzt so optimistische Prognosen 
in den Raum zu stellen, bevor exakt aufgezeigt wer-
den kann, was Ernteschwankungen und Witterungs-
verhältnisse oder was auch Verteuerungen auf den 
verschiedensten Ebenen in der Zukunft mit sich 
bringen können. Ich glaube, in der Öffentlichkeits-
arbeit der Bundesregierung wird auch nicht genü-
gend darauf hingewiesen, daß die Betriebsergeb-
nisse äußerst unterschiedlich sind, d. h., man darf 
nicht einfach den Eindruck erwecken, als gehe es 
der Landwirtschaft insgesamt gut. 

Sowohl durch unseren Ausschußvorsitzenden, 
Herrn Dr. Schmidt (Gellersen), als auch durch den 
Kollegen Gallus ist heute festgestellt worden, daß 
es ein krasses Nord-Süd-Gefälle gibt. Während der 
Kollege Gallus in seiner Rede zum Ausdruck bringt, 
daß die Einkommensverbesserungen in Baden-Würt-
temberg plus/minus Null sind, muß ich dem Agrar-
bericht entnehmen, daß in Bayern eine Einkommens-
verschlechterung um 2,7 % und in Baden-Württem-
berg eine solche um 1,5 % zu verzeichnen ist. Das 
ist doch sicherlich etwas anderes als plus/minus 
Null. 

(Zuruf des Abg. Gallus [FDP]) 

Daraus ist natürlich auch zu ersehen, daß man es 
sich nicht so einfach machen darf, wie das die Bun-
desregierung und die Koalitionsfraktionen immer 
tun, nämlich so zu tun, als ob die gesamte Land-
wirtschaft mit einer allgemein günstigeren Ein-
kommensentwicklung rechnen könne. 

Wir gönnen es den Landwirten, die in den be-
günstigten Landstrichen wirtschaften, daß sich ihre 
Einkommensverhältnisse verbessert haben. Gute 
Ernten und vor allen Dingen auch eine günstige 
Betriebsstruktur haben mit dazu beigetragen, daß 
in diesen Gebieten Einkommenszuwächse erzielt 
werden konnten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber wir müssen natürlich auch das aufgreifen, 
was Minister Ertl sagt: daß Strukturprobleme nicht 
allein über die Preise gelöst werden können. Das 
ist auch unsere Meinung, Herr Minister Ertl. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Susset, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Herrn Abgeordneten Gallus? 

Susset (CDU/CSU) : Ja, wenn sie nicht zuviel Zeit 
in Anspruch nimmt; denn wir haben uns ja darauf 
verständigt, die Debatte um 13 Uhr zu beenden. 

Gallus (FDP) : Ganz kurz. Wollen Sie, Herr Kollege 
Susset, wenigstens vor diesem Hohen Hause zu-
geben, daß das laufende Wirtschaftsjahr — auf 
Grund der Hochrechnungen, die der Landwirtschafts-
minister freundlicherweise für Baden-Württemberg 
vorgenommen hat — wesentlich günstiger ist als das 
letzte? 

Susset (CDU/CSU) : Ich glaube nicht, daß es für 
den Herrn Minister ehrenvoll wäre, zugeben zu müs-
sen, daß für uns auch noch für das kommende Wirt-
schaftsjahr Minuszahlen zu verkraften seien, wie Sie 
sie für das vergangene Wirtschaftsjahr registrieren 
mußten. 

Wir haben uns als Agrarpolitiker die Frage zu 
stellen: Wie können wir diese durch die Bundes-
regierung nachgewiesene Einkommensverschlechte-
rung in den verschiedensten Regionen des Bundes-
gebietes jetzt durch Maßnahmen der staatlichen 
Agrarpolitik lang- und mittelfristig ausgleichen? Wir 
müssen feststellen, daß dieser Ausgleich eigentlich 
nur mit Maßnahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes" möglich ist; denn auf Grund dieser Gemein-
schaftsaufgabe ist es seit dem Jahre 1969 so, daß 
alle Maßnahmen gefördert werden, die geeignet 
sind, zur Verbesserung der Produktions- und Ar-
beitsbedingungen in der Land- und Forstwirtschaft 
beizutragen. Wenn wir nun bei Überprüfung der 
einzelnen Haushaltsansätze feststellen müssen, welch 
negative Haltung die Bundesregierung zu den so 
dringend notwendigen Maßnahmen dieser Gemein-
schaftsaufgabe einnimmt, kann man doch nur noch 
die Frage stellen: Wie soll es mit der Verwirklichung 
der Agrarstruktur in der Zukunft bundesweit weiter-
gehen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr!) 

Die Bundesregierung und die Koalitionsfraktionen 
wehren sich mit Entschiedenheit dagegen, daß der 
Einzelplan 10 „mindestens dieselbe Steigerungsrate 
aufweist wie der Gesamthaushalt". 

(Zuruf des Abg. Gallus [FDP]) 

Wir müssen feststellen, daß der Ansatz für das Jahr 
1976 unter dem Ansatz des Jahres 1973 liegt, obwohl 
der Gesamthaushalt in diesem Zeitraum eine Steige-
rung von 40 % erfahren hat. 

(Dr. Hammans [CDU/CSU] : Gott sei's ge

-

klagt!) 

Diese Benachteiligung in den Haushaltsansätzen 
wird negative Auswirkungen auf die Verbesserung 
der Agrarstruktur haben. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Leider wahr!) 

Für die deutsche Landwirtschaft ist es nun wenig 
hilfreich, von der Bundesregierung und den Koali-
tionsfraktionen immer wieder zu hören, daß die Vor-
schläge der Opposition, die Mittelansätze für die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes" mindestens in der 
im Haushaltsentwurf vorgesehenen Höhe zu be

-

lassen, abgelehnt werden müssen, weil man ja spa-
ren muß. Selbstverständlich! Wir von der CDU/CSU 
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lassen uns in dem Willen zur Sparsamkeit von den 
Koalitionsfraktionen nicht übertreffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber hier, meine Damen und Herren, 

(Gallus [FDP] : Sagt doch, wo ihr sparen 
wollt!) 

kommt es einfach auf die Gewichtung an. Die dem 
Einzelplan 10 durch die Koalitionsfraktionen einge-
räumte Gewichtung läßt erkennen, welch niedrigen 
Stellenwert die Bundesregierung und die Koalitions-
fraktionen der Landwirtschaft im Haushalt ein-
räumen. 

Zum Sozialhaushalt ließe sich einiges sagen; das 
wurde hier schon einige Male angesprochen. Anläß-
lich der Beratung des Bundeshaushalts 1976 wurde 
sowohl im Ernährungsausschuß als auch im Haus-
haltsausschuß darauf hingewiesen, daß in einer 
Reihe von Titeln die von der Bundesregierung ein-
gebrachten Mittelansätze einfach zu gering beziffert 
waren bzw. Ansätze für dringend erforderliche Maß-
nahmen, wie beispielsweise Heizölkostenbeihilfen, 
für den Gartenbau, wie die Hilfen für die Kutter-
fischerei, überhaupt nicht vorgesehen waren. Der 
Entwurf geht sogar nach Meinung des Bundesrech-
nungshofes bezüglich der Finanzierung von gesetz-
lich vorgeschriebenen Leistungen von zu geringen 
Ansätzen aus. Das widerspricht eigentlich dem, was 
der Kollege Schmidt (Gellersen) vorhin über die 
Priorität der Sozialpolitik, wie sie diese Bundes-
regierung der ländlichen Sozialpolitik einräume, ge-
sagt hat. 

(Gallus [FDP] : Die ist hervorragend!) 

Deshalb haben wir zum Ausdruck gebracht — ich 
weiß, Kollege Gallus hat mich vorhin in einer An-
spielung gemeint —, daß dieser Entwurf unserer 
Meinung nach unsolide aufgestellt ist. Wir wurden 
mit unseren Anträgen, die fehlenden Mittel aus all-
gemeinen Haushaltsmitteln aufzubringen, von den 
Koalitionsfraktionen überstimmt. Statt dessen wur-
den 135 Millionen DM — dies wurde schon einmal 
gesagt — von den Gemeinschaftsaufgaben abgezo-
gen. 

Nachdem weder im Ernährungsausschuß noch im 
Haushaltsausschuß unserem Bedenken Rechnung ge-
tragen worden ist, haben wir heute zur Beratung des 
Agrarberichts im Plenum den Ihnen vorliegenden 
Entschließungsantrag auf Drucksache 7/4891 vorge-
legt, und zwar in grüner Farbe. Dies läßt hoffen, daß 
ihm heute hier im Plenum auch seitens der Ko-
alitionsfraktionen auf Grund der zwingenden Not-
wendigkeit gefolgt wird. Er soll bewirken, daß die 
für das Rechnungsjahr 1976 im Haushaltsentwurf 
für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" eingesetzten 
Mittel ungekürzt für diese Aufgaben erhalten blei-
ben und daß die von der Mehrheit in den Ausschüs-
sen gestellten Kürzungsanträge wieder zurückgezo-
gen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir ersuchen die Bundesregierung ferner, die in 
der mehrjährigen Finanzplanung vorgesehene wei-
tere Kürzung der Bundesmittel wieder rückgängig  

zu machen. Wir anerkennen zwar, daß durch die 
Bundesregierung für die bei der starken Sturmflut 
zu Anfang dieses Jahres entstandenen Schäden 
außerplanmäßige Mittel zur Verfügung gestellt wur-
den. Dies entbindet uns jedoch gerade in der jetzi-
gen Konjunkturphase nicht von der Pflicht zu er-
kennen, daß die zusätzliche Kürzung der Mittel für 
die Gemeinschaftsaufgabe weder den ländlich struk-
turierten Räumen noch den landwirtschaftlichen Ein-
zelbetrieben zugemutet werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Gallus [FDP] : 
Was macht denn die Berufsgenossen

-

schaft?) 

Wir müssen dafür eintreten, daß die Mittel für die 
Gemeinschaftsaufgabe, so wie sie in der Sitzung des 
Planungsausschusses am 4. Dezember 1975 auf die 
einzelnen Bundesländer aufgeteilt wurden, zur Ver-
fügung stehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Blank? 

Blank (SPD) : Herr Kollege, ist Ihnen bekannt, daß 
Herr Abgeordneter Leicht aus Ihrer Fraktion ge-
rade bei den Gemeinschaftsaufgaben zusätzliche Ein-
sparungen vorschlägt? 

Susset (CDU/CSU) : Die CDU-Gruppe im Haus-
haltsausschuß hat diesen Antrag gestellt. Er wurde 
von Ihnen abgelehnt. Zur CDU-Gruppe im Haus-
haltsausschuß gehört auch der Kollege Leicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Agrarbericht 1976 bringt für jeden deutlich 
zum Ausdruck, welchen Stellenwert gerade die Ver-
besserung der Agrarstruktur in der Zukunft hat. Es 
muß die Frage gestellt werden: Wie halten wir es in 
der Zukunft beispielsweise mit der Verbesserung 
der Produktions- und Arbeitsbedingungen in der 
Land- und Forstwirtschaft? Was wollen wir mit der 
Flurbereinigung? Wie halten wir es mit den not-
wendigen wassertechnischen und kulturtechnischen 
Maßnahmen? Wie halten wir es mit Maßnahmen zur 
Verbesserung der Marktstruktur? Wie halten wir es 
mit dem Ausbau von Vermarktungseinrichtungen 
zur Rationalisierung und Verbesserung des  Absat-
zes land-, forst- und fischereiwirtschaftlicher Erzeug-
nisse? Was nützt uns — und das muß ich auch noch 
einmal sagen, Herr Kollege Gallus — die von uns 
allen begrüßte Aufstiegshilfe, wenn wir auf der an-
deren Seite nicht einmal in der Lage sind, für die 
seither schon im einzelbetrieblichen Förderungs-
programm ausgewiesenen Leistungen die entspre-
chenden Bundesmittel zur Verfügung zu stellen? 

(Zuruf des Abg. Kiechle [CDU/CSU] — Gal

-

lus [FDP] : Das kommt von selbst! Es braucht 
eine Anlaufzeit!) 

— Gut, aber woher sollen die Mittel kommen! 

Herr Kollege Gallus, die Mitglieder des Haus-
haltsausschusses haben von den Ministern der Bun- 
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desländer, unter anderem auch von Minister Brün

-

ner aus Baden-Württemberg einen Brief bekommen. 

(Zuruf des Abg. Gallus [FDP]) 

Darin steht deutlich, daß das Land Baden-Württem-
berg für den Rahmenplan 1976 unterhalb des  tat-
sächlichen Bedarfs einen Bedarf von 200 Millionen 
DM an Bundesmitteln anmeldet, jedoch durch Be-
schluß des Planungsausschusses die Zuteilung für 
Baden-Württemberg auf 180 Millionen DM reduziert 
wurde. Würden nach der von den Koalitionsfrak-
tionen vorgeschlagenen Kürzung nur noch 168 Mil-
lionen DM zur Verfügung stehen, wäre es noch 
schlimmer. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Dies bedeutet, daß allein in diesem Bundesland 
57 Millionen DM Bundesmittel weniger zur Verfü-
gung stehen, als für zwingend notwendige Maßnah-
men im Jahre 1976 erforderlich werden. 

(Gallus [FDP] : Aber die Bauern kriegen 
es über die Berufsgenossenschaft!) 

Das ist doch die Wirklichkeit. 

Hier muß ich nun ein paar Sätze zum Weinbau 
sagen. Wie dem Agrarbericht zu entnehmen ist, ist 
in Weinbaubetrieben das Reineinkommen je Fami-
lienarbeitskraft gegenüber dem Vorjahr gesunken. 
Wichtig ist hier die Feststellung, daß das Reinein-
kommen in den Betrieben mit Flach- und Hanglagen 
um 2 % geringer ist, während Betriebe mit Steil-
lagen einen Einkommensrückgang von 30 % hin-
nehmen mußten. Es hat sicherlich jeden zu interes-
sieren, daß in den Anbaugebieten Mosel, Saar, Ru -
wer und Baden-Württemberg beträchtliche Einkom-
mensrückgänge zu verzeichnen sind, gerade weil es 
dort Steillagen gibt. Wenn wir mit den Flurbereini-
gungen gerade in den Weinbergen nicht weiterma-
chen können, weil der Bund nicht bereit ist, die 
Mittel zur Verfügung zu stellen, werden diese Steil-
lagen eines Tages nicht mehr zu bewirtschaften sein. 
Das kann nicht in unserem Interesse sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Gallus [FDP]) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in letz-
ter Zeit können wir feststellen, daß wir es gerade im 
Weinbau mit einer verantwortungsbewußten Be-
rufsgruppe zu tun haben, die aus eigener Initiative 
das Parlament aufforderte, Regelungen in den Ge-
setzgebungsgang einzubringen, die der Ausweitung 
der Weinbauflächen entgegenwirken. Das zeigt Ver-
antwortungsbewußtsein, und dafür müssen wir uns 
in der Zukunft auch entsprechend einsetzen. 

(Gallus [FDP] : Haben wir!) 

Heute wurde von dem Herrn Minister auch er-
klärt, daß unser Export sehr stark angestiegen sei, 
und das sei auch ein Beweis für die Güte der der-
zeitigen Agrarpolitik. Da muß ich aber doch einmal 
fragen: Wie sieht es  beispielsweise im Bereich der 
Konservenindustrie aus, was ging dort an Markt-
anteilen verloren? Die Eigenversorgung ging von 
80 % auf 20 % zurück. 

(Zurufe von der SPD — Gallus [FDP] : Das 
haben Sie 1968 begonnen!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
werden uns in der Zukunft als CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion für eine Strukturpolitik einsetzen, die 
auch in den Regionen, in denen noch keine befriedi-
genden Einkommen erwirtschaftet werden, optimale 
Betriebsstrukturen entstehen läßt. Hierzu sind flan-
kierende Maßnahmen des Bundes notwendig. Was 
uns die Bundesregierung und die Koalitionsfraktio-
nen im Haushalt 1976 vorgelegt haben, wird die-
sem Ziel nicht gerecht. Ich bitte deshalb, unserem 
Entschließungsantrag zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, wir fahren in der Aussprache 
fort. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Müller 
(Schweinfurt). 

Müller (Schweinfurt) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Im Agrarbericht 
1975 wurde für das Wirtschaftsjahr 1974/75 eine 
Steigerung des Reineinkommens je Familienarbeits-
kraft um etwa 3 bis 8 % geschätzt. In der Debatte 
zum letzten Agrarbericht am 28. Februar 1975 sagte 
dazu Herr Kollege Ritz — ich darf mit Erlaubnis 
zitieren —: 

... die Vorausschau für das laufende Jahr 
1974/75 weist wiederum einen Gewinnzuwachs 
von 3 bis 8 °/o aus. Dies allerdings scheint zu 
optimistisch zu sein, ... Das Preis-Kosten-Ver-
hältnis ist ... für das abgelaufene Dreiviertel-
jahr so schlecht, daß schon deshalb diese An-
nahme des Gewinnwachstums zu optimistisch 
ist. 

Wir freuen uns, nicht weil Herr Kollege Dr. Ritz 
unrecht hat, nein, wir freuen uns für die deutschen 
Landwirte, daß die Einkommenssteigerung im obe-
ren Bereich der Schätzung liegt. 

Wir stellen darüber hinaus auch mit Genugtuung 
fest — ich hoffe, daß uns die Opposition auch das 
nicht übelnehmen wird —, daß sich die landwirt-
schaftlichen Einkommen im Berichtsjahr mit einem 
durchschnittlichen Zuwachs von 6,2 % erheblich 
verbessert haben und daß diese günstige Entwick-
lung auch im laufenden Wirtschaftsjahr anhält. 

(Dr. Hammans [CDU/CSU] : Nominal! Und 
die Kosten? — Kiechle [CDU/CSU] : Und die 

Inflationsrate?) 

— Ich komme darauf zurück, Herr Kollege. Nur 
keine Sorge. — Ganz besonders freut uns, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, daß diese Ein-
kommenssteigerung von 6,2 % trotz Weltwirt-
schaftsrezession, trotz Verminderung des Wirt-
schaftswachstums, trotz großer wirtschaftlicher 
Schwierigkeiten in allen Ländern und in allen 
Branchen möglich war. Betrachtet man von diesem 
Gesichtspunkt aus diese 6,2 %, dann ist diese Ein-
kommenssteigerung nicht nur beachtlich, dann ist 
sie sogar erfreulich. 

(Beifall bei der SPD) 
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Die Opposition macht es sich zu leicht, wenn sie 

durch die Lande zieht und einerseits den Agrarbe-
richt 1975 auf Grund seiner objektiven Darstellung 
lobt, andererseits aber den Landwirten weiszuma-
chen versucht, für das schlechte Ergebnis 1973/74 
sei allein die Bundesregierung verantwortlich. Für 
die günstige Entwicklung im Wirtschaftsjahr 1974/ 
75 ist nach Meinung der Opposition natürlich nicht 
die Bundesregierung verantwortlich, sondern sind 
zyklische Preisbewegungen, z. B. bei Schweinen, 
ertragsabhängige Preise, z. B. bei Kartoffeln usw., 
verantwortlich. So schrieben Sie doch, Herr Kollege 
Dr. Ritz, in Ihrem Pressedienst am 11. Februar 1976. 
Daß diese Weisheiten, Herr Kollege, für alle Jahre 
gelten — für gute und für schlechte —, erwähnten 
Sie natürlich nicht. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Das ist selbstverständ

-

lich!) 

In Ihrem Jargon heißt das ganz lapidar — ich darf 
wieder zitieren —: 

Abwegig allerdings ist es, aus dieser Situation 

— gemeint ist die gegenwärtig gute Ertragslage — 

eine erfolgreiche Agrarpolitik der Bundesregie-
rung herleiten zu wollen. 

Vereinfacht heißt das: Für eine schlechte Ertrags-
lage ist die Bundesregierung verantwortlich, für 
eine gute der liebe Gott. Ich glaube, Herr Kollege, 
der liebe Gott scheint uns von der SPD und diese 
Koalition doch zu lieben. 

(Dr. Früh [CDU/CSU]: Na, na, na! Wen Gott 
liebt, den züchtigt er! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

— Vereinfacht heißt das also so, wie ich es darge-
stellt habe, Herr Kollege Früh. 

Natürlich spielen für die Einkommensentwick-
lung die Erzeugerpreise und die Verkaufsmengen 
eine entscheidende Rolle, aber auch — und dar-
auf müssen wir doch besonders hinweisen — die 
geringe Steigerung der Betriebsmittelpreise von 
6,3 %, nachdem sie in den beiden Vorjahren noch 
um 9,3 % und 9,8 % gestiegen waren. Diese relativ 
geringe Steigerung der Betriebsmittelpreise, Herr 
Kollege Dr. Ritz und Herr Kollege, der Sie vorhin 
den Zwischenruf gemacht haben, wäre ohne die 
erfolgreiche Stabilitätspolitik der Bundesregierung 
nicht möglich gewesen. 

Selbstverständlich wäre es unredlich, aus dieser 
Einkommenssteigerung um 6,2 % auf eine fortlau-
fende günstige Entwicklung schließen zu wollen. 
Gute und schlechte Jahre wechselten schon immer 
ab. Aber selbst im Durchschnitt der sechs Wirt-
schaftsjahre seit 1969/70, seit Bestehen der sozial-
liberalen Koalition, hat sich das Reineinkommen je 
Familienarbeitskraft um jährlich an die 9 bis 10 % 
erhöht. Dieses Ergebnis kann sich nicht nur sehen 
lassen, darauf kann man doch sogar stolz sein. 

Natürlich ist es abwegig, mit diesem Zuwachs 
die gesamte Landwirtschaft identifizieren zu wol-
len. Ihre Situation ist viel differenzierter. Herr Kol-
lege Susset hat vorhin auf den Weinbau hingewie-
sen. Auch da ist es sehr unterschiedlich; ich denke  

nur an Franken, Baden-Württemberg oder die Mo-
sel. Es ist aber auch bekannt, daß innerhalb der 
Landwirtschaft die Einkommensunterschiede — von 
den Spezialkulturen einmal abgesehen — recht er-
heblich sind, sowohl zwischen den verschiedenen 
Regionen als auch zwischen den Betriebsformen 
und den Betriebsgrößen. 

Bei Betrieben unter 20 ha ist die Einkommensent-
wicklung ungünstiger als bei Betrieben zwischen 
20 und 50 ha und mehr als 50 ha. Das bedeutet, daß 
die Situation bei größeren Betrieben im allgemeinen 
besser ist als bei kleinen und mittleren Betrieben. 
Da der prozentuale Anteil der Betriebe über 50 ha 
von Süden nach Norden zunimmt, scheint, vom rein 
strukturellen Gesichtspunkt aus betrachtet, die 
Situation in Schleswig-Holstein und Niedersachsen 
am günstigsten zu sein. In Schleswig-Holstein ma-
chen landwirtschaftliche Betriebe der Größenklasse 
über 50 ha 15,3 % aller landwirtschaftlichen Be-
triebe aus, in Bayern hingegen nur 1 % und in 
Baden-Württemberg nur 0,7 %. Schon aus diesen 
Zahlen läßt sich schließen, daß die Einkommenslage 
der Landwirtschaft in Süddeutschland schlechter ist 
als in den nördlichen Gebieten. Der Süden hat also 
strukturell viel aufzuholen, und der Anpassungs-
prozeß innerhalb der Landwirtschaft ist noch lange 
nicht abgeschlossen. 

An dieser Entwicklung ist, wie vorhin Kollege 
Dr. Schmidt (Gellersen) gesagt hat, die bayerische 
Regierung nicht ganz schuldlos. Er hat an das Gop-
pel-Wort erinnert. Und, Herr Kollege Kiechle, ich 
habe gar nichts dagegen, wenn Sie sagen: Nichts 
gegen freiheitlich denkende Ministerpräsidenten! 
Das kann man durchaus unterstreichen. Aber, Herr 
Kollege Kiechle, hier wurde es versäumt, die länd-
liche Bevölkerung rechtzeitig auf den zwangsläufi-
gen Strukturwandel vorzubereiten. 

(Beifall bei der SPD — Kiechle [CDU/CSU]: 
Wir haben doch Voll-, Zu- und Neben

-

erwerbsbetriebe miteinander entwickelt! 
Das kommt doch aus Bayern!) 

— Ja, Herr Kollege Kiechle, das Erwachen für viele, 
viele Landwirte war sehr schmerzhaft. Fragen Sie 
draußen die Landwirte; die werden Ihnen das be-
stätigen. 

Aber das Entscheidende ist ja, Herr Kollege 
Kiechle: Inzwischen hat die bayerische Regierung 
die zwangsläufige Entwicklung ja zur Kenntnis 
genommen. Innerhalb der nächsten 15 Jahre muß 
jeder zweite heute noch in der Land- und Forstwirt-
schaft Beschäftigte seinen Beruf wechseln. Die Zahl 
der Vollarbeitskräfte wird sich bis 1990 um 390 000 
verringern. Das können Sie jetzt im Landesentwick-
lungsprogramm der bayerischen Regierung nach-
lesen, Herr Kollege Kiechle. Das ist doch ein Zei-
chen, daß wir recht hatten, und Herr Ministerpräsi-
dent Goppel hat damals, im Jahre 1962, gesagt, aus 
welchen Gründen auch immer — — 

(Kiechle [CDU/CSU] : Bei uns geht es ums 
Wollen, bei euch nur um das Müssen!) 

Vorhin hat der Kollege Dr. Ritz gesagt: Die Kon-
junkturpolitik spielt da eine entscheidende Rolle. 
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Müller (Schweinfurt) 
Aber wie sieht denn die Strukturpolitik in Bayern 
aus, Herr Kollege? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sehr gut!) 

Die Lage in Ostbayern dokumentiert doch ein kata-
strophales Bild bayerischer Strukturpolitik. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aber weshalb 
denn?) 

Der bayerischen Regierung ist es bisher doch nicht 
gelungen, wesentliche Fortschritte bei der Arbeits-
platzsicherung oder beim Aufbau sicherer Arbeits-
plätze zu erzielen. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Und die schwachen 
Gebiete in Hessen? — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Die Arbeitslosenzahlen in Ostbayern 

(Kiechle [CDU/CSU] : Da ist doch die 
tschechische Grenze!) 

bewegen sich seit 20 Jahren in jedem Winter, ob 
Hochkonjunktur oder nicht, zwischen 20 und 40 %. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

— Aber es gehört zu Bayern. Was hat die bayeri-
sche Regierung getan? Von Strukturpolitik kann 
hier doch wohl keine Rede sein, höchstens vom 
Versagen bayerischer Strukturpolitik. 

(Kiechle [CDU/CSU]: Ihr baut dort jetzt 
noch die letzte Bahn ab!) 

— Zur Bahn könnte man auch einiges sagen. Die 
Bahnlinie ist notwendig, und Straßen sind auch 
notwendig, Herr Kiechle. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Die Straßen haben 
wir gebaut!) 

Es gibt aber nur eine Alternative. Wenn die Bahn-
linie nicht mehr rentabel ist, muß man sie stillegen 
oder aber bereit sein, die Bahn zu subventionieren. 
Man sollte den Bürgern draußen aber nicht etwas 
anderes einreden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das soll der 
Bund ja auch weiter tun!) 

Von Strukturpolitik — ich wiederhole das — kann 
in Bayern keine Rede sein, höchstens von einem 
Versagen in der Strukturpolitik. Was hat denn die 
bayerische Regierung bisher getan, Herr Kollege 
Kiechle? Man kann hier mit Ludwig Thoma antwor-
ten: warten auf göttliche Ratschläge. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Unsere Aufgabe besteht darin, dort zu helfen, wo 
Hilfe gebraucht wird. Der Steuerzahler hat kein 
Verständnis dafür, wenn Steuergelder mit der Gieß-
kanne gleichmäßig an gut und schlecht verdienende 
Landwirte verteilt werden. Was die Landwirtschaft 
braucht, sind gezielte Hilfen, ist Hilfe zur Selbst-
hilfe. Eben dies hat diese Bundesregierung in der 
Vergangenheit getan, und dies werden wir auch in 
Zukunft tun. 

(Beifall bei der SPD — Eigen [CDU/CSU] : 
Aber nicht bei den kleinen Betrieben! — 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Das 
war vorgezogener bayerischer Landtags

-

wahlkampf!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das Wort 
hat der Herr/Abgeordnete Sauter. 

Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hier 
wurde bereits zweimal — von Herrn Dr. Schmidt und 
Herrn Gallus — Herr Professor Heidhues zitiert, 
der im Hinblick auf Versprechungen, die man vor 
der Wahl gibt, einiges von sich gegeben hat. Ich 
möchte die Koalition in diesem Zusammenhang an 
die Regierungserklärungen von 1969 und 1972 er-
innern. 

(Bewerunge [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Vergleichen Sie das, was Sie damals gesagt haben, 
mit dem, was heute Wirklichkeit geworden ist. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Stichwort „Auf

-

schwung"!) 

Unmittelbar im Anschluß an das, was der Kollege 
Müller gesagt hat, möchte ich auf ein Problem zu 
sprechen kommen, das in der Diskussion des heuti-
gen Tages ein bißchen kurz gekommen ist: die 
Strukturpolitik im ländlichen Raum. Wer in den 
letzten Monaten mit Menschen im ländlichen Raum 
gesprochen hat, dem ist allenthalben klargeworden, 
daß diese Bürger von der Sorge um  die  Zukunft des 
ländlichen Raums umgetrieben sind. Dies ist keine 
Feststellung nur der Opposition, sondern eine Tat-
sache, die durchgängig von allen, die sich mit diesem 
Problemkreis beschäftigen, so gesehen wird. Auch 
der heute regierungsamtlich verbreitete Optimismus, 
Herr Minister, vermag hier nichts zu ändern. Die 
vorgesehene Kürzung der Mittel für die Gemein-
schaftsaufgabe „Agrarstruktur" ist ein weiterer 
schwerer Schlag für ländlichen Raum. 

Wer die Entwicklung des ländlichen Raumes in 
den letzten drei Jahren aufmerksam verfolgte, kann 
nicht umhin, festzustellen, daß die Politik dieser 
Bundesregierung zu einer besorgniserregenden Ver-
nachlässigung dieser Gebiete geführt hat. Ich will 
Ihnen, Herr Bundesminister, gern unterstellen, daß 
Sie dieser Tatbestand schmerzlich berührt. Ich kann 
Ihnen aber den Vorwuf nicht ersparen, daß es Ihnen 
im Kabinett nicht gelungen ist, sich gegen die Ero-
sion des ländlichen Raumes erfolgreich zur Wehr zu 
setzen. Bundeskanzler Schmidt stellte in seiner Re-
gierungserklärung 1974 die Devise auf: Kontinuität 
und Konzentration. Wir müssen heute mit Bitter-
keit feststellen, daß die Politik der Bundesregierung 
die Kontinuität bei der Vernachlässigung des länd-
lichen Raumes gewahrt hat. Die Disparität zwischen 
den Einkommen in den Zentren und denen in den 
ländlichen Räumen nimmt weiter zu. Während wir 
in den Großstädten ein Bruttosozialprodukt von 
mehr als 14 000 DM pro Einwohner haben, beträgt 
es in den wirtschaftsschwachen Gebieten rund 
6 000 DM. Die sogenannte passive Sanierung setzt 
sich fort. Die „Abstimmung mit den Füßen" dauert 
leider unvermindert an. Die Probleme, die ich hier 
anspreche, bergen erheblichen sozialen Konfliktstoff 
in sich. Wenn es uns nicht gelingt, hier eine Wende 
herbeizuführen, wird die Zeitbombe, die hier bereits 
tickt, nicht mehr entschärft werden können. 
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Sauter (Epfendorf) 
Eines Tages werden wir schwierigste gesellschaft-

liche und soziale Konflikte im ländlichen Raum 
haben. Wir haben bei manchen unserer europäischen 
Nachbarn einen erschütternden Anschauungsunter-
richt darüber erhalten, welche verheerenden Konse-
quenzen die einseitige Bevorzugung der großen 
Zentren hat. 

(Eigen [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Auch bei uns gibt es Gemeinden, die Dutzende, ja, 
Hunderte von Einwohnern an die Ballungsgebiete 
verloren haben. Es handelt sich dabei vor allem um 
junge Menschen. 

Die wirtschaftliche Rezessionen der letzten Jahre 
hat die strukturschwachen Gebiete und den länd-
lichen Raum insgesamt besonders hart getroffen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Leider wahr!) 

Die außerlandwirtschaftlichen Arbeitsplätze in die-
sem Raum sind krisenanfälliger als jene in den Bal-
lungsgebieten. Während der Wirtschaftsminister in 
der Debatte über den Agrarbericht 1973 noch in 
Optimismus schwelgte und erklärte, daß jährlich 
115 000 Arbeitsplätze neu geschaffen und 60 000 
zusätzlich erhalten bleiben sollten, muß heute festge-
stellt werden, daß dieses Ziel auch nicht annähernd 
erreicht worden ist. Herr Ertl sagt heute, daß 1969 
bis 1975 600 000 neue Arbeitsplätze geschaffen 
worden sind. Im Agrarbericht 1975 hieß es, 1969 bis 
1973 habe es 513 000 neue Arbeitsplätze gegeben. 
Das heißt doch nach Adam Riese, daß für 1974 und 
1975 nur 87 000 neue Plätze, also pro Jahr 43 000, 
geschaffen worden sind. Hier klafft doch ein ekla-
tanter Widerspruch zwischen dem, was Wirtschafts-
minister Friderichs 1973 angekündigt hat, und zwi-
schen dem, was in Wirklichkeit geworden ist. 

Der Landwirtschaftsminister sprach im Jahre 1973 
auch von seiner Freude über den Optimismus bei 
der jungen Generation auf dem Land. Meine Damen 
und Herren, dieser Optimismus ist leider verflogen. 
Die jungen Menschen blicken besorgt und ratlos in 
die Zukunft. 

(Gallus [FDP] : Das stimmt aber nicht!) 

— Herr Gallus, gehen Sie doch einmal hinaus auf 
die Dörfer. — Viele junge Menschen verlassen das 
Dorf für immer und suchen ihren Arbeitsplatz in den 
Ballungsräumen. Die erwerbstätige Bevölkerung — 
das sind die 18- bis 65jährigen — ist im ländlichen 
Raum heute schon unterdurchschnittlich vertreten. 
Die Löhne in den Verdichtungsräumen liegen 3 % 
bis 4 % über dem Bundesdurchschnitt, im ländlichen 
Raum 14 % darunter. 

Der Zickzackkurs der Verkehrspolitik in den letz-
ten Jahren und die Pläne der Bundesbahn zur Strek-
kenstillegung haben zu einer weiteren Verunsiche-
rung der Menschen im ländlichen Raume geführt. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Leider wahr! 
— Gallus fährt Zug!) 

Die Schließung von Postdienststellen und die Ab-
schaffung von Ortschaftsnamen sind weitere Mo-
mente, die wir hier heftig zu kritisieren haben. 

Wir erheben heute erneut die Forderung, die 
Mittel im Einzelplan 10 für die Gemeinschaftsauf-
gabe nicht zu kürzen. Wir wollen damit auch ein 
Zeichen für eine Kurskorrektur der Politik im länd-
lichen Raum setzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir brauchen heute dringender denn je eine aktive 
Strukturpolitik und einen entschiedenen Kampf ge-
gen die passive Sanierung. Das bedeutet in der 
Praxis, wenn wir sichere Arbeitsplätze wollen, daß 
wir möglichst viele selbständige Existenzen haben 
müssen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Die Erfahrungen der jüngsten Vergangenheit haben 
uns schmerzlich gezeigt, wie krisenanfällig gerade 
die Filialbetriebe und die Zulieferbetriebe sind. Un-
ablässige Voraussetzung hierfür ist natürlich, daß 
die Diskriminierung der Unternehmer und der Selb-
ständigen in diesem Lande ein für allemal aufhört. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Fördermittel müssen schwerpunktmäßig auf 
die ländlichen Regionen eingesetzt werden. 

(Gallus [FDP] : Sagen Sie das einmal der 
CDU-Regierung von Baden-Württemberg!) 

— Da müssen Sie einmal die nüchternen Bilanzen 
der Landesregierung ansehen. Für die Verbesserung 
der Infrastruktur — ich habe es gesagt — ist die 
Verkehrserschließung von größter Bedeutung. Das 
überörtliche Straßennetz ist zügig auszubauen. 
Streckenstillegungen bei der Bahn sind unzumutbar, 
solange nicht ein vollwertiger Ersatz in der Ver-
kehrsbedienung geschaffen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zunächst ist uns allerdings die Bundesregierung 
die Antwort auf die Frage noch schuldig, ob und in 
welcher Höhe Rationalisierungseffekte erzielt wer-
den. Ich verstehe auch nicht, Herr Minister Ertl, 
daß Sie erklärt haben, im Grundsatz hätten Sie 
gegen die Streckenstillegungen nichts einzuwenden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Man kann doch nicht die Menschen im ländlichen 
Raum immer stärker zur Kasse bitten, wie durch 
-die mehrmalige Erhöhung der Mineralölsteuer, und 
die Mittel dann schwerpunktmäßig in die Ballungs-
gebiete geben oder sie einem anderen Zweck zu-
führen. 

(Dr. Hammans [CDU/CSU] : War das nicht 
seinerzeit der Finanzminister Schmidt? — 

Zuruf des Abg. Gallus [FDP]) 

— Der öffentliche Nahverkehr, Herr Gallus, wird 
bis zu 80 % subventioniert, während im ländlichen 
Raum alles kostendeckend gehen soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch 
bei der SPD) 

In zahlreichen strukturschwachen Gebieten ist 
der Fremdenverkehr eine echte Alternative. Dieser 
Bereich wird durch die Streckenstillegungen teil-
weise schwer geschädigt. 
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Sauter (Epfendorf) 
Politik für den ländlichen Raum heißt, daß das 

Bauen im ländlichen Raum nicht unnötig erschwert 
wird, sondern auch in Zukunft möglich sein muß. 

(Zuruf des Abg. Gallus [FDP]) 

— Wir haben die Änderung des Bundesbaugeset-
zes gemeinsam getragen, Herr Gallus. Der ländliche 
Raum, das sind keine stillen und verträumten Win-
kel, sondern Gebiete, in denen in geordneten Bah-
nen eine echte Entwicklung möglich sein muß. Ich 
werde das Gefühl nicht los, meine Damen und Her-
ren, daß manches Baugenehmigungsverfahren sehr 
restriktiv behandelt wird, während zahllose Beton-
burgen auch in landschaftlich reizvollen Gegenden 
ohne Hemmungen genehmigt worden sind. 

Ich komme auf das zurück, was Kollege Müller 
gesagt hat. Gegen mannigfache Widerstände hat die 
Union ständig am Leitbild des bäuerlichen Familien-
betriebes festgehalten, und zwar als Neben-, Voll- 
und Zuerwerbsbetrieb. Gerade in den Zeiten einer 
Rezession hat sich einmal mehr gezeigt, daß diese 
Betriebe doch recht flexibel zu reagieren vermögen. 
Die agrarstrukturellen Veränderungen werden sich 
in den nächsten Jahren sicher in ruhigeren Bahnen 
bewegen. Das muß gar nicht negativ gesehen wer-
den. Schließlich haben wir in der Union uns immer 
für die Bildung von Privateigentum eingesetzt und 
einiges dafür im Verlauf der letzten 20 Jahren 
getan. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier sehen wir überhaupt einen entscheidenden 
Vorteil des ländlichen Raumes gegenüber den Bal-
lungsgebieten, daß hier nämlich noch echtes Eigen-
tum möglich ist, vor allem durch den Bau von 
Eigenheimen. Voraussetzung bleibt natürlich, daß 
Bodenpreise, Steuerabgaben und Gebühren in ver-
tretbarem Rahmen bleiben. Die Erneuerung unserer 
Gemeinden und Ortschaften kann nur gelingen, 
wenn in Zukunft eine verstärkte Modernisierung 
unserer Altgebäude erfolgt. Der ländliche Raum hat 
hier einen erheblichen Nachholbedarf gegenüber 
den Ballungsgebieten. . 

Die unzureichende ärztliche Versorgung und die 
ungünstige Altersstruktur der Ärzte bereiten uns 
erhebliche Sorgen. 

(Gallus [FDP]: Das ist Landespolitik! Da 
hat die CDU in Baden-Württemberg ver

-

sagt!) 

Hier sollte dem in der Diskussion stehenden Vor-
schlag nähergetreten werden — Herr Gallus, das 
steht in einem Bundesgesetz —, den Medizinstu-
denten, die sich verpflichten, später eine Landarzt-
praxis aufzumachen, den Weg zum Studium zu er

-

leichtern. 
(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist weder  Romantik noch Nostalgie, wenn 
darauf verwiesen wird, daß das Leben im ländlichen 
Raum unverkennbare Vorteile gegenüber den Bal-
lungsgebieten hat. Hier stimme ich voll mit dem 
Minister überein. Die mitmenschlichen Beziehungen, 
die Überschaubarkeit der Gemeinwesen und die 
gesunde Umwelt sind ebenso zu nennen wie das 
vielfältige blühende kulturelle Leben. Ich möchte  

die Gelegenheit benutzen, um auch von dieser 
Stelle aus all jenen ein Wort des Dankes und 
Respektes zu sagen, die sich in selbstloser Weise 
in den Vereinen und Verbänden engagieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ob das Leben auf dem Landes lebenswert bleibt, 
ob es vor allem — das ist die entscheidende Frage 
— für die junge Generation attraktiv bleibt, hängt 
sicher auch vom Mut und vom Selbstbehauptungs-
willen aller Bewohner ab. Die Politik dieser Bundes-
regierung hat jedoch in den letzten Jahren ent-
gegen allen Beteuerungen dazu beigetragen, daß 
sich in wachsendem Maße Resignation breitmacht. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wir fordern deshalb, hier mehr Gerechtigkeit her-
zustellen. „Mehr Gerechtigkeit" heißt angesichts 
der jedem in diesem Hause bekannten finanziellen 
Schwierigkeiten, die Prioritäten richtig zu setzen. 
Wenn wir vor den wachsenden Schwierigkeiten im 
ländlichen Raum die Augen verschließen und die 
Dinge treiben lassen, entsteht irreparabler Schaden 
für unser Land. 
Ich fordere Sie, Herr Minister, auf: Handeln Sie, 

ehe es zu spät ist! 
(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, wir fahren in der Aussprache 
fort. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Peters. 

Peters (Poppenbüll) (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die deutsche Landwirtschaft hat 
die Rezessionsjahre 1974 und 1975 verhältnismäßig 
gut überstanden. Die Agrarpreise haben laufend 
eine steigende Tendenz gezeigt. Die Kosten sind im 
Vergleich dazu geringer gestiegen. 

(Gallus [FDP]: Sehr gut!) 

So hat sich die für die Landwirtschaft gefährliche 
Preis-Kosten-Schere zunehmend geschlossen. Nimmt 
man die Jahre 1961 bis 1963 als Basis, kann man 
feststellen, daß sich die Schere nach Jahren weiter 
Öffnung 1976 auf 95-96 % geschlossen hat. Hier 
zeigt sich, daß die Landwirtschaft von der Stabili-
tätspolitik der Bundesregierung entscheidenden Pro-
fit gezogen hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Unbestritten ist, daß die landwirtschaftlichen Ein-
kommen im abgelaufenen Wirtschaftsjahr 1974/75 
mit 6,3 % Zuwachs kein Grund zum Jubeln sind. Al-
lerdings sind die Einkommen regional recht unter-
schiedlich gestiegen: in Nordrhein-Westfalen, Nie-
dersachsen und Schleswig-Holstein von 12 bis 20 %. 
Ungünstiger verlief die Entwicklung wegen der 
strukturell schwierigen Verhältnisse in Süddeutsch-
land. Aus diesem Grunde hat der Haushaltsausschuß 
erhebliche Umschichtungen im Etat zur Kostenmin-
derung der Betriebe, insbesondere durch die Erhö-
hung der Zuschüsse an die landwirtschaftlichen Be-
rufsgenossenschaften, vorgenommen. 

(Gallus [FDP] : Sehr gut! — Eigen [CDU/ 
CSU] : Weil die Regierung vorher versagt 

hat!) 
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Peters (Poppenbüll) 
Die CDU wollte weitere 20 Millionen DM, Herr 
Eigen, und zwar — das ist entscheidend und steht 
auch so in Ihrem Antrag — nicht durch Umschich-
tung, sondern durch zusätzliche Mittel, also durch 
Aufstockung des Etats. 

Nach außen reden Sie von starken Streichungen. 
Mehr als eine globale Ausgabenkürzung in Höhe 
von 4 Milliarden DM haben Sie aber bisher nicht ge-
schafft. Ich kann Ihnen nur sagen: Im Haushaltsaus-
schuß sind von Ihnen weder im Personalbereich noch 
bei den Sachtiteln zusätzliche Streichungen vorge-
schlagen worden. 

(Eigen [CDU/CSU] : Wo nichts ist, kann 
man nichts streichen!) 

Sie schlagen jetzt eine definitive Erhöhung vor. 
Dann wollen Sie sich über eine Globalkürzung ret-
ten. Sie können dem deutschen Volk nicht klar-
machen, daß Sie damit den Haushalt einschränken 
wollen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
von der SPD: Ansätze erhöhen und dann 

eine Globalkürzung!) 

— Ja, das ist die Haushaltspolitik der Union. 

Nun kommt ein weiterer Punkt, meine Damen und 
Herren. Sie haben sich ja so sehr darüber erregt, daß 
wir die Mittel aus Agrarstruktur und Küstenschutz 
genommen haben. Wir haben das nicht gern getan. 
Es gab aber keine andere Möglichkeit. Sie haben je-
doch, bevor das Haushaltsstrukturgesetz beschlossen 
worden ist und als es um die Kürzung auch im 
Agrarbereich ging, sowohl durch Herrn Minister-
präsident Stoltenberg als auch durch weitere CDU-
Politiker vorgeschlagen, nicht die Mehrwertsteuer 
abzubauen, sondern Agrarstruktur und Küstenschutz 
für die Streichung heranzuziehen. Sie erinnern sich 
ja gewiß daran, Herr Eigen, daß Herr Stoltenberg 
das auf dem Bauerntag in Rendsburg in Gegenwart 
von Herrn Bockhop erklärt hat. 

(Eigen [CDU/CSU] : Unmöglich! Unmöglich! 
Das ist schlicht nicht wahr!) 

Im jetzt laufenden Wirtschaftsjahr 1975/76 sagt 
der Vorbericht eine durchschnittliche Einkommen-
steigerung von 19 % voraus. Diese hohe Steige-
rungsrate trägt dazu bei, ungünstigere Ergebnisse 
der Vorjahre auszugleichen. Mittelfristig wird natür-
lich die Ertragslage der Landwirtschaft von den Da-
ten der EG-Agrarpolitik bestimmt. Die wichtigsten 
Faktoren sind die Währungsparitäten und die Höhe 
des Grenzausgleichs, die künftigen Preisbeschlüsse 
mit dem Stützungsniveau der landwirtschaftlichen 
Erzeugerpreise und die Bewältigung des Markt-
gleichgewichts bei Milch und Fleisch. 

Verhältnisse, die einer Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion entsprechen, bestehen nur noch im Raum 
der Bundesrepublik und der Beneluxstaaten. Mit 
allen anderen Partnerländern läuft die Entwicklung 
leider nicht in Richtung auf angeglichene Wirtschafts- 
und Währungsverhältnisse. Hier zeigt sich, wie 
wichtig es ist, den Grenzausgleich für die Zukunft 
zu erhalten und ihn aufzustocken, wenn Abwertun-
gen wie in Italien, Frankreich und England das er-
fordern. Die jetzt beschlossenen zusätzlichen Preis-

erhöhungen für England, Italien und Irland halten 
sich in annehmbarem Rahmen und werden in diesen 
Ländern sogar preisstabilisierend wirken. 

Es ist Bundesminister Ertl zu danken, daß der Ab-
bau des Grenzausgleichs für die Bundesrepublik auf 
2 1 /2 % beschränkt wurde, was als tragbarer Kom-
promiß zu werten ist. So steigt 1976 das Agrarpreis-
niveau bei uns vermutlich erheblich weniger als das 
Stützungsniveau. In diesem Zusammenhang muß 
man die Frage stellen, was im Markt erreichbar ist. 
Sicherlich wären Preiserhöhungen oberhalb dieser 
Marge für Fleisch- und Milchprodukte, also für 70 % 
der landwirtschaftlichen Verkaufserlöse, im Markt 
nicht durchsetzbar. Das bedeutet, daß Preiserhöhun-
gen oberhalb dieser Grenze den Verzehr vermutlich, 
wie wir das schon vor Jahren erlebt haben, zurück-
drängen würden. Nichts Schlimmeres könnte der 
Landwirtschaft passieren, als wenn der Verzehr von 
hochwertigen Lebensmitteln zurückgedrängt würde. 

So positiv das Brüsseler Verhandlungsergebnis 
über die Agrarpreise und den Grenzausgleich zu 
werten ist, so darf doch nicht verschwiegen wer-
den, daß nur ein Einstieg in die Regelung des 
Marktgleichgewichts erzielt wurde. Bei diesem für 
die Marktordnungen wichtigen Problem sind Lö-
sungen im Milchmarkt dringlich. Es geht sowohl 
um den Abbau der Magermilchpulvervorräte wie um 
die Verhinderung des Auflaufens neuer Bestände. 
Theoretisch läßt sich das Problem verschieden lö-
sen: durch Preissenkung des Magermilchanteils im 
Auszahlungspreis für Milch, durch Beimischung von 
Magermilchpulver zu allen oder einigen Futtermit-
teln, durch die beschlossene Kautionsregelung oder 
die Mitverantwortung der Erzeuger beim Abbau 
der Vorräte. In letzter Konsequenz führen alle Vor-
schläge zum Abbau landwirtschaftlicher Einkommen 
und zur Einschränkung von Importen eiweißreicher 
Futtermittel. Alle Vorschläge zur Verbilligung des 
Pulvers führen zur Verfütterung von Pulver und da-
mit zur Verdrängung von Soja. Auch eine verstärkte 
Verbilligung des Pulvers durch die EG würde zum 
gleichen Ergebnis führen. Auf Grund der beacht-
lichen Summe, die die EG schon heute für den Milch-
markt vorhält, sollte diese Möglichkeit aus der Spe-
kulation ausscheiden. Der deutsche Vorschlag der 
Mitbeteiligung der Erzeuger ist zunächst zurück-
gestellt, soll aber im Herbst entschieden und näch-
stes Jahr wirksam werden. Die EG-Landwirtschaft 
braucht weiter den Gemeinsamen Markt und die 
gemeinsame Agrarpolitik. Diese sollte nicht durch 
eine Überbeanspruchung des EG-Agrarfonds in Ge-
fahr gebracht werden. Deshalb sind wir für eine 
Mitverantwortung der Erzeuger. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter Pe-
ters, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Eigen? 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Ja, wenn mir das auf 
die Redezeit nicht angerechnet wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Kollege, ich muß 
bei dieser Geschäftslage darauf aufmerksam machen, 
daß wir möglicherweise dafür keine zusätzliche 
Redezeit geben können. 
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Peters (Poppenbüll) (FDP) : Dann muß ich auf die 
Frage verzichten. 

So sehr die Lösung des dringlichen Problems der 
Überschüsse allen Verantwortlichen in der EG-
Agrarpolitik bewußt ist, so gibt es immer weniger 
Stimmen, die die gemeinsame Agrarpolitik vom 
Grundsatz her verändern wollen. 

Zusammenfassend stelle ich fest: Von 1969 bis 
heute in der Regierungszeit der sozialliberalen Ko-
alition verzeichnen wir durchschnittlich pro Jahr 
Einkommensverbesserungen von 11 %. Damit ist 
die Zusage der Bundesregierung eingelöst worden, 
daß die Landwirtschaft an der allgemeinen Einkom-
mensentwicklung teilhaben soll. Ich habe ja Ver-
ständnis dafür, meine Damen und Herren, daß die 
Union die Konjunkturbelebung, wie sie sich jetzt 
ergibt, und die günstige Lage der Landwirtschaft aus 
parteitaktischen Gründen skeptisch beurteilt. 

Was sich nicht im Agrarbericht in steigenden Ein-
kommen niederschlägt, sollte trotzdem nicht über-
gangen werden. Ich meine die Leistungen der Ko-
alition im Bereich der Agrarsozialpolitik. In diesen 
Jahren sind die landwirtschaftliche Altershilfe und 
die Landabgaberente erheblich erhöht und dynami-
siert worden. 

(Zuruf des Abg. Eigen [CDU/CSU] ) 

— Herr Eigen, wenn Sie dazu einen Zwischenruf 
machen, dann kann ich nur sagen: Sie hätten ja in 
der Zeit Ihrer Regierung ebenfalls diese Maßnahme 
in Angriff nehmen können. Das haben Sie aber 
nicht getan. 

(Eigen [CDU/CSU] : Die haben wir einge
-

führt, Herr Peters! — Dr. Ritz [CDU/CSU] : 
Ihr habt doch nur auf dem weitergebaut, 
was wir geschaffen haben! — Eigen [CDU/ 
CSU] : Die Altershilfe für die Landwirte ist 

unsere Politik!) 

In der Zeit der sozialliberalen Koalition ist die 
Krankenversicherung der Landwirte mit der Gratis-
versicherung der landwirtschaftlichen Altersrentner 
eingeführt worden. Die Waisenrente und eine Zu-
satzversicherung für landwirtschaftliche Arbeitneh-
mer wurden beschlossen. Der Bund hat seine Zu-
schüsse pro Jahr von 1969 bis heute von 800 Millio-
nen DM auf 2,8 Milliarden DM in diesem Jahr er-
höht. Unser Ziel ist es, die augenblicklich günstige 
Ertragslage der deutschen Landwirtschaft auf lange 
Sicht zu konsolidieren. 

Zum Schluß ein Dank an Minister Ertl und seine 
Mitarbeiter für ihre Arbeit. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Löffler. 

Löffler (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die vielen Reden, die 
wir heute am Vormittag von der Opposition gehört 
haben, 

(Dr. Früh [CDU/CSU] : Von Ihnen nicht we

-

niger!) 

täuschen natürlich nicht darüber hinweg, daß es in 
Ihren Reihen keine Alternative zu der Agrarpolitik 
gibt, die Minister Ertl in seiner Einbringungsrede 
hier skizziert hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

Daran ändert auch Ihr Oldenburger Programm 
nichts, über das wir uns im Wahlkampf noch unter-
halten werden. 
Dann noch einmal einen kleinen Nachhilfeunter-

richt. Für die Damen und Herren der Opposition 
möchte ich noch einmal die wichtigsten Punkte der 
sozialliberalen Agrarpolitik nennen: 

(Kiechle [CDU/CSU] : Das ist die reinste 
tibetanische Gebetsmühle!) 

1. ein sachgerechter, den Bedürfnissen der moder-
nen Landwirtschaft angepaßter Strukturwandel, 

2. eine weitgehende soziale Absicherung der Land-
wirte, 

3. die Schaffung guter Marktverhältnisse, 

4. die Verzahnung der Agrarpolitik mit regionaler 
Strukturpolitik zur Schaffung von Erwerbsalter-
nativen, 

5. Einkommenssicherung über die Preispolitik. 

Diese Schwerpunkte der Agrarpolitik sind im 
Haushalt der Bundesregierung abgesichert und fi-
nanziell fest verankert. Daran ändern auch nichts 
die ständigen Unkenrufe und Verdächtigungen der 
Opposition, daß die Landwirtschaft in den letzten 
Jahren finanziell zu kurz gekommen sei. Haushalts-
politik, meine sehr verehrten Damen und Herren 
von der Opposition — so können Sie es in einem 
sehr lesenswerten Buche über Haushaltspolitik nach-
lesen —, ist der Ganzheit verpflichtet und erhält 
dadurch, gewollt oder ungewollt, eine Schiedsrich-
terrolle. Diese Koalition und diese Regierung neh-
men die Schiedsrichterrolle sehr ernst und üben sie 
verantwortungsvoll aus. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Es gibt aber auch 
schlechte Schiedsrichter!) 

— Ja, aber die sind nicht bei uns zu finden. — 

(Sehr gut! bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Und ein nach den anerkannten Regeln handelnder 
Schiedsrichter kann die Buh-Rufe überhören, er muß 
sie sogar überhören; denn sachliche Hinweise ent-
halten sie sowieso nicht. Im übrigen hat es die Op-
position auch heute wieder versäumt, darzulegen, 
wie sie die Schiedsrichterrolle wahrzunehmen ge-
denkt. 

Der Vorwurf, die Mittel für die Agrarpolitik seien 
in den letzten Jahren zurückgegangen, ist total un-
haltbar, und ich verstehe überhaupt gar nicht, wie 
Sie ständig zu dieser falschen Aussage kommen. Das 
kann nur daran liegen, daß Sie an diese Berech-
nungen nicht ihre Fachleute heranlassen, sondern 
diejenigen, die das so ein bißchen vordergründig

-

polemisch aufbauen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 
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1974 sind unter Einrechnung der Mittel, die der 

deutschen Landwirtschaft aus Brüssel zufließen, 
7 485 000 000 DM ausgegeben worden; 1976 werden 
es 8 140 000 000 DM sein. Das ist eine Steigerung 
von fast 9 °/o. Und man kann diese EG-Mittel nicht 
einfach unterschlagen. 

(Abg. Eigen [CDU/CSU] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Es tut mir leid, Herr Kollege Eigen, besser nach-
her, nach der Debatte. Ich habe nur fünf Minuten 
Zeit, und ich glaube, ich bin  sowieso  schon gleich 
am Ende. 

(Eigen [CDU/CSU] : Dann müssen Sie nicht 
so etwas sagen!) 

— Das können Sie mir ja nachher noch sagen. Das 
sind keine falschen, das sind richtige Zahlen. Sie 
müssen einmal in die richtigen Bücher hinein-
schauen. Da gibt es z. B. grüne Bücher, Haushalts-
rechnungen der Bundesregierung; da müssen Sie 
einmal hineinschauen, nicht bloß immer in die Pa-
piere, die von Ihrer Fraktion ausgegeben werden. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Dafür gibt es amtliche Dokumente. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Nur die Wertung, die 
Sie vornehmen, ist falsch!) 

Ich habe vorhin erwähnt, daß die Schwerpunkte 
unserer Agrarpolitik finanziell abgesichert und im 
Haushalt fest verankert sind. Ich darf dazu eben-
falls einige Zahlen nennen. Für die Strukturpolitik 
— das betrifft also die Mittel, die im Kap. 10 03 
nachgewiesen werden — wird 1976 der gleiche Be-
trag wie 1974 zur Verfügung stehen, nämlich 1,2 Mil-
liarden DM. Ich bin dem Herrn Kollegen Kiechle sehr 
dankbar dafür, daß er mir eine Berechnungsformel 
gegeben hat. Diese 1,2 Milliarden DM bedeuten 
nach Ihrer Formel, Herr Kiechle, daß rund 4,3 Mil-
liarden DM in diesem Jahr für die Strukturverbes-
serung in der Landwirtschaft ausgegeben werden, 
und das bei einer Wertschöpfung, der Landwirtschaft 
von rund 18 Milliarden DM. Wenn ich diese beiden 
Größenordnungen einmal miteinander vergleiche — 
und da müssen Sie mir recht geben, Herr Kiechle —, 
18 Milliarden DM Wertschöpfung und im gleichen 
Zeitraum 4,3 Milliarden DM für die Strukturverbes-
serung, dann muß ich sagen, das ist eine gewaltige 
Leistung, die diese Bundesregierung auf die Beine 
stellt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Kiechle 
[CDU/CSU] : Sie vergleichen Äpfel mit Bir

-

nen!) 

Von 1974 bis 1976 sind die Mittel für die soziale 
Absicherung der Landwirte um 18 % gestiegen. Die 
Mittel für die Marktstützung, die über den euro-
päischen Haushalt laufen, sind um 22 % gestiegen. 
Die administrierten Preise sind im Schnitt pro Jahr 
um 6 % gestiegen. Wenn ich dann noch hinzurech-
ne, daß die Zahl der landwirtschaftlichen Vollar-
beitskräfte in diesem Zweijahreszeitraum um 6 % 
abgenommen hat, ist mir völlig unverständlich, wie 
man immer wieder die Verdächtigung aussprechen 
kann, daß sich die Bundesregierung aus ihrem finan-
ziellen Engagement gegenüber der Landwirtschaft  

zurückzieht. Aber wir werden uns ja darüber unter-
halten, wenn wir in den Ausschüssen Ihren Ent-
schließungsantrag beraten werden. 

Im übrigen kann ich hier die Versicherung abge-
ben: Das finanziell Mögliche und das sachlich Not-
wendige wird auch weiterhin für die deutsche Land-
wirtschaft getan. Das wird ausgewiesen werden 
durch den Agrarbericht 1977, den, Herr Kiechle, 
wieder ein Minister der sozialliberalen Koalition, 
nämlich Herr Ertl, 

(Kiechle [CDU/CSU]: Vielleicht!) 

diesem Hause vorlegen wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU: Aber nur vielleicht! — 
Dr.  Ritz [CDU/CSU]: Die Wahrscheinlich

-

keit ist sehr gering!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das 
Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Früh. 

Dr. Früh (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! In diesem Augenblick 
bedaure ich nur, nicht aus Berlin zu sein und keine 
so schnelle Zunge zu haben. 

(Löffler [SPD]: Das ist ein Wettbewerbsvor

-

teil!) 

Denn wie soll man in zehn oder noch weniger Minu-
ten widerlegen, was jetzt so schnell herunterge-
hauen wurde? Und ich gebe zu, Herr Löffler, wenn 
Sie hier reden, höre ich immer sehr aufmerksam zu. 

Aber eines hätte nicht passieren sollen: daß Sie 
von dieser Stelle der deutschen Landwirtschaft die 
7 Milliarden DM nach Brüssel in die Tasche schie-
ben wollen, wo Sie doch ganz genau wissen — ich 
werde Ihnen nachher einiges dazu sagen —, 

(Zuruf von der SPD: Das hat er nicht ge

-

sagt!) 

wozu diese 7 Milliarden außerdem dienen. 

(Zurufe von der CDU/CSU — Abg. Löffler 
[SPD] meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Wenn mir der Präsident die Zeit dazugibt, dann 
gestatte ich gern eine Zwischenfrage. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Nein, die 
Zeit kann ich nicht dazugeben. 

Dr. Früh (CDU/CSU) : Der Präsident gibt mir die 
Zeit nicht, Herr Löffler. Ich bedaure es sehr. 

(Löffler [SPD] : Dann mache ich es durch 
Zwischenruf: 7 Milliarden DM nationale 

Mittel und EG-Mittel!) 

— Dazu sage ich gleich am Schluß etwas anderes. 

Ich will zu den europäischen Problemen Stellung 
nehmen. 

(Zuruf des Abg. Immer [SPD]) 

— Ich komme darauf zurück, Herr Immer. — Im 
Agrarbericht steht über die EG-Agrarpolitik wenig, 
obwohl sie in den Reden eine große Rolle gespielt 
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hat und auch in der Rede des Herrn Ministers ent-
scheidend war. Ich habe den Eindruck — was so 
schön im Agrarbericht steht, ist eine große Lei-
stung —, daß derjenige, der die Agrarpolitik 
erlebt und wie der Herr Minister und sein Staats-
sekretär im Schmelztiegel steht, über diese Dinge 
ganz anders reden kann als derjenige, der einen 
Bericht darüber schreibt. 

Herr Minister, ich erinnere mich noch gut an Ihre 
erste Rede als Bundesernährungsminister. Da sagten 
Sie: Ich muß die Suppe auslöffeln — die Suppe der 
europäischen Agrarpolitik —, die ihr, die CDU/CSU, 
mir eingebrockt habt. Von da bis zur heutigen 
Rede, zu der ich Sie über weite Passagen beglück-
wünsche, ist ein weiter Weg. 

Damals war es nämlich schick und richtig, über 
die europäische Agrarpolitik zu wettern und gar zu 
poltern. Heute, wo sich selbst in Wiesbaden auf 
dem Deutschen Bauerntag der Präsident des Ver-
bandes über die europäische Agrarpolitik zustim-
mend äußert, welche von der CDU entscheidend 
mit konzipiert wurde — ich könnte hier Namen nen-
nen, gerade solche, die nach Bayern weisen —, ist 
es natürlich ganz leicht, sich zu dieser Politik zu 
bekennen. Dabei wird wirklich übersehen, wer sie 
konzipiert hat, wer sie durchgetragen hat, als sie 
schärfstens unter Beschuß genommen wurde. Aber 
jetzt, wo die Ergebnisse für die deutsche Landwirt-
schaft sicherlich nicht schlecht sind, will man das 
alles mit kassieren. Früher hat man sich dessen 
gerühmt, daß man diese Politik abgelehnt hat. 

Dennoch, Herr Minister, machen Sie auch in 
Ihrer Rede den Versuch, die Schafe von den Böcken 
zu trennen, wenn Sie sagen: Bei meinem Amtsantritt 
waren die wichtigsten Entscheidungen gefallen, 
auch in der Strukturpolitik die Weichen gestellt. 
In den Versammlungen heißt es dann etwa so: Bei 
euch, der CDU/CSU, wurden die Preise gesenkt, bei 
mir erhöht, der Mansholt-Plan vom Tisch geschafft 
und obendrein die soziale Absicherung geschaffen; 
ist das nun eine positive Bilanz oder nicht? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

— Ja, das ist kurz und richtig, aber verzerrt, Herr 
Löffler, die Wahrheit. 

(Löffler [SPD] : Die halbe Wahrheit!) 

— Nun, Sie trauen mir vielleicht nur drei Viertel 
Wahrheit zu. Ihnen, Herr Immer, würde ich nicht 
einmal ein Viertel zutrauen. 

(Oh-Rufe von der SPD) 

Nach der Fundamentierung dieser Agrarpolitik, 
an der Agrarpolitiker wie Herr Lücker entschei-
dende Verdienste hatten, und der Preisharmonisie-
rung, die notwendigerweise vonstatten gehen 
mußte, konnte selbst der bundesrepublikanische 
Dauerbremser mit heroischer Gebärde als Sieger mit 
Preiserhöhungen aus Brüssel zurückkehren, weil er 
ganz genau wußte, daß ihm der blau-weiß-rote Treib-
satz dieser Agrarpolitik dabei vor den Bauern noch 
einen Erfolg beschert hat. So sind die Realitäten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier ist eine Anmerkung zu machen. Oft ist in 
Brüssel Kraftmeierei betrieben worden, Herr Mini-
ster, und zwar nicht nur durch Sie. Ich darf nur an 
den Eklat erinnern, den damals die 5 %ige Garan-
tiepreiserhöhung gebracht hat, und dann auch an die 
Bedingungen der Zustimmung dieser Bundesregie-
rung: Bestandsaufnahme, Inventar von Beihilfen. 
Dieses Inventar ist noch nicht vorhanden. Zu der 
Bestandsaufnahme trug die Bundesregierung — jetzt 
zitiere ich — „Ansätze von Lösungsversuchen" bei. 
In dem entscheidenden Europäsischen Rat in Rom 
wurde die Bestandsaufnahme nicht einmal be-
sprochen, 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: Hört! Hört! Alles 
Schall und Rauch!) 

die der Knalleffekt sein sollte und wo man einmal 
klar den Schwur leisten wollte, wie diese Agrarpoli-
tik verändert werden soll. 

Aber was kann schon ein Fachminister erreichen 
— er hat sich angestrengt, gut —, wenn ihm zu viele 
Köche in die Suppe, man müßte fast sagen: spucken, 
sie versalzen und verderben? 

(Zurufe von der SPD) 

— Ja, hier ' würde ich sagen: Da gibt es den Wirt-
schaftsminister, der in einer Zeit, wo der Bundes-
minister um den Grenzausgleich kämpft, ein Buch 
veröffentlicht, in dem, damit es auch alle gleich wis-
sen, steht, daß der Grenzausgleich eine Wettbe-
werbsverzerrung sei. Sie hätten diese Debatten 
im europäischen Agrarausschuß erleben sollen, Herr 
Löffler! Wenn ich mich für den Grenzausgleich ein-
setze, dann sagen mir die Holländer dort: Herr Früh, 
wir würden Ihnen empfehlen, das Buch Ihres Wirt-
schaftsministers zu lesen. — Ich möchte wissen, wie 
Sie in einer solchen Situation argumentieren. 

Ich hätte eine andere Aufgabe für den Wirtschafts-
minister, nämlich über die gerade auch die Land-
wirtschaft und die gemeinsame Agrarpolitik beein-
trächtigende verschiedene Wirtschafts- und Infla-
tionsentwicklung nachzudenken. Mit dem Einfachst-
rezept — ich meine, es klingt zwar überzeugend —: 
wir in der Bundesrepublik haben die geringste In-
flationsrate, also bekommt die deutsche Landwirt-
schaft die niedrigsten Preisgarantien, ist doch keine 
Annäherung an eine gemeinsame Wirtschaft, Wäh-
rung und Konjunktur zu erreichen. 

(Löffler [SPD] : Wie denn?) 

Im Gegenteil, Herr Löffler: Hier werden Stabilitäts-
erfolge in der Bundesrepublik Deutschland auf dem 
Rücken der deutschen Landwirtschaft mit abgefeiert. 
Demjenigen, der schon die größten Inflationsraten 
hat, kann man nicht auch noch die höchsten Preise 
verschaffen. Da muß ein Wirtschaftsminister mit 
seinem Ressort und seinen Spezialisten darüber 
nachdenken, wie er von diesem Irrweg wegkommt. 
Derjenige, der die geringste Inflationsrate und die 
geringsten Preiserhöhungen hat, bekommt damit 
für das nächste Jahr schon wieder einen Vorsprung 
gegenüber den Ländern, die mit einer Preissteige-
rungsrate von zehn und mehr Prozent kämpfen und 
darüber hinaus auch noch in solcher Weise zusätz-
lich auf dem Gebiet der Lebenshaltungskosten be- 
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lastet werden. Es geht doch nicht, diese Dinge so 
einfach regeln zu wollen. 

(Immer [SPD] : Prima, daß Sie zugeben, daß 
wir die niedrigste Preissteigerungsrate ha- 

ben!) 

— Herr Immer, ich habe leider nicht soviel Zeit, um 
Ihnen zu antworten. 

Da gibt es aber auch noch einen Finanzminister. 
Ich hoffe nicht, daß er der Landwirtschaft deshalb 
böse ist, weil er hin und wieder vom Pferd getreten 
wird und das Pferd der Landwirtschaft dient; das 
heißt, zur Zeit dient es mehr den Reitern als 
vor dem Pflug. Aber die Schlagworte vom Zahl-
meister Europas, die es in die europäische Debatte 
eingeführt hat, haben böses Blut gemacht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Wenn sich der Finanzminister über die Rolle als 
Zahlmeister Europas beklagt — wobei ich mich 
noch einmal an den Vorsitzenden des Ernährungs-
ausschusses, Herrn Schmidt, wenden darf: jeder 
weiß, worauf sich der „ungewöhnliche Anteil von 
28 %" gründet, nämlich auf das Bruttosozialprodukt; 
dieser Anteil fällt ja nicht einfach irgendwo vom 
Himmel — und dann plötzlich vor Weihnachten ein 
Fettpolster entdeckt und nicht weiß, wie er sich vor 
lauter Milliarden brüsten soll, dann frage ich mich: 
Weiß er denn gar nicht, was er in der Kasse hat 
oder was los ist? 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr gut! — 
Löffler [SPD] : Sie haben vom Haushalt 

keine Ahnung!) 

Noch ein Wort hierzu: Diese Milliarden, die da 
hochgespielt werden, sind 0,38 % — gegen diese 
Zahl ist nichts zu sagen, Herr Löffler — des Brutto-
sozialprodukts der neun EG-Länder im Jahr 1974 ge-
wesen. Wenn Sie diese Versicherungsprämie als zu 
hoch, als unerträglich empfinden, dann müssen Sie 
sich einmal darüber informieren, daß für 260 Mil-
lionen Verbraucher in den USA — das entspricht 
der Zahl in der EG — der doppelte Betrag und für 
etwa die gleiche Zahl von Verbrauchern in der 
Sowjetunion 3 % — also das Zehnfache — des 
Bruttoinlandsprodukts benötigt werden und den-
noch die Nahrungsmittelpleite nur dadurch vermie-
den werden kann, daß der mit seiner Agrarpolitik 
ständig karikierte und kritisierte Westen aushelfen 
muß. Das sind doch die Realitäten, um die es geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich will Ihnen zu dem „Zahlmeister Europas" noch 
ein Urteil vortragen — ich sehe, daß meine Rede-
zeit gleich abgelaufen ist —, und da Würde ich an 
Ihrer Stelle, Herr Immer, genau zuhören. In Brüssel 
gibt es einen Mann, hochgeschätzt als Kommissar für 
Wirtschaft und Währung: Herr Haferkamp. Er hat 
auf diese Äußerung von Herrn Finanzminister Apel 
klipp und klar gesagt: Wer von der Zahlmeister

-

rolle Bonns in Europa spricht, bewegt sich an der 
Grenze von Ignoranz und Arroganz, also von Nicht-
wissen und Hochmut. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nichtwissen könnte man einem Ressortminister bei 
diesem schwierigen Problem — Agrarpolitik — 
vielleicht noch nachsehen. Aber Arroganz, Hochmut 
verzeiht uns der Westen nicht. Wer als protzender 
Neureicher und gleichzeitig als Geizkragen auftritt 
— so stellt es sich für die anderen Länder dar — und 
einen Kniefall gegenüber dem Osten macht, hat 
kaum Chancen, Verständnis im freien Europa zu 
finden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In einem solchen Klima kann es natürlich nicht 
ausbleiben, daß von der sozialistischen Fraktion — 
jetzt komme ich darauf zurück — in den Beratun-
gen des Haushaltsausschusses wie Ziehtee aus dem 
Busch Kürzungsanträge in Höhe von 1,2 Milliarden 
Rechnungseinheiten für den Agrarfonds gestellt 
worden sind; allein in Höhe von 600 Millionen 
Rechnungseinheiten für den Milchsektor. Hier wollte 
ich Sie einmal fragen, wie Sie denn ohne Mittel mit 
dem Problem auf dem Milchsektor fertig werden 
wollen. In derselben Sitzung ist diese europäische 
Agrarpolitik von den Sozialisten als „Unfug mit 
Methode" abqualifiziert worden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Zurufe 
von der SPD) 

— Ja, das ist im Protokoll nachzulesen. 

(Zuruf von der SPD: Aufhören!) 

— Warum denn? Ist es soweit? — Ja, leider. 

(Heiterkeit — Immer [SPD] : Pech gehabt!) 

— Ja, das ist Pech, wenn man von der Zeit abge-
schnitten wird, aber leider Ihr Glück, Herr Immer. 

(Widerspruch bei der SPD — Immer [SPD] : 
Nein, reden Sie zwei Stunden weiter! — 
Löffler [SPD]: Ängstlich sind wir nicht! — 

Weitere Zurufe von der SPD) 

Ich will ein letztes Wort sagen. Der Bundeskanz-
ler hätte in diesen Fragen natürlich nun noch stark 
apostrophiert werden müssen. Er weiß nämlich ge-
nau — das hat auch Herr Schmidt (Gellersen) in 
Ansätzen erkennen lassen —, daß Agrarpolitik in 
Europa nicht heißt, ständig den Bauern unter die 
Weste zu jubeln, oder „Unsinn mit Methode" zu 
machen, 

(Löffler [SPD] : Das behauptet keiner!) 

sondern hier werden Regionalpolitik, Sozialpolitik, 
Mittelmeerpolitik und andere 

(Löffler [SPD]: Das wissen wir doch alle!) 

Versäumnisse auf die Agrarpolitik abgeladen, weil 
es keine anderen europäischen Politiken gibt. 

(Immer [SPD] : Das stimmt doch überhaupt 
nicht!) 

In einem solchen Kabinett, Herr Minister, wo Sie 
verlassen sind und immer größere Schwierigkeiten 
haben, wäre es vielleicht an der Zeit, sich nicht 
mehr darauf zu verlassen, daß Sie wie notwendig 
und erforderlich gestützt werden. Es ist nicht meine 
Aufgabe, Ihnen zu empfehlen, sich nach anderen 
Geschwistern umzuschauen, wenn Sie nicht mehr 
der „Bruder Josef" sind. Ich will jedoch nicht hof-
fen, daß es Ihnen wie Ihrem großen historischen 
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Vorbild Joseph von Ägypten ergeht — das war der 
erste Ernährungsminister — , nämlich daß Sie von 
den Brüdern verkauft werden. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich will das nicht hoffen. Es ist nicht meine Auf-
gabe, darüber nachzudenken, in welcher Familie 
Sie künftig sein wollen oder könnten. Darüber ma-
chen sich andere Leute zur Zeit Gedanken. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU — Dr. 
Hammans [CDU/CSU] : Dabei hat er heute 
Namenstag! — Immer [SPD] : Das waren 
schwarze Brüder! — Weitere Zurufe von 
der SPD und Gegenrufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, nach dem Hinweis auf die 
biblische Geschichte 

(Immer [SPD]: Ja, der war aber falsch!) 

kommt jetzt, beinahe hätte ich gesagt: Bruder Josef. 
Herr Minister, Sie haben das Wort. 

(Immer [SPD]: Joseph ist ja erst Minister 
geworden, nachdem sie ihn verkauft hat

-

ten! Vorher war er nicht Minister!) 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich bedanke mich sehr für das biblische 
Zitat. Ich glaube, wenn die Geschichte geschrieben 
wird, wird man einmal darüber nachdenken können, 
unter welcher Konstellation die Landwirtschaft fette 
und unter welcher sie magere Jahre erlebt hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Immer 
[SPD]: Ja, genau! — Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Dabei wird manchen möglicherweise einiges auf-
gehen, das offensichtlich heute manchmal noch 
nicht gern gehört wird. 

(Dr. Früh [CDU/CSU] : Aber die sieben 
Jahre sind um!) 

Eines kann ich sagen: Ich freue mich sehr über 
die Debatte, und ich freue mich über das große 
Maß an Zustimmung. Das ist für mich aber auch 
zugleich der Beweis dafür, daß diese Regierung den 
richtigen Kurs gesteuert hat; denn sonst könnte ich 
mir dieses Maß an Zustimmung — ich habe sehr 
genau aufgepaßt — und diese Bestätigung nicht er-
klären. Dafür bin ich, wie gesagt, sehr dankbar. Das 
heißt, in diesem Hohen Hause besteht in den Grund-
prinzipien Einigkeit. Es gab natürlich einige Kriegs-
schauplätze oder Nebenkriegsschauplätze; dort muß 
man ein klein wenig fighten. Daher will ich in mei-
nem Schlußwort zu dieser Debatte zwischen baden , 

 württembergischen Wahlkampf und genereller Ten-
denz trennen. 

(Dr. Hammans [CDU/CSU] : Na, na, Herr 
Minister!) 

— Doch, es gab einige Bemerkungen dazu. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sie meinen 
den Kollegen Gallus!) 

Ich darf z. B. den Herrn Kollegen Sauter daran er-
innern — — 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Der Kollege Niegel hat den Saal verlassen. Ich 
finde es nicht sehr schön, wenn einer zuerst so pole-
mische Fragen stellt und sich dann entfernt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das finde ich nicht sehr schön, meine sehr ver-
ehrten Freunde. Aber ich freue mich darüber, daß 
mein Freund Richard Stücklen von der CSU als ein-
ziger noch hier ist. Ich hätte das nicht gesagt; aber 
ich halte es für nicht gut, wenn — — 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Kiechle ist auch noch 
da!) 

— Kiechle, jawohl! Herr Kiechle, ich habe Sie in die-
sem Moment leider übersehen. 

(Dr. Hammans [CDU/CSU] : Aber, Herr Mi

-

nister, wie kann man ihn übersehen?) 

Ich stand im Bann von Richard Stücklen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie brauchen eine 
neue Brille!) 

Ich halte es nicht für sinnvoll, solche Fragen zu stel-
len und selbst nicht hierzubleiben. Dann sollte man 
lieber schweigen. Das möchte ich der Korrektheit 
wegen sagen, weil ich weiß, daß solche Fragen be-
wußt gestellt werden, um in Fachblättern entspre-
chende Bemerkungen auszulösen. 

(Frau Dr. Timm [SPD] : So ist es!) 

Dann muß man sich auch gefallen lassen, daß einem 
vorgehalten wird, den Saal vorzeitig verlassen zu 
haben. 

Nun komme ich aber zum Thema Baden-Württem-
berg, verehrter Herr Kollege Sauter, und das gilt 
auch für Herrn Kollegen Kiechle. Das ist der Süd-
komplex, der Südstaatenkomplex. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ein großer 
Komplex! — Kiechle [CDU/CSU] : Sind sie 
denn vom Norden? — Jäger [Wangen] 
[CDU/CSU]: Er hat seinen Wohnsitz nach 
Hamburg verlegt! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

— Ja, der Südstaatenkomplex ist ein sehr bedeut-
samer Komplex. Baden-Württemberg hat z. B. in 
der Gemeinschaftsaufgabe einen Anteil von 25 % 
aus Landesmitteln für die Flurbereinigung und be-
vorzugt die Wasserwirtschaft mit 30 %. Das ist das 
Problem Baden-Württembergs. Sie dürfen dann aber 
nicht hingehen und dem Bund die Schuld in die 
Schuhe schieben. Dann sagt Ihnen Baden-Württem-
berg, daß die Priorität beim Wasser und nicht bei 
der Flurbereinigung liegt. Das kann das Land Baden-
Württemberg souverän entscheiden, aber Sie müs-
sen sich in Zukunft von Ihrem Lande besser infor-
mieren lassen. In diesem Zusammenhang muß ich 
das Land Bayern loben, Herr Kollege Kiechle. In 
Bayern ist es umgekehrt. Da hat die Flurbereinigung 
36 % und das Wasser 25 %. Bei allen Ansätzen hat 
der Bund mehr übernommen, als seiner gesetzlichen 
Verpflichtung entspricht, nämlich mehr als 60 %. 
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Deshalb bin ich so empfindlich, wenn man dann her-
geht und aus offensichtlich wohl erwogenen Zeit-
gründen in dieser Form polemisiert. Das ist nicht 
korrekt. 

Ich möchte hinzufügen, Herr Kollege Sauter, das 
Bundesbaugesetz ist in § 35 durch diese Regierung 
verbessert worden, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

nachdem § 35 durch Ihre Regierung in einer für das 
Land sehr schlechten Form geprägt worden war. Das 
muß ich hier sagen, damit nicht der Eindruck ent-
steht, Sie hätten die Verbesserung bewirkt. Sie wis-
sen aus den Ausschußberatungen ganz genau, wie 
stark die Widerstände waren und daß von einer Lex 
Ertl gesprochen wurde. Nun aber hierherzugehen 
und zu sagen, Sie hätten das gemacht, finde ich sehr 
kühn, das ist fast zu kühn. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Alle Fraktionen! 
Wir haben mitgemacht!) 

— Wir bedanken uns für die Unterstützung. Wir 
werden uns weiter bemühen, die Opposition auf den 
Pfad der Tugend zu führen. 

Die Lockerung im Außenbereich ist in der Tat 
Folge einer Initiative dieser Regierung unter der 
Federführung meines Hauses. Darauf lege ich großen 
und entscheidenden Wert, weil sich alle anderen 
gegen diese Art gewehrt haben. Ich bin sehr dank-
bar, daß ich dafür im Parlament eine Mehrheit ge-
funden habe. 

Lassen Sie mich nun etwas zu den Baugenehmi-
gungsangelegenheiten sagen. Ich beklage diese Din-
ge wie Sie, meine verehrten Kollegen. Dieser Bun-
desminister hat wiederholt an die Länderinnenmini-
ster geschrieben, doch auf dem Lande, wofür sie die 
Kompetenz haben, eine bessere Handhabung der 
Planungskompetenz durchzusetzen, aber bisher ha-
ben sie nichts getan. Bitte, Herr Kollege Sauter, in 
Ihrem Lande gibt es seit Jahren einen CDU-Innen-
minister. Führen Sie über diese Fragen der Planungs-
hoheiten, der Planungsgenehmigungen einmal ein 
sehr ernstes sachliches Gespräch mit Ihrem Innen-
minister in Stuttgart, nicht aber mit dem Bundes-
landwirtschaftsminister hier im Bundestag! 

(Beifall bei der SPD) 

Über Schulpolitik will ich an dieser Stelle nicht 
reden. 

Lassen Sie mich einen zweiten Punkt ansprechen, 
womit ich dann auch schon mit diesen Bemerkungen 
zum Schluß komme. Es war von der Erosion länd-
licher Räume die Rede. Herr Kollege Sauter, diese 
Bundesregierung — und das ist vergleichbar — hat 
in sieben Jahren Infrastrukturmaßnahmen in einem 
Ausmaß durchgeführt — denken Sie z., B. an 600000 
Arbeitsplätze —, wie es sie früher in sieben Jahren 
nicht gegeben hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das ist ein Tatbestand, und da können Sie doch 
nicht von Erosion sprechen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo kommen die 
Arbeitslosen her?) 

Schauen Sie sich doch dieses Land an, Herr Kollege 
Sauter, schauen Sie sich die Verbesserung der so

-

zialen Verhältnisse in schwierigen Problemgebieten 
an! Ich nenne aus meiner Heimat den Bayrischen 
Wald, ich nenne aus Ihrer Heimat den Schwarzwald, 
ich nenne, Bayern und Hessen gemeinsam berüh-
rend, die Rhön, und ich nenne die Eifel. Ich muß 
Ihnen sagen, hier hat die Regionalpolitik dieser 
Bundesregierung und die Abstimmung der Regional-
politik mit der Agrarstrukturpolitik im Zusammen-
hang mit der Entwicklung des Einzelbetrieblichen 
Förderungsprogramms einen ganz entscheidenden 
Beitrag geleistet. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD — Zuruf des Abg. Dr. Früh [CDU/CSU]) 

Ich möchte mich in diesem Zusammenhang sehr 
dafür bedanken, daß Sie zum erstenmal ein Lobes-
wort für das Einzelbetriebliche Förderungsprogramm 
gefunden haben. Draußen verteufeln Sie mich nach 
wie vor, bis jetzt ununterbrochen. Hier sprechen Sie 
mit zwei Zungen. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Kritisieren, nicht ver

-

teufeln!) 

Einen Widerspruch muß die Opposition klären. Sie 
sagen einerseits, es gebe nicht genügend Geld auf 
die vielen Anträge, und andererseits, dieses Pro-
gramm sei nicht wirkungsvoll. Das ist ein Wider-
spruch in sich selbst. Das müssen Sie hier einmal er-
klären, denn so geht es nicht. Es bleibt den Ländern 
überlassen, entsprechende Schwerpunkte zu bilden, 
und dies gilt wiederum für Bayern und Baden-
Württemberg. Wenn ich Vorschläge mache, im Pla-
nungsausschuß Aufgaben zu konzentrieren, was 
glauben Sie wohl, was mir dann die Kollegen aus 
den Süd-Staaten, aber auch aus den Nord-Staaten 
antworten? 

(Heiterkeit — Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich bin selber Südstaatler, ich bin sogar stolz 
darauf. Ich sage immer, wenn mich ein Amerikaner 
fragt, wo ich herkommen könnte: aus Texas. 

(Heiterkeit) 

Dazu bekenne ich mich vollinhaltlich. Ich möchte 
Ihnen, lieber Herr Kiechle, der ich Sie gerade so 
lachen sehe, sagen: ich freue mich über Ihre Be-
merkung. Der einzige Unterschied zwischen 
Schweine-Zyklus und Ertl-Zyklus ist, wie Sie wis-
sen, der: Schweine gibt es mehrere, Ertl gibt's nur 
einen. 

(Heiterkeit) 

Um auf die vorhin gestellte Frage zurückzukom-
men: Was sagen mir dann die Herren Ländermini-
ster? Wenn der Bund Konzentration der Aufgaben 
betreibt, dann bekommen wir von den Länder-
finanzministern kein Geld. Sie brauchen nämlich das 
Geld des Bundes, um zu Hause überhaupt etwas zu 
bekommen. 

(Immer [SPD] : Eben!) 

Wenn z. B. bei einem Projekt der Gemeinschafts-
aufgabe ein zu großer Bedarf angemeldet worden 
sein sollte und der Länderminister auch die Aus-
sicht hätte — Sie sehen, ich sage das alles im 
Konjunktiv —, dieses Geld von seinem Finanz- 
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minister zu bekommen, so ist er nicht gezwungen, 
das Geld zu verschenken, sondern er kann es zur 
Verstärkung verwenden. Er kann über 40 °/o Län-
deranteil hinausgehen. Aber weil sie das nie fertig 
bringen, muß der Bund immer mehr Geld herbrin-
gen. Das ist nämlich der Unterschied. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Ritz [CDU/CSU] : Der Satz liegt nunmehr 
fest! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Ich habe hier einen Beweis, der mir gestern abend 
zugestellt worden ist — es geht hier um den In-
formationsdienst des Bayerischen Bauindustriever-
bandes — und der die ländliche Entwicklung betrifft: 
Drastische Mittelkürzungen im bayerischen Wasser-
versorgungsbau. Im Schlußsatz, nach dem die Ta-
belle aufgeführt wird, heißt es dann: 

Damit beträgt die Kürzung der Haushaltsmittel 
bereits nahezu 42 Millionen DM, 28 % der ur-
sprünglich veranschlagten Ausgaben. 

Das ist ländliche Politik im bayerischen Staatshaus-
halt, meine verehrten Freunde. Ich könnte auch 
sagen, in welchem Umfang, Herr Kollege Kiechle, 
die Mittel des so berühmten, allein seligmachenden 
bayerischen Wegs gekürzt wurden. Bei mir bleiben 
immerhin 1,2 Milliarden DM Bundesmittel. Plus 
40 % Landesmittel, wenn die Länder dazu in der 
Lage sind, sind 12 Milliarden DM. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Die Mittel stellen wir 
voll zur Verfügung!) 

Herr Kollege Eigen, ich bin lange genug im Hohen 
Hause, um zu wissen: Das ist nicht zuviel, aber 
auch nicht zuwenig. Mit diesen 2 Milliarden DM 
kann man konsequente und gute Strukturpolitik ma-
chen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Eigen 
[CDU/CSU] : Falsch beraten!) 

— Nein, ich bin nicht falsch beraten, Herr Kollege. 
Der Bund trägt nach wie vor — unabhängig vom Kü-
stenschutz, für den er noch zusätzlich Mittel aufwen-
det — die größere Last. 

(Immer [SPD]: Die Hauptlast!) 

1,2 Milliarden und 10 Millionen DM bleiben nach 
Vorschlag der Koalitionsfraktionen an Strukturmit-
teln auf Bundesseite übrig. 

(Eigen [CDU/CSU] : Aber gegen Sie! Sie ha

-

ben sie doch gar nicht eingesetzt!) 

— Ich habe doch gar nichts eingesetzt. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Eben, eben, drum!) 

Im Gegenteil, ich habe für 1,43 Milliarden DM ge-
kämpft, während von Ihrer Seite die Gemeinschafts-
aufgaben im Rahmen des Haushaltsstrukturgesetzes 
sogar gekürzt werden sollten. Das muß man doch 
hier einmal sagen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Ritz [CDU/CSU] : Das ist nicht wahr! — 
Eigen [CDU/CSU] : Das ist nicht wahr! Sie 
reden die Unwahrheit! — Dr. Ritz [CDU/ 
CSU] : Sie unterichten die Offentlichkeit da

-

mit falsch! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Sie machen doch hier von Zeit zu Zeit Spiegelfech-
terei. 

Ich kann jetzt zu diesem Thema wegen der fort-
geschrittenen Zeit nur noch einige Bemerkungen 
machen. Herr Kollege Früh, es wäre reizvoll, Ihnen 
ausführlicher zu antworten. Aber statt dessen kann 
ich Ihnen das zur Lektüre empfehlen, was der Bun-
destagsabgeordnete Ertl am 19. Februar 1964 im 
Deutschen Bundestag gesagt hat. Ich habe damals 
— ich darf mit Ihrer Genehmigung, Herr Präsident, 
zitieren — gesagt: 

Wir haben immer wieder betont, daß die Ko-
stenharmonisierung auf allen Sektoren gleich

-

laufen muß, und ich möchte noch einmal auf 
die Bedeutung einer gemeinsamen Währung 
hinweisen. Was nützen gemeinsame Preise, 
wenn sie durch Währungsmanipulationen in 
Kürze verändert werden können? 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, damals 
bin ich in diesem Hohen Hause ausgelacht worden 
— das meine ich mit : „Suppe eingebrockt", 
weil Sie nämlich nicht erkannt haben, daß die ge-
samte Basis der Konstruktion der EG-Agrarpolitik 
zusammenbrechen muß oder zwangsläufig nur noch 
mit Grenzausgleich usw. erhalten werden kann, 
wenn die Möglichkeit einer gemeinsamen Wäh-
rungspolitik nicht gegeben ist. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Das stimmt so nicht! 
Sie wissen genau, daß wir immer davon 
ausgingen, daß 1969/70 die Wirtschafts- 
und Währungsunion Fortschritte machen 

würde!) 

— Verehrter Herr Kollege, ich mußte das hier 
sagen, weil Herr Früh — —

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ja bitte, wenn Sie wollen, wenn das nicht von 
meiner Zeit abgezogen wird, bin ich gern bereit, 
die Fakten auf den Tisch zu legen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich bitte um Verständnis dafür, 
daß wir noch eine letzte Zwischenfrage zulassen, 
dann aber im Hinblick auf die Gesamtsituation zu 
Ende kommen. Bitte, Herr Kollege Früh. 

Dr. Früh (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, wenn 
es jetzt darum geht — ich hatte ja 1969 zitiert —, 
gestatten Sie vielleicht, Ihnen ein Zitat zu bringen, 
das unlängst im Europäischen Parlament gefallen 
ist. 

(Zurufe von der SPD) 

— Ich habe gefragt, ob er es gestattet. — Würden 
Sie, Herr Bundesminister, dann nicht dem Finanz-
minister, wenn er die europäische Agrarpolitik so 
geißelt, das Zitat von Herrn Lardinoix beibringen, 
das in der letzten Woche im Europäischen Parla-
ment gefallen ist, daß Generationen von Finanzmini-
stern — und dazu gehört ja wohl auch der derzeitige 
Bundeskanzler — in den letzten zehn Jahren ledig-
lich einen negativen Beitrag zum Fortbestand bzw. 
zur Fortentwicklung der europäischen Zusammen- 
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arbeit geleistet haben? Das kann doch nicht immer 
so bleiben. 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Herr Kollege Früh, Sie versuchen 
natürlich wieder, einen Nebenkriegsschauplatz auf-
zubauen. Ich habe Ihnen nur gesagt: Hier habe ich 
einen Beitrag, den Sie bitte einmal nachlesen soll-
ten. Sie haben mir persönlich schwere Vorwürfe 
gemacht, ich hätte in den letzten sieben Jahren 
meine Meinung geändert. Ich habe meine Meinung 
nicht geändert, aber ich habe das in Europa politisch 
Mögliche getan — für unser Land und für Europa —, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

obwohl ich wußte, daß die Basis dieser gemeinsa-
men Agrarpolitik natürlich gefährdet ist, solange 
es keine Wirtschafts- und Währungsunion gibt. Die-
ser Regierung, Herr Kollege Früh, können Sie kei-
nen Vorwurf machen, daß die Wirtschafts- und 
Währungsunion nicht gekommen ist. Da müssen 
Sie die katastrophalen Folgen der konjunkturellen 
Verhaltensweisen Ende der sechziger Jahre unter-
suchen. Auch hierzu können Sie wieder die Pro-
tokolle des Hohen Hauses nachlesen. Sie werden 
dann sehen, wie oft damals gerade die Freien Demo-
kraten gefragt haben: Warum wertet ihr nicht recht-
zeitig auf? Man hat das zu einem falschen Dogma 
gemacht. Aber ich will das alles nicht vertiefen. Ich 
muß mich jedoch hier rechtfertigen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich muß sagen können, verehrter Herr Kollege Früh, 

(Reddemann [CDU/CSU] : Wer damals 
hauptsächlich dagegen war, war die SPD, 

die Ihnen jetzt Beifall klatscht!) 

Sie haben keinen Grund, hier zu sagen, Sie hätten 
nicht grundlegende Fehler gemacht. 

Im übrigen: Daß ein Finanzminister — da bin ich 
voll mit ihm solidarisch — auch das Recht und 
die Pflicht hat, darauf Obacht zu geben, ob in 
Europa mit dem Geld sparsam umgegangen wird, 
halte ich für selbstverständlich. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es ist doch sicherlich so, daß man in internationa-
len Gremien mit dem Geld anderer möglicherweise 
leichter umgeht als dort, wo die Verantwortung zum 
Bürger näher ist. Ich glaube, das darf man sagen, 
ohne jemandem zu nahe treten zu wollen. 

Aber lassen Sie mich ein letztes sagen. Es ist 
auch das Problem der Lösung der Überschußfrage 
angesprochen worden. Unabhängig von der Ein-
kommensentwicklung in den letzten sieben Jah-
ren — ich will sie gar nicht bewerten; die Land-
wirte können sie besser bewerten als alle Redner 
hier, und dabei will ich es belassen — glaube ich 
sagen zu können, daß es in diesen sieben Jahren 
gelungen ist, die deutsche Stellung am Markt als 
Konkurrent und Teilnehmer am Wettbewerb zu 
stärken. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und der SPD 
— Kiechle [CDU/CSU) : Unsere Marktan

-

teile sind zurückgegangen!) 

Dazu hat aber entscheidend die Stabilitätspolitik 
beigetragen. Diese Stellung im Wettbewerb wurde 
gestärkt durch unsere Stabilitätspolitik, weil sie 
geringere Kosten bedeutete im Vergleich zur Land-
wirtschaft in Frankreich, Italien, Großbritannien 
und den Niederlanden. 

(Erneuter Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wer das noch nicht glaubt, dem schicke ich das 
schriftlich. Er soll sich hier melden; ich will Sie 
nicht länger aufhalten. Ich kann Ihnen die Zahlen 
schicken. Ich will das dann gerne einmal nachholen. 
Ich glaube, Sie brauchen in der Tat einmal Nach-
hilfeunterricht auf diesem Gebiet. Die Zahlen liegen 
ja vor. 

Liebe Freunde, die Währungsunion mußte schei-
tern, weil sie bei der gesamten Verhaltensweise 
unserer Partner, die ich zutiefst bedaure, uns keine 
andere Chance läßt als in die Inflationsmentalität 
einzusteigen oder uns durch Stabilitätspolitik abzu-
hängen, ohne daß die Gemeinschaft für alle Folgen 
sozial und wirtschaftlich haftet. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das ist der Punkt. Wir können eine Wirtschafts- und 
Währungsunion sofort haben, und zwar — in dieser 
Hinsicht muß bei der Opposition Klarheit bestehen 
— entweder in Form der Inflationsgemeinschaft 
oder in Form der Aufgabe unserer Währungsüber-
schüsse. Ich sage Ihnen allerdings: Eine Inflations-
gemeinschaft wird die Gemeinschaft politisch nicht 
überleben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es ist die wichtigste Aufgabe der Bundesregierung, 
dafür zu sorgen, daß die Bundesrepublik sozusagen 
als Gesunde den Gesundungsprozeß unterstützt. Da-
her müssen wir länger auf die Wirtschafts- und 
Währungsunion warten. Ich sage auch nicht, daß 
jemand in der Vergangenheit einen prinzipiellen 
Fehler in dieser Hinsicht gemacht hat. Man mußte 
allerdings wissen, daß eine der Währungsunion 
vorauslaufende Agrarpolitik die Schwierigkeiten 
bringen mußte, die wir nach wie vor zu lösen haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, wir stehen damit am Ende der 
Aussprache. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, die Vorlagen 
einschließlich des Entschließungsantrages — Druck-
sache 7/4891 — dem Ausschuß für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten — federführend — und dem 
Haushaltsausschuß — mitberatend — zu überwei-
sen. — Ich höre keinen Widerspruch. Es ist so be-
schlossen. 

Wir stehen damit am Ende der Plenarsitzung. Ich 
berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf Mittwoch, den 31. März 1976, 13 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13.12 Uhr) 
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Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Schlei auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Zink (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Frage B 1): 

Trifft es zu, daß der Bundeskanzler auf Einladung des Be-
triebsrats der Adam Opel-AG in einer Betriebsversammlung 
am 23. März 1976 in Rüsselsheim spricht, und von welchem Be-
triebsratsmitglied wurde wann und wo schriftlich oder mündlich 
diese Einladung ausgesprochen? 

Es trifft zu, daß der Herr Bundeskanzler am 23. 
März 1976 auf einer Betriebsversammlung zur Be-
legschaft der Adam Opel AG in Rüsselsheim spre-
chen wird. 

Der Herr Bundeskanzler folgt damit einer schrift-
lichen Einladung des Vorstandsvorsitzenden der 
Adam Opel AG, Herrn J. P. Mc Cormack, vom 12. 
Dezember 1975. Der Betriebsrat des Unternehmens 
hat mit Schreiben vom 3. Februar 1976 durch seinen 
stellvertretenden Vorsitzenden auch eine frühere 
Einladung des ehemaligen Betriebsratsvorsitzenden 
Paul Lorenz bestätigt und sich um die weitere orga-
nisatorische Vorbereitung dieser Veranstaltung be-
müht. 

Anlage 3 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/4865 Fragen B 2 und 3) : 

In welcher Zahl und welcher Art (Wohnungskündigungen, Ar-
beitsplatzkündigungen etc.) sind der Bundesregierung Schika-
nen an ausreisewilligen Deutschen, die in den Gebieten der 
heutigen Volksrepublik Polen leben, bekannt, und was hat die 
Bundesregierung unternommen, um diese ausreisewilligen Deut-
schen vor den entsprechenden Schikanen zu schützen? 
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In welcher Weise hat die Bundesregierung sichergestellt, daß 
zukünftighin ausreisewilligen Deutschen in der Volksrepublik 
Polen nach Antragstellung keine Schikanen dieser Art zuteil wer-
den? 

Zu Frage B 2: 

In der Vergangenheit hat es Fälle solcher Be-
nachteiligungen gegeben, die auch in der Frage-
stunde des Deutschen Bundestages erörtert worden 
sind. Insoweit darf ich auf die Antworten der Bun-
desregierung verweisen. 

Zur gegenwärtigen Sachlage darf ich auf die Er-
klärung des Bundesministers des Auswärtigen vor 
dem Auswärtigen Ausschuß des Bundesrates vom 
10. März 1976 verweisen, die im Bulletin Nr. 26 
vom 11. März 1976 veröffentlicht worden ist. 

Zu Frage B 3: 

Auch zu dieser Frage darf ich auf die zitierte Er-
klärung des Bundesministers des Auswärtigen ver-
weisen. 

Anlage 4 
Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Jahn (Braunschweig) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/4865 Fragen B 4 und 5) : 

Trifft es zu, daß Bundesaußenminister Genscher beim Besuch 
des holländischen Außenministers van der Stoel zum Ausdruck 
gebracht hat, daß die Bundesregierung den Beitritt Griechenlands 
als Vollmitglied in die EG ohne Rücksicht auf die z. Z. nach 
Text und Geist des Vertrags nicht gegebenen Voraussetzungen 
nur aus politischen Gründen anstrebt? 

Hält die Bundesregierung gegebenenfalls diese Politik bei den 
traditionell freundschaftlichen Beziehungen zur Türkei für ver-
tretbar, und ist sie daher bereit, eine gleiche Erklärung zu-
gunsten der Türkei abzugeben? 

Zu Frage B 4: 

Die Bundesregierung kann der in der Frage ent-
haltenen Prämisse, die für einen Beitritt Griechen-
lands zur EG erforderlichen Voraussetzungen seien 
gegenwärtig noch nicht gegeben, in keiner Weise 
beipflichten. 

Artikel 237 des EWG-Vertrages, auf den sich das 
griechische Beitrittsgesuch stützt, knüpft die Mit-
gliedschaft nicht an bestimmte Bedingungen. Nach 
dem Geist des Vertrages hält die Bundesregierung 
das Vorhandensein demokratischer Strukturen, eine 
solide wirtschaftliche Grundlage mit freiheitlicher 
Wirtschaftsverfassung sowie die Bereitschaft des 
antragstellenden Landes zur Übernahme der Ge-
meinschaftsverträge einschließlich der politischen 
Optionen sowie des Folgerechts für die wesent-
lichen und grundsätzlichen Beitrittsvoraussetzungen. 

Nachdem Griechenland im Sommer 1974 zu einer 
demokratischen Regierungsform zurückgekehrt ist, 
erfüllt es nach Ansicht der Bundesregierung die po-
litischen Voraussetzungen für die Mitgliedschaft. 
Auch wirtschaftlich sollten die Probleme, die eine 
Mitgliedschaft in der Gemeinschaft mit sich bringt, 
für die Gemeinschaft und Griechenland nach Ab-
lauf geeigneter Übergangsfristen durchaus lösbar 
sein. 

Der Bundesaußenminister hat sich deshalb weder 
beim Besuch des niederländischen Außenministers 
am 2. Februar 1976 noch bei anderer Gelegenheit in 
dem von dem Herrn Abgeordneten erwähnten Sinne 
geäußert. Er hält allerdings einen Beitritt Griechen-
lands ohne Einschränkung für einen wesentlichen 
Fortschritt bei der Einigung Europas, wie er es be-
reits in der kürzlichen Debatte zur Lage der Nation 
zum Ausdruck gebracht hat. 

Zu Frage B 5: 

Die traditionellen freundschaftlichen Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Türkei stellen kein Hindernis für die Unterstützung 
des griechischen Beitrittsantrags durch die Bundes-
regierung dar. Die türkische Regierung hat ihrer-
seits zu keiner Zeit Bedenken gegen diese Politik 
der Bundesregierung erhoben. Sie geht vielmehr 
davon aus, daß die Ausgewogenheit der Beziehun-
gen der Gemeinschaft zu den Ländern im nordöst-
lichen Mittelmeer nach dem griechischen Beitritts-
antrag durch . eine Stärkung und Entwicklung der 
bestehenden, besonderen Beziehungen mit der Tür-
kei aufrechterhalten werden muß. 

Dies ist auch die Ansicht der Bundesregierung. 

Anlage 5 
Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Gierenstein (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Fragen B 6 und 7) : 

Trifft es zu, daß die Sowjetunion gegenüber dem Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen die Existenz des Bundeskartellamts 
im Land Berlin als rechtswidrig bezeichnet hat, und wie hat die 
Bundesregierung — bejahendenfalls — auf diese neuerliche 
Mißachtung des Vier-Mächte-Abkommens über Berlin durch die 
Sowjetunion reagiert? 

Trifft es zu, daß die von der Sowjetunion als Erfüllung der 
Vereinbarungen von Helsinki groß herausgestellten Reiseerleich-
terungen für Journalisten im Gebiet von Moskau infolge um-
fangreicher Ausnahmen nur geringfügige Bedeutung haben, die 
Nutzung der Mehrfachvisen durch die Pflicht zur Abgabe des 
Passes erheblich eingeschränkt ist und die Mitnahme beruflich 
benötigter Literatur und Nachschlagewerke an der Grenze einer 
willkürlichen Handhabung unterliegt — Meldung des "Tages-
spiegel" vom 3. März 1976 —, und was hat die Bundesregierung 
— bejahendenfalls — unternommen, um die Sowjetunion zu einer 
tatsächlichen und uneingeschränkten Befolgung der Vereinba-
rung von Helsinki zu veranlassen? 

Zu Frage B 6: 

Es trifft zu, daß die Sowjetunion gegen die Lei-
tung der Delegation der Bundesrepublik Deutsch-
land auf der zweiten Tagung der VN-Kommission 
für transnationale Unternehmen in Lima durch den 
Präsidenten des Bundeskartellamtes, Günther, so-
wohl auf der Tagung in Lima selbst wie auch gegen-
über dem Generalsekretär der Vereinten Nationen 
in New York protestiert hat. In ihrem Protestschrei-
ben behauptet die Sowjetunion unter anderem, das 
Bundeskartellamt sei in Berlin (West) „rechtswidrig" 
angesiedelt. 

Die Drei Mächte haben die sowjetischen Proteste 
sowohl in Lima als auch gegenüber dem VN-Gene-
ralsekretär in New York als unbegründet zurückge-
wiesen. Die Bundesregierung hat sich dem entspre-
chenden Schreiben der Drei Mächte angeschlossen..  
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Ich darf auch auf die Antwort der Bundesregie-
rung auf die schriftliche Anfrage des Abgeordneten 
Engelsberger (Drucksache 7/3534 Frage B 1) verwei-
sen, in der ausgeführt wird, daß die Drei Mächte der 
Bundesregierung ihre Auffassung bestätigt haben, 
daß Sitz und Tätigkeit des Bundeskartellamtes in 
Berlin (West) nicht dem Viermächte-Abkommen 
widersprechen. 

Zu Frage B 7: 

Mit Wirkung vom 1. März 1976 wurden den deut-
schen und anderen westlichen in der Sowjetunion 
akkreditierten Korrespondenten die gleichen Reise-
möglichkeiten im Gebiet von Moskau eingeräumt, 
die für Diplomaten seit April 1974 gelten. Die. Aus-
dehnung dieser Reisemöglichkeiten ist eine Ver-
besserung, wenn auch der Freizügigkeit der Aus-
länder in der Sowjetunion immer noch enge Grenzen 
gesetzt sind. 

Die Erteilung von Mehrfach-Sichtvermerken an 
deutsche und andere westliche in der Sowjetunion 
akkreditierte Korrespondenten stellt einen der bis-
her wichtigsten Schritte zur Verbesserung der Ar-
beitsmöglichkeiten für Journalisten nach der Schluß-
akte der KSZE dar. Diese Regelung wurde von den 
Korrespondenten begrüßt und hat sich in der Praxis 
bewährt. 

Es trifft zu, daß Schwierigkeiten bei der Einfuhr 
von beruflich benötigter Literatur durch Korrespon-
denten auftreten können. Diese Frage ist allerdings 
in der Schlußakte der KSZE nicht geregelt, die nur 
von der unbehinderten Einfuhr von technischer Aus-
rüstung durch Journalisten spricht. 

Die Schlußakte der KSZE enthält keine Vereinba-
rungen, sondern Absichtserklärungen von erhebli-
chem politischen Gewicht, aber ohne völkerrechtli-
chen Verbindlichkeitscharakter, deren Verwirkli-
chung von den einzelnen Teilnehmerstaaten der 
KSZE abhängt. Dennoch steht die Bundesregierung 
mit der sowjetischen Seite wegen der Verwirkli-
chung der einzelnen Punkte im Bereich von „Korb 3" 
von Fall zu Fall im Gespräch. 

Anlage 6 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann (München) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/4865 Frage B 8) : 

Gibt es konkrete Überlegungen bei der Bundesregierung, in 
welchem Umfang und in welcher Form ein internationales Min-
derheiten- und Volksgruppenrecht geschaffen werden sollte? 

Die Bundesregierung hat den Bemühungen um 
einen international gesicherten Minderheitenschutz 
stets besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Sie 
schätzt allerdings die Aussichten, auf diesem Gebiet 
durch den Abschluß neuer internationaler Überein-
kommen Fortschritte zu machen, zur Zeit gering ein. 
Das System des vertraglichen Minderheitenschutzes, 
wie es nach dem Ersten Weltkrieg in Europa prakti-

ziert wurde, ist nach 1945 nur noch in wenigen zwi-
schenstaatlichen Einzelverträgen fortgesetzt worden, 
deren Abschluß jeweils durch besondere Umstände 
bedingt war. Dafür haben sich die Bemühungen dar-
auf konzentriert, die Gewährleistung allgemeiner 
Menschen- und Bürgerrechte im Rahmen von multi-
lateralen Erklärungen und Vereinbarungen schritt-
weise auszubauen. Ich verweise insbesondere auf 
das 4. Genfer Abkommen zum Schutz von Zivilper-
sonen vom 12. August 1949, das Internationale Über-
einkommen zur Beseitigung jeder Form der Rassen-
diskriminierung vom 2. Mai 1966 und den Inter-
nationalen Pakt über Bürgerliche und Politische 
Rechte vom 19. Dezember 1966, der in Kürze in Kraft 
tritt. 

Grundsätzlich sind diese Vereinbarungen geeig-
net, auch Angehörigen nationaler und ethnischer 
Minderheiten einen ausreichenden Schutz zu gewäh-
ren. 

Nach Auffassung der Bundesregierung kommt es 
deshalb vordringlich darauf an, ihnen zu allgemei-
ner Geltung und effektiver Durchsetzung zu verhel-
fen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Probst (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Frage B 9) : 

Wie vereinbart die Bundesregierung ihre durch den Staats-
minister Moersch abgegebene Erklärung, sie nehme zu den Er-
gebnissen der deutsch-polnischen Schulbuchkonferenz nicht Stel-
lung, mit der Aussage des Bundeskanzlers, diese Ergebnisse 
trügen zur Aufhellung der in der jeweiligen nationalen Ge-
schichtsschreibung dunkel gebliebenen Teile" bei, wenn diese 
Aufhellung über die Vertreibung der Deutschen unterlassen wor-
den ist? 

Ich nehme an, daß Sie sich mit Ihrem Zitat der 
Äußerung des Herrn Bundeskanzlers auf die Aus-
führungen beziehen, die er in der 224. Sitzung am 
19. Februar 1976 (Protokoll Seite 15598) gemacht 
hat. Dort jedenfalls heißt es im Zusammenhang: 

Die polnische Geschichte wird, so hoffe ich, 
im Laufe der nächsten Wochen und Monate sehr in 
unser öffentliches Bewußtsein gerückt werden. Viel-
leicht wird man dann auch entdecken, daß es in 
Polen wie auch in der Bundesrepublik Deutschland 
Menschen gegeben hat — ich denke etwa an den 
jüngst verstorbenen Professor Eckert in Braun-
schweig —, die sich in sorgfältiger, jahrelanger Ar-
beit Mühe gegeben haben, auf beiden Seiten zur 
Aufhellung der in der jeweils nationalen Geschichts-
schreibung dunkel bleibenden Teile beizutragen. 
Das ist auf beiden Seiten notwendig und wünschens-
wert. 

Ich kann in diesen Formulierungen keinen Wider-
spruch zu meiner im Deutschen Bundestag bereits 
wiederholt gegebenen Feststellung entdecken, die 
Bundesregierung nehme zum Inhalt der Empfehlun-
gen der deutsch-polnischen Schulbuchkonferenz 
keine Stellung. 
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Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatsministers Moersch auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Frage B 10) : 

Trifft es zu, daß auf alle an Chöre aus dem Bereich des War-
schauer Pakts ergangenen Einladungen zur Teilnahme am 17. 
Chorfest des Deutschen Sängerbunds vom 10. bis 13. Juni 1976 
in Berlin Absagen erteilt wurden, und wie beurteilt — be-
jahendenfalls — die Bundesregierung dies im Hinblick auf die 
Vereinbarungen von Helsinki und im Hinblick auf den mit dem 
Grundvertrag angestrebten Zustand? 

Es ist richtig, daß die zur Teilnahme am 17. Chor-
fest des Deutschen Sängerbundes eingeladenen 
Chöre aus Bulgarien, CSSR, Polen, UdSSR und Un-
garn die Einladung entweder nicht beantwortet oder 
unter Hinweis auf Terminschwierigkeiten abgesagt 
haben. Zu dieser Veranstaltung haben laut Aus-
kunft des Senats von Berlin der Deutsche Sänger-
bund und der Berliner Unterverband in zwei ge-
trennten Einladungen in analoger Anwendung der 
Regelungen des Viermächte-Abkommens eingela-
den. 

Im vorliegenden Fall sind die Einladungen mit 
dem Hinweis auf Terminschwierigkeiten abgesagt 
worden. Diese Begründung kann kaum widerlegt 
werden, was jedoch politische Motive nicht aus-
schließt. Sollte dies der Fall sein, würde die Bun-
desregierung eine solche Haltung bedauern. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Rainer (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/4865 Frage B 11) : 

Trifft es zu, daß 85 % der Phosphatbelastung der Gewässer auf 
sogenannte Zivilisationsabfälle, vor allem Wasch- und Wasch-
hilfsmittel, zurückzuführen ist, und wird die Bundesregierung — 
bejahendenfalls — die Initiative ergreifen, die Hersteller ge-
setzlich zu verpflichten, waschaktive Substanzen von den Ent-
härtern zu trennen, wodurch der Phosphatgehalt regional diffe-
renziert und gesenkt werden könne? 

Entgegen Pressemeldungen ist der Bundesregie-
rung der Bericht aus der Bayerischen Landesanstalt 
für Bodenkultur und Pflanzenbau, der wohl Ihrer 
Frage zugrunde liegt, bisher noch nicht zugänglich 
gemacht worden. 

Aber auch ohne diese ins einzelne gehende Kennt-
nis läßt sich feststellen, daß ein Untersuchungsergeb-
nis, wonach 85 % der Phosphatbelastung der Gewäs-
ser vor allem auf Zivilisationsabfälle, insbesondere 
auf Wasch- und Reinigungsmittel zurückzuführen 
sind, nach den der Bundesregierung vorliegenden 
Unterlagen kaum als eine für das gesamte Bundes-
gebiet gültige Aussage gewertet werden kann. Bei 
der zur Vorbereitung des Waschmittelgesetzes vom 
20. August 1975 von der Bundesregierung am 26. 
und 27. Februar 1973 durchgeführten Anhörung 
„Waschmittel-Gewässerschutz" kamen Experten zu 
dem Ergebnis, daß die Wasch- und Reinigungsmittel 
nur zu etwa einem Drittel für die Phosphatbelastung 
— bezogen auf das ganze Bundesgebiet — verant-

wortlich sind. Die restlichen beiden Drittel führten 
sie zu gleichen Teilen auf den Stoffwechsel und die 
Phosphaterzverwitterung und künstliche Phosphor-
versorgung der Böden zurück. Diese Feststellungen 
schließen jedoch nicht aus, daß der Anteil der aus 
Wasch- und Reinigungsmitteln stammenden Phos-
phate in Gebieten dichter Besiedlung auch höher 
sein kann. 

Das Waschmittelgesetz enthält nach Auffassung 
der Bundesregierung bereits die geeigneten gesetz-
lichen Regelungen, um den Phosphateintrag in die 
Gewässer zu verringern und so der Eutrophierung 
wirksam begegnen zu können. Hierzu zählt neben 
den auf Wasserhärten abgestimmten Dosierungs-
empfehlungen u. a. auch die Ermächtigung, durch 
Rechtsverordnung Höchstmengen für die in Wasch- 
und Reinigungsmitteln enthaltenen Phophate festzu-
legen. Eine solche Rechtsverordnung ist in Vorbe-
reitung. 

Darüber hinausgehende Maßnahmen, wie vor al-
lem die in der Frage angesprochene Aufteilung der 
Wasch- und Reinigungsmittel in zwei Komponenten, 
hält die Bundesregierung dagegen nicht für zweck-
mäßig. Ein ähnlich gelagerter Vorschlag wurde be-
reits bei der o. a. Anhörung ebenfalls erörtert und 
von den Fachleuten als ungeeignet verworfen. Denn 
es erscheint nicht nur zweifelhaft, ob dadurch ein 
weitergehender Erfolg zur Verminderung der Ge-
wässereutrophierung erreichbar wäre. In jedem 
Falle würde eine solche Maßnahme zu einer erheb-
lichen Verteuerung der Reinigungsprodukte durch 
doppelten Verpackungsaufwand und doppelte Lager-
und Vorratshaltung sowie zu Schwierigkeiten bei 
ihrer Dosierung führen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Blüm (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Frage B 12) : 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Mitglied-
schaft bei Amnesty International bereits genügt, um nach-
richtendienstliche Ermittlungen gegen ein Mitglied oder gar 
gegen die Organisation einzuleiten, und wenn nein, wird sie 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit entsprechende Richtlinien geben? 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern Dr. Schmude hat am 5. No-
vember 1975 in seiner Antwort auf Schriftliche Fra-
gen des Kollegen Wolfram (Recklinghausen) — Ste-
nographischer Bericht S. 13908 — dargelegt, daß die 
Ziele von Amnesty International in vollem Einklang 
mit den Grundwerten und Zielen unserer Verfas-
sung stehen. Auf seine weiteren Ausführungen darf 
ich verweisen. 

Aufgabe der Verfassungsschutzbehörden in Bund 
und Ländern ist nach § 3 des Verfassungsschutzge-
setzes u. a. die Beobachtung von Bestrebungen, die 
gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung 
gerichtet sind. Da die Aktivitäten von Amnesty In-
ternational nicht gegen die freiheitliche demokrati- 
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sehe Grundordnung gerichtet sind, wird diese Orga-
nisation von den Verfassungsschutzbehörden nicht 
beobachtet. Für Richtlinien der von Ihnen erwähn-
ten Art sehe ich deshalb keinen Anlaß. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/4865 Frage B 13) : 

Ist die Bundesregierung bereit, beim Bundesbeauftragten für 
die Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung ein Gutachten anzu-
regen, mit dem Art und Umfang der in den Privatbereich ver-
lagerungsfähigen Regiebetriebe der öffentlichen Hand sowie 
die Höhe der dadurch einzusparenden Kosten analysiert werden 
sollen? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß ein 
Gutachten des Bundesbeauftragten für Wirtschaft-
lichkeit in der Verwaltung über Regietätigkeiten im 
staatlichen Bereich nicht erforderlich ist. Bereits seit 
Jahren beziehen die Bundesressorts in ihre Ratio-
nalisierungsüberlegungen auch die Frage ein, ob 
Regietätigkeiten wirtschaftlicher und zweckmäßiger 
von Privatbetrieben wahrgenommen werden könn-
ten. Auch der Bundesrechnungshof und der Bundes-
beauftragte für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 
haben sich wiederholt mit der Problematik befaßt; 
der Bundesbeauftragte hält ein Gutachten ebenfalls 
nicht für sinnvoll. 

Der Schwerpunkt der Regietätigkeiten im staat-
lichen Bereich liegt im übrigen nicht beim Bund, 
sondern bei den Ländern und vor allem bei den Ge-
meinden. Deren Tätigkeit kann nicht auf Ersuchen 
des Bundes in eine Gutachtertätigkeit des Bundes-
beauftragten für Wirtschaftlichkeit in der Verwal-
tung einbezogen werden. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat die Wirt-
schaftsminister der Länder gebeten, dem Problem 
der Regietätigkeiten in ihrem Bereich — soweit dies 
nicht bereits ohnehin geschieht — verstärkte Auf-
merksamkeit zuzuwenden. Er hat zugleich einen Er-
fahrungsaustausch im Rahmen der Konferenz der 
Länderwirtschaftsminister angeregt. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Ey (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/4865 Frage B 14) : 

In welchem Umfang ist während der nächsten zehn Jahre in 
der Bundesrepublik Deutschland mit der Stillegung von Kern-
kraftwerken zu rechnen, und welche Verfahren sind dafür vor-
gesehen? 

Der Zeitpunkt der Stillegung eines Kernkraft-
werks wird wesentlich durch seine Wirtschaftlich-
keit bestimmt. Er richtet sich auch danach, wieweit 
die Anlage dem Stand der Sicherheitstechnik noch 
entspricht. 

Die ersten Versuchs- und Demonstrationskraft-
werke wurden zwischen 1961 (Versuchsatomkraft-
werk Kahl) und 1969 (Kernkraftwerk Obrigheim) in 
Betrieb genommen. 

Es ist wahrscheinlich, daß diese ersten Anlagen 
aus den genannten Gründen die ihrer Auslegung 
zugrunde gelegte Lebensdauer von 30 bis 40 Jahren 
nicht erreichen und bereits nach kürzerer Zeit 
ihren Betrieb endgültig einstellen. Stillegungen die-
ser frühen Anlagen sind daher in den 80er Jahren 
nicht auszuschließen. 

Neben dem bisher in Stillegung befindlichen Heiß-
dampfreaktor Großwelzheim (er wird für nicht-
nukleare Versuche umgebaut) und der bereits lau-
fenden Stillegung des Kernkraftwerks Niederaich-
bach ist für 1981 die Einstellung des Betriebs des 
Mehrzweckforschungsreaktors (MZFR) im Kernfor-
schungszentrum Karlsruhe vorgesehen. 

Konkrete Pläne für Stillegungen weiterer Anla-
gen bestehen bisher nicht. 

Die für Stillegungen anzuwendenden Verfahren 
gehen davon aus, daß an ihrem Ende die vollstän-
dige Beseitigung der stillgelegten Anlage steht, Die 
technischen Mittel dazu sind vorhanden. 

Aus Gründen einer nach Abklingen der Radioakti-
vität geringeren Strahlenbelastung für Beschäftigte 
und Umwelt und wegen der noch nicht endgültig 
festgelegten Endlagerbedingungen für den entste-
henden radioaktiven Abfall wird in der Regel ein 
„gesicherter Einschluß" der Anlage ihrer Beseiti-
gung vorangehen. 

In diesem Zustand, in dem die Kernbrennstoffe 
und andere bewegliche radioaktive Stoffe aus der 
Anlage entfernt worden sind, ist das Gefährdungs-
potential der nicht mehr betriebenen Anlage we-
sentlich verringert. Die Sicherheitsmaßnahmen kön-
nen sich nach Isolierung (Verschließung) der Bau-
werke auf Kontrollmaßnahmen beschränken. 

Die nach einigen Jahren vorzunehmende Besei-
tigung der radioaktiven Komponenten und Bau-
werke ist mit konventionellen Trenn- und Zerle-
gungstechniken möglich. 

Zusätzliche Einrichtungen zum strahlungsge-
schützten Handhaben von Werkzeugen, zum Trans-
port abgebauter Anlagenteile und zur Begrenzung 
radioaktiver Kontaminationen sind noch zu schaf-
fende Voraussetzungen für diese Arbeiten. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Frage B 15) : 

Wieviel Kosten hat die Herstellung der Broschüre „Das 
Haushaltsdefizit im Aufschwung abbauen", herausgegeben vom 
Bundesfinanzministerium, verursacht, und mit welcher Recht-
fertigung ist ein Sonderdruck veranlaßt worden, zumal die Rede 
des Bundesfinanzministers am 23. Januar 1976 vor dem Deut-
schen Bundestag dem Stenographischen Bericht über die 216. 
Sitzung des Deutschen Bundestages sowie die Ubersicht über 
den vorläufigen Abschluß des Bundeshaushalts 1975 und die 
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Darstellung der Steuermehreinnahmen aus der vorgesehenen 
Steuererhöhung aus den entsprechenden Bundestagsdrucksachen 
zu entnehmen ist? • 

Die Broschüre „Das Haushaltsdefizit im Auf-
schwung abbauen" ist in einer Auflage von 10 000 
Stück hergestellt worden; die Kosten betrugen 
4 159,83 DM. 

Die Auflage der Sitzungsprotokolle und Bundes-
tagsdrucksachen ist begrenzt. Außerdem ist vielen 
politisch interessierten Bürgern sicherlich nicht be-
kannt, daß und gegebenenfalls wie man solche 
Drucksachen beziehen kann. Zudem sind diese 
Drucksachen in der Regel auch kostspielig. Die Bun-
desregierung hält es daher im Rahmen ihrer In-
formationspflicht für erforderlich, Ausführungen von 
Regierungsmitgliedern, die auf lebhaftes Interesse 
in der Bevölkerung stoßen, auf einfache Weise zu-
gängig zu machen. Die rege Nachfrage nach der 
Broschüre rechtfertigt ihre Herstellung. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Vogt (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Frage B 16) : 

Besitzt die Bundesregierung Erfahrungsberichte über die Aus-
wirkungen der letzten Branntwein- und Tabaksteuererhöhungen 
auf den Konsum und damit auf die Mehr- oder Minderein-
nahmen des Bundes, und, für den Fall, daß derartige Berichte 
vorliegen, wie haben sich die Steuererhöhungen kurz- und 
langfristig auf Konsum, Steuereinnahmen und Arbeitsplätze 
ausgewirkt? 

Die Bundesregierung verfügt über folgende Er-
kenntnisse : 

I. Branntweinsteuer 

Jahr 
Pro-Kopf- 

Verbrauch in 
Liter-Ware 

Branntwein

-

steueraufkom

-

men 
Millionen DM 

Zahl der Be

-

schäftigten in 
der Spirituo

-

senindustrie 

1964 5,7 1 441 14 911 

1965 6,8 1 508 14 319 

1966 5,3 1 779 13 441 

1967 5,6 1 831 13 167 

1968 6,2 1 989 12 994 

1969 6,5 2 142 12 716 

1970 7,1 2 228 13 164 

1971 8,1 2 403 13 520 

1972 6,7 2 870 13 288 

1973 7,2 3175 13118 

1974 7,2 3 288 12 934 

Anmerkungen: 

1. Bedingt durch Hortungskäufe ist der Verbrauch 
jeweils im Jahr vor der Steuererhöhung (1965 und 
1971) deutlich angestiegen. Diese vorweggenom

-

mene Nachfrage hat den Verbrauch jeweils nach der 
Steuererhöhung zunächst absinken lassen. Mittel-
fristig hat sich der Verbrauch, soweit nicht konjunk-
turelle Gründe darauf einwirkten, jeweils wieder 
auf das frühere Niveau eingespielt. 

2. Die Zahl der Beschäftigten in der Spirituosen-
industrie erfaßt nur Betriebe mit zehn oder mehr 
Beschäftigten (Quelle : Verbandsnachrichten auf-
grund der Veröffentlichungen des Statistischen Bun-
desamts). 

Die Spirituosenbranche befindet sich seit Jahren 
in einem Konzentrationsprozeß. Die Zahl der Be-
schäftigten hat — von den konjunkturell günstigen 
Jahren 1970 und 1971 abgesehen — ständig abge-
nommen. Ein unmittelbarer Zusammenhang zwi-
schen Steuererhöhungen und Arbeitsplatzzahlen ist 
nicht erkennbar. Die Beschäftigungslage ist offen-
sichtlich im wesentlichen vom allgemeinen Konjunk

-

turverlauf abhängig. 

II. Tabaksteuer 

Absatzentwicklung 

Die Entwicklung des Absatzes von Tabakerzeug-
nissen von 1965 bis 1975 zeigt, daß die Steuererhö-
hungen 1967 und Herbst 1972 den Tabakwaren-
markt nicht wesentlich beeinflußt haben. Andere 
Faktoren, insbesondere Konsumgewohnheiten, Wirt-
schaftslage, Werbung, Industriestruktur und Ge-
sundheitsaufklärung, haben sich auf den Tabak-
warenabsatz weitaus stärker ausgewirkt. Bei den 
einzelnen Erzeugnissen ergibt sich folgendes Bild: 

Der für das Tabaksteueraufkommen entscheidende 
Zigarettenabsatz ist nach den Steuererhöhungen — 
bei Zunahme der Kleinverkaufswerte — mengen-
mäßig kurzfristig geringfügig zurückgegangen, 1967 
um 2,32% und 1973 um 0,8 %. Bereits 1968 (-+- rd. 
6 %) und 1974 (-+- rd. 2 %) ist der Absatz wieder 
gestiegen. 

Der Zigarrenabsatz ist weltweit rückläufig, in der 
Bundesrepublik von 3,95 Milliarden Stück im Jahr 
1965 auf 2,55 Milliarden Stück im Jahr 1975. Die 
jährlichen Absatzeinbußen sind unterschiedlich 
stark. So ist der Absatz z. B. 1967 um 4,8 %, 1968 
um 0,3 %, 1972 um 1,6 010 und 1973 um 8,2 % zu-
rückgegangen. 

Der Absatz von Rauchtabak zeigt von Jahr zu 
Jahr unterschiedliche Tendenzen. Während sich in 
den letzten zehn Jahren der mengenmäßige Absatz 
insgesamt nur wenig geändert hat, ist der Klein-
verkaufswert des abgesetzten Rauchtabaks erheb-
lich gestiegen. Nach den beiden Steuererhöhungen 
hat der Rauchtabakabsatz auch mengenmäßig kurz-
fristig zugenommen. 

Tabaksteueraufkommen 

Das Tabaksteueraufkommen ist — abgesehen von 
einer geringen Abnahme um 0,74 % im Jahr 1975 
— ständig gestiegen, und zwar von 4,7 Milliarden 
DM im Jahr 1965 auf 8,9 Milliarden DM im Jahr 
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1975. Bei einem jährlichen Zuwachs zwischen 1 % 
und 6 % in Jahren ohne Steuererhöhung betrugen 
die Zuwachsraten 1967 (Steuererhöhung 1. März) 
rund 17 %, 1972 (Steuererhöhung 1. September) 
rund 14 %, 1973 rund 13 %. 

Arbeitsplätze 

Die Zahl der Beschäftigten in der Tabakindustrie 
hat von 33 944 im Jahr 1967 auf 25 801 im Jahr 1974 
abgenommen (Quelle Statistisches Bundesamt). Der 
Rückgang ist auf die Arbeitsplatzentwicklung in der 
Zigarrenindustrie zurückzuführen. Die Zahl der 
Beschäftigten in der Zigarettenindustrie hat von 1967 
bis 1974 insgesamt und auch in den Jahren nach 
Steuererhöhungen zugenommen. Die Abnahme der 
Arbeitsplätze in der Tabakindustrie ist somit nicht 
auf die Steuererhöhungen, sondern auf Rationali-
sierungsmaßnahmen und nicht steuerbedingte Ab-
satzentwicklungen zurückzuführen. 

Anlage 15 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schulze-Vorberg (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/4865 Frage B 17) : 

Welche Zinssätze müßte ein Sparer in den Jahren 1974 und 
1975 nach den Erkenntnissen der Bundesregierung erreichen, um 
angesichts der eingetretenen Entwertungen die Substanz seiner 
Ersparnisse zu erhalten, und hält es die Bundesregierung den- 
noch weiterhin für vertretbar, daß die Sparzinsen generell als 
Einkommen zu versteuern sind, oder wird sie eine Änderung 
ins Auge fassen? 

Die Frage, welche Zinssätze ein Sparer benötigt, 
um die Kaufkraft seiner Ersparnisse zu erhalten, 
hängt davon ab, für welche Zwecke die Ersparnisse 
verwendet werden sollen. Allgemein gültige Zins-
sätze lassen sich deshalb nicht nennen. Ich kann 
lediglich darauf hinweisen, daß die Zinssätze für 
längerfristige Sparanlagen stets, also auch 1974 und 
1975, höher lagen als der Preisindex für die Lebens-
haltung aller privaten Haushalte. 

Zinsen und andere Kapitalerträge sind bei der 
Besteuerung mit dem Nennwert anzusetzen. Ein Ab-
zug. vom Nennbetrag der Kapitalerträge infolge des 
Geldwertschwundes ist, wie der Bundesfinanzhof 
in seinen Urteilen vom 14. Mai 1975 (BStBl II 
S. 572 ff.) und das Bundesverfassungsgericht in sei-
nen Beschlüssen vom 21. Januar 1969 (HFR 1969 
S. 347) und vom 28. April 1975 (DB 1975 S. 1821) 
entschieden haben, rechtlich nicht zulässig. 

Die Einkommensteuerreform hat zu einer fühlba-
ren Minderung der steuerlichen Belastung des Spa-
rers geführt. Von den Einnahmen aus Kapitalver-
mögen kann ein Sparer-Freibetrag von 300 DM ab-
gezogen werden. Bei Eheleuten, die zusammen ver-
anlagt werden, erhöht sich der Sparer-Freibetrag 
auf 600 DM. Daneben können Werbungskosten

-

pauschbeträge von 100 DM — bei Ehegatten 200 DM 
— geltend gemacht werden. Von Zinsen und ande-
ren Einnahmen aus Kapitalvermögen sind ab dem 
Veranlagungszeitraum 1975 also 400 DM und bei  

zusammen veranlagten Ehegatten 800 DM nicht zur 
Besteuerung heranzuziehen. 

Darüber hinaus werden bei Arbeitnehmern mit 
einem Einkommen bis zu 24 000/48 000 DM (Ledige/ 
Verheiratete) Einkünfte bis 800 DM, die nicht der 
Lohnsteuer zu unterwerfen waren, aus Vereinfa-
chungsgründen nicht zur Besteuerung herangezogen. 
In diesen Fällen bleiben die Zinseinnahmen bis 
1 200 DM/l 600 DM (Ledige/Verheiratete) steuerfrei. 

Außerdem ist eine steuerliche Entlastung des Spa-
rers durch andere Maßnahmen im Rahmen der Ein-
kommensteuerreform eingetreten. Ich erwähne in 
diesem Zusammenhang die Erhöhung des Grundfrei-
betrags, die Ausdehnung der Proportionalzone, die 
Erhöhung der Sonderausgabenhöchstbeträge, die 
Verbesserung bei der Besteuerung der Altersbezüge 
und die Neugestaltung des Familienlastenausgleichs. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß über 
die im Rahmen der Einkommensteuerreform geschaf-
fenen Steuererleichterungen hinaus keine weiteren 
steuerlichen Maßnahmen getroffen werden können. 

Anlage 16 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/4865 Frage B 18) : 

Nach welchen Gesichtspunkten werden die Vertreter der 
Bundesregierung im Aufsichtsrat des Volkswagenwerks ihre 
Entscheidung für oder gegen den Bau einer Fertigungsstätte des 
VW-Werks in den Vereinigten Staaten treffen? 

Der Bund, der mit 20 % an der Volkswagenwerk AG 
beteiligt ist, wird in dem aus 21 Mitgliedern beste-
henden Aufsichtsrat durch die Herren Staatssekre-
täre Pöhl und Schlecht vertreten. Die beiden Vertre-
ter des Bundes im Aufsichtsrat sind bei der Erfül-
lung ihrer Aufgaben ebenso wie alle anderen Auf-
sichtsratsmitglieder dem Wohl des Unternehmens, 
das auch die Interessen der Belegschaft einschließt, 
verpflichtet. Unter diesem Gesichtspunkt wird der 
Aufsichtsrat, wenn ihm ein Vorschlag für den Bau 
einer Fertigungsstätte in den Vereinigten Staaten 
zur Entscheidung vorgelegt wird, vor allem die 
Wirtschaftlichkeit des Vorhabens, seine Bedeutung 
für die Absatzposition des Unternehmens und seine 
Auswirkungen auf die langfristige Beschäftigung der 
inländischen Betriebsstätten prüfen. 

Anlage 17 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Hammans (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Frage B 19) : 

Ist die Bundesregierung im Rahmen ihrer Möglichkeiten be-
reit, dem Antrag der Gemeinde Brüggen und der dort heimischen 
Tonindustrie auf Freigabe von Flächen im Bereich des Britischen 
Munitionsdepots Bracht-Brüggen zur Tonausbeute gemäß dem 
Antrag der Gemeinde vom 5. März 1976 zu entsprechen, da die 
bislang der Gemeinde zur Verfügung stehenden, außerhalb des 
Depots liegenden tonhaltigen und abbauwürdigen Grundstücke 
in aller Kürze erschöpft sein werden? 
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Das Gelände des Munitionslagers Bracht/Brüggen 
ist den britischen Streitkräften aufgrund zwischen-
staatlicher Vereinbarungen überlassen. Dem Antrag 
der Gemeinde Brüggen auf Freigabe von Teilen 
dieser Liegenschaft kann daher nur entsprochen 
werden, wenn die britischen Streitkräfte hiermit ein-
verstanden sind. Die Entscheidung der Streitkräfte 
wird nach dem vereinbarten Verfahren durch das 
Bundesministerium der Verteidigung eingeholt. 

Das Bundesministerium der Finanzen wird sich 
mit dem Bundesministerium der Verteidigung in 
Verbindung setzen, sobald ihm der — vor einigen 
Tagen beim Bundesvermögensamt Duisburg einge-
reichte — Antrag der Gemeinde von der zuständi-
gen Oberfinanzdirektion mit der Stellungnahme vor-
liegt. 

Anlage 18 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/4865 Frage B 20) : 

Ist die Bundesregierung bereit, der Stadt Eckernförde bundes-
eigenes Gelände für ein Campinggelände zur Verfügung zu 
stellen, damit der Badestrand erweitert werden kann? 

Es bestehen grundsätzlich keine Bedenken, der 
Stadt Eckernförde bundeseigenes Gelände für einen 
Campingplatz zur Verfügung zu stellen. Vorausset-
zung ist, daß die bestehenden Miet- und Pachtver-
hältnisse vorher gelöst bzw. von der Stadt übernom-
men werden. Über eine zur Zeit von der Bundes-
wehr genutzte Teilfläche von 1,15 ha kann erst nach 
Beendigung der militärischen Nutzung — voraus-
sichtlich im Jahre 1978 — verfügt werden. Zur Er-
örterung der Einzelfragen sollte die Stadt Eckern-
förde mit dem Bundesvermögensamt in Kiel Verbin-
dung aufnehmen. 

Anlage 19 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/4865 Frage B 21): 

Ist die Bundesregierung bereit, durch ein nationales Gesetz 
oder eine Verordnung bei der Tätigkeit von Zollspediteuren 
gleiche Maßnahmen für ausländische Zollspediteure zu treffen, so 
wie andere Staaten der Europäischen Gemeinschaft dies durch 
nationale Gesetze tun, oder wird die Bundesregierung den zu-
ständigen Gerichtshof für den Verstoß gegen die EWG-Verträge 
durch einige EG-Staaten im Bereich des Dienstleistungsverkehrs 
und der Frachtvermittlungstätigkeit anrufen, damit in den be-
treffenden Staaten das dort bestehende Nationalrecht beseitigt 
werden kann? 

Den ersten Teil Ihrer Anfrage habe ich bereits 
früher auf eine Kleine Anfrage, die Sie und die Ab-
geordneten Vehar, Dr. Jobst, Straßmeir, Dreyer, 
Sick, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim und Genos-
sen an die Bundesregierung gerichtet hatten, beant-
wortet (vgl. BT-Drucksache 7/3612, Nr. 4). Ich habe 
dort ausgeführt, daß die Bundesregierung keine 
Möglichkeit sieht, die Tätigkeit von Zollspediteuren 
mit Sitz oder Niederlassung in anderen EWG-Län-

dern von besonderen Voraussetzungen, wie etwa 
einer Gewerbeerlaubnis oder der Errichtung einer 
Zweigniederlassung im Inland, abhängig zu machen. 
Derartige Maßnahmen wären als Beschränkung des 
freien Dienstleistungsverkehrs innerhalb der Ge-
meinschaft anzusehen und mit dem EWG-Vertrag 
(Art. 59, Art. 60 Abs. 3, Art. 62) unvereinbar. 

Wegen der Einzelheiten nehme ich auf den Inhalt 
der BT-Drucksache 7/3612 Bezug. 

Zum zweiten Teil Ihrer Anfrage ist zu bemerken, 
daß die Bundesregierung Anfang dieses Jahres die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften ge-
beten hat, unverzüglich die notwendigen Schritte 
zur Einleitung des Verfahrens nach Art. 169 des 
EWG-Vertrages (Anrufung des Gerichtshofs durch 
die Kommission) gegen Frankreich einzuleiten, um 
zu erreichen, daß auch Angehörige anderer Mit-
gliedstaaten die Zollformalitäten bei der Einfuhr von 
Waren nach Frankreich erledigen können. 

Die Kommission prüft gegenwärtig die umstrit-
tenen Aspekte dieses Problems. Die Bundesregie-
rung ist der Auffassung, daß das Ergebnis dieser 
Prüfung abgewartet werden sollte, bevor Schritte 
wegen Bleichgelagerter Fälle in anderen Mitglied-
staaten eingeleitet werden. 

Anlage 20 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/4865 Frage B 22) : 

In welchen Fallgruppen hat die Bundesregierung bisher schon 
Ausgleichszahlungen geleistet für Schäden, die erwachsen sind 
aus dem Betrieb der vom Bund unterhaltenen Truppenübungs- 
oder Schieß- bzw. Bombenabwurfplätze? 

Ich verstehe Ihre Anfrage dahin, daß Sie wissen 
möchten, in welchen Fällen der Bund Ausgleichs-
leistungen nach Art. 106 Abs. 8 GG für Sonderbela-
stungen wegen der von Truppenübungs-, Schieß-
oder Bombenabwurfplätzen ausgehenden Beein-
trächtigungen (Lärmbelästigungen, Erschütterungen) 
an Gemeinden gezahlt hat. 

Nach Art. 106 Abs. 8 GG können Sonderbelastun-
gen der Gemeinde vom Bund nur ausgeglichen wer-
den, wenn sie unmittelbar durch von ihm veran-
laßte Einrichtungen verursacht worden sind und der 
Gemeinde nicht zugemutet werden können. In den 
von Ihnen angesprochenen Fällen geht es darum, 
daß den von den Beeinträchtigungen betroffenen 
Grundstückseigentümern bei der Festsetzung ihrer 
Einheitswerte Abschläge anerkannt worden sind. 
Dadurch entsteht der Gemeinde ein Grundsteuer-
ausfall. Wie Ihnen das Bundesfinanzministerium mit 
Schreiben vom 8. September 1975 — VI B 1 — VV 
7400 — 29/75 — bereits mitgeteilt hat, ist ein Aus-
gleichsanspruch nach Art. 106 Abs. 8 GG nicht be-
gründet, weil es am Tatbestandsmerkmal der „Un-
mittelbarkeit" fehlt. 

Ausgleichszahlungen nach Art. 106 Abs. 8 GG 
sind deshalb weder bei Truppenübungs- oder 
Schießplätzen noch bei Bombenabwurfplätzen ge-
zahlt worden. 
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Anlage 21 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Wittmann 
(München) (CDU/CSU) (Drucksache 7/4865 Fragen 
B 23 und 24) : 

In welchem Umfang hat der Bund 1975 in München Liegen-
schaften nach dem Grundstückverbilligungsgesetz für den sozia-
len Wohnungsbau sowie sonstige gemeinnützige Maßnahmen zur 
Verfügung gestellt? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, für ehrenamtliche 
Helfer und Pfleger als Anreiz und Abgeltung von nicht be-
rechenbaren Aufwendungen eine steuerliche Vergünstigung zu 
gewähren, wenn diese bei anerkannten Wohlfahrtsverbänden 
tätig sind? 

Zu Frage B 23: 

Im Jahr 1975 wurden im Stadtgebiet München 
bundeseigene Teilflächen in Größe von 2 190 qm für 
Straßenzwecke an die Stadt München veräußert. 

Die in meiner Antwort vorn 19. März 1975 auf 
Ihre schriftliche Anfrage für die Fragestunde des 
Deutschen Bundestages am 18./20. März 1975 er-
wähnte Teilfläche von 10 ha des Übungsplatzes 
München-Feldmoching, die Zwecken des sozialen 
Wohnungsbaues dienen soll, konnte aus vom Bund 
nicht zu vertretenden Gründen noch nicht an die 
Stadt veräußert werden. 

Zu Frage B 24: 

Eine ehrenamtliche Tätigkeit wird in der Regel 
unentgeltlich ausgeübt. Steuerliche Vergünstigun-
gen für eine derartige Tätigkeit könnten sich daher 
nur auswirken, wenn sie zu einer Minderung der 
Einnahmen aus anderen Tätigkeiten führen würden. 
Dies wäre der Fall, wenn sie persönlichen Arbeits- 
und Dienstleistungen für wohltätige Zwecke in 
irgendeiner Form als Spenden abgezogen werden 
könnten. 

Unter „Spende" versteht das Gesetz die Ausgabe 
von Geld und die Zuwendung von Wirtschaftsgütern 
(= Geld- und Sachspenden). Nutzungen und Leistun-
gen zählen nicht dazu (§ 10 b Abs. 1 Satz 3 des Ein-
kommensteuergesetzes). Ein Spendenabzug kommt 
also nur in Betracht, soweit den ehrenamtlichen 
Helfern bei ihrer Tätigkeit für die Wohlfahrtsver-
bände tatsächlich Aufwendungen wie beispielsweise 
Fahrtkosten, Kosten für Unterkunft und dergleichen 
entstehen. Ihre unentgeltlichen Dienst- und Arbeits-
leistungen sowie ihre Opfer an Freizeit sind keine 
Spenden im Sinne des Gesetzes. Auf Grund dieser 
Rechtslage sieht die Bundesregierung keine Mög-
lichkeit, ehrenamtlichen Helfern in Wohlfahrtsver-
bänden zur Abgeltung nichtberechenbarer Aufwen-
dungen steuerliche Vergünstigungen zu gewähren. 

Anlage 22 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Schwörer 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/4865 Fragen B 25, 26 
und 27) : 

Ist die Bundesregierung nicht auch der Auffassung, daß ange-
sichts der allgemeinen Zinssenkungstendenz die Bedingungen der 
ERP-Kredite zu ungünstig sind, und sieht die Bundesregierung 
eine Möglichkeit, Zinssenkungen vorzunehmen, um kleinen und 
mittleren Unternehmen und Gemeinden eine bessere Finanzie-
rungsmöglichkeit für Investitionen zu ermöglichen? 

Ist die Bundesregierung bereit, das Verfahren für ERP-Kredite 
zu vereinfachen und die Bearbeitungszeit zu verkürzen? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, den Zentral-
bankrat der Deutschen Bundesbank zu ermutigen, die Möglich-
keiten der Außenhandelsfinanzierungen zu verbessern, dies ge-
rade hinsichtlich des Plafond B, dessen Volumen von derzeit 
3 Milliarden auf 4 Milliarden erhöht werden soll, um damit 
eine Verbesserung der Situation der Exportwirtschaft zu errei-
chen, die für einen dauerhaften Aufschwung von großer Bedeu-
tung ist? 

Zu Frage B 25: 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, 
daß die ERP-Zinsen zu ungünstig sind. ERP-Darlehen 
werden mit Laufzeiten bis zu 15 Jahren ohne Zins-
anpassungsklauseln gegeben. Die Zinsen betragen 
für gewerbliche Unternehmen 5 % in Berlin, 6 % im 
Zonenrandgebiet und 7 % in den übrigen Gebieten 
sowie für Gemeinden 5,5 % bis 6,5 5. Darlehen mit 
vergleichbaren Konditionen sind am Kreditmarkt 
nicht erhältlich; selbst Darlehen mit wesentlich 
kürzeren Laufzeiten und den am Markt üblichen 
Zinsanpassungsklauseln liegen im Zins immer noch 
fühlbar höher. Die nach wie vor hohe Nachfrage 
belegt die Attraktivität der ERP-Darlehen. Das Vo-
lumen der Darlehenszusagen im Jahre 1975 ist in 
der beigefügten Veröffentlichung des Bundes-
presseamtes näher erläutert; dieser Trend hat sich 
auch in den ersten Monaten dieses Jahres fort-
gesetzt. 

Die Bundesregierung überwacht laufend, ob die 
ERP-Zinsen der Entwicklung des Kapitalmarktes 
entsprechen und einen ausreichenden Fördereffekt 
enthalten. Sie muß dabei aber berücksichtigen, daß 
ausreichende Mittel zur Aufstockung der künftigen 
ERP-Planansätze verbleiben, um nicht die seit 1973 
erreichte Verstetigung der Förderung zu gefährden. 
In diesem Zusammenhang muß darauf hingewiesen 
werden, daß die Programme zu einem wesentlichen 
Teil durch Kreditaufnahme am Kapitalmarkt finan-
ziert werden müssen. Bei weiteren günstigen Re-
finanzierungsmöglichkeiten des ERP-Sondervermö-
gens wird die Bundesregierung nicht zögern, im 
notwendigen Umfange Anpassungen vorzunehmen. 

Ich darf abschließend darauf hinweisen, daß diese 
Frage bei der Beratung des ERP-Plans 1976 vom 
Wirtschaftsausschuß des Deutschen Bundestages 
eingehend behandelt wurde. 

Zu Frage B 26: 

Sofern der Bundesregierung im Einzelfall Schwie-
rigkeiten im Vergabeverfahren bekannt werden, ist 
sie bemüht, Mängel abzustellen. Grundsätzlich ist 
das Verfahren für ERP-Kredite jedoch schon in opti-
maler Weise vereinfacht. Es unterscheidet sich 
kaum noch von der Gewährung regulärer Bank-
kredite. Die ERP-Mittel werden von den Hauptleih-
instituten (Kreditanstalt für Wiederaufbau, Lasten-
ausgleichsbank und Berliner Industriebank) selb-
ständig zugesagt; die Bearbeitung nimmt dort in der 
Regel, d. h., wenn dem Antrag alle Bankunterlagen 
beigefügt sind, nur wenige Tage in Anspruch. Das 
Ministerium ist nicht eingeschaltet. Allerdings darf 
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nicht übersehen werden, daß es sich auch beim ERP-
Sondervermögen um öffentliche Mittel handelt, für 
die das Haushaltsrecht Anwendung zu finden hat, 
wie z. B. über den subsidiären und nur anteiligen 
Mitteleinsatz und den Nachweis der Mittelverwen-
dung. Im Rahmen des Vertretbaren sind kürzlich 
auch hier — nach einer Erörterung in der Arbeits-
gruppe des Wirtschaftsausschusses — weitere Er-
leichterungen ermöglicht worden. 

Zu Frage B 27: 

Die Bundesregierung hat die Bundesbank ermu-
tigt, die für die Exportfinanzierung bestehende Son-
derrediskontlinie — sogenannter Plafond B der 
AKA (Ausfuhrkreditanstalt) — jetzt soweit zu er-
höhen, wie dies unbedingt erforderlich erscheint, um 
in der Aufschwungphase bis in das Jahr 1977 hinaus 
der AKA eine Fortführung der Exportfinanzierung 
nach den bisher geltenden Richtlinien zu ermög-
lichen. 
Inzwischen hat der Zentralbankrat bei erneuter 

Beratung eine Regelung getroffen, die ohne formelle 
Erhöhung des Plafonds diesem Anliegen Rechnung 
trägt. 

Bisher wurden alle grundsätzlich zugesagten 
Finanzierungen auf den Plafond angerechnet ohne 
Rücksicht darauf, ob aus den verschiedenen Grün-
den nur ein bestimmter Prozentsatz an Exportge-
schäften tatsächlich zustande kommt. Deshalb konnte 
die effektive Ausnutzung in der Vergangenheit nie-
mals 3 Mrd. DM erreichen. 

Nunmehr hingegen werden die grundsätzlichen 
Zusagen nur noch mit jenem oben erwähnten Pro-
zentsatz angerechnet. Hierbei stellen die die AKA 
konsortial tragenden Banken sicher, daß die effek-
tive Ausnutzung den Betrag von 3 Mrd. DM keines-
falls überschreiten wird. 

Anlage 23 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schulze-Vorberg (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/4865 Frage B 29) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, Gemeinden 
in die Zonenrandförderung aufzunehmen, die nach einer Gebiets-
reform zu Zonenrandkreisen gehören, wenn deren Nichtberück-
sichtigung offenbar neuerlich zu zusätzlichen wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten führt, wie das z. B. für die Gemeinden des ehe-
maligen Kreises Gerolzhofen gilt? 

Das Zonenrandgebiet, auf das sich das Zonenrand-
förderungsgesetz vom 5. August 1971 bezieht, wird 
durch die Anlage zu § 9 dieses Gesetzes bestimmt. 
Von der inzwischen durchgeführten Gebietsreform 
bleibt die getroffene Abgrenzung des Zonenrand-
gebietes unberührt. Will man eine Neuabgrenzung 
des Zonenrandgebietes, so muß das Zonenrandför-
derungsgesetz geändert werden. Es ist jedoch zu be-
denken, daß die wirtschaftliche Leistungskraft der 
Gemeinden, die vor der Gebietsreform nicht zum 
Zonenrandgebiet zählten, sich nicht dadurch ver-
schlechtert, daß sie jetzt zu einem Landkreis gehö-
ren, dessen Gebiet überwiegend im Zonenrand liegt. 
Die für das Zonenrandgebiet möglichen steuerlichen 

Vergünstigungen haben für diese Gemeinden bisher 
nicht gegolten. Zusätzliche wirtschaftliche Schwierig-
keiten werden sich für sie deshalb nicht ergeben. 
Darüber hinaus würde eine Ausdehnung des Zonen-
randgebietes eine relative Schlechterstellung der 
jetzigen Zonenrandgemeinden bedeuten und die 
Wirksamkeit ihrer Förderung vermindern. 

Anlage 24 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Sieglerschmidt (SPD) 
(Drucksache 7/4865 Frage B 30) : 

Wann wird die Bundesregierung einen Bericht über die Lage 
der deutschen Filmwirtschaft und die bisherigen Auswirkungen 
des Filmförderungsgesetzes entsprechend dem Beschluß des 
Deutschen Bundestages vom 2. Juli 1969 vorlegen? 

1. Die Bundesregierung hat den Deutschen Bun-
destag anläßlich der Novellierungen des Filmförde-
rungsgesetzes in den Jahren 1971 und 1973/74 über 
die Lage der deutschen Filmwirtschaft und die bis 
dahin erkennbaren Auswirkungen des Filmförde-
rungsgesetzes (FFG) unterrichtet (vgl. u. a. BT-
Drucks. VI/508 und 7/974). Sie sieht den Beschluß 
vom 2. Juli 1969 in seiner damaligen Fassung daher 
heute als nicht mehr aktuell an. 

2. Die Bundesregierung ist jedoch bemüht, auf 
der Grundlage der 1973/74 in das FFG eingeführten 
Statistiknorm (vgl. § 20 FFG in der Fassung Bundes-
gesetzblatt 1974 Teil I S. 1047) umfassende Struktur-
daten der Filmwirtschaft zu erstellen. Darin soll 
wenigstens ein volles Jahr der 1974 neu eingeführ-
ten Projektförderung berücksichtigt werden; dies ist 
das Jahr 1975. Die Bilanzierungszeitpunkte der Film-
wirtschaft und erforderliche Bearbeitungszeit für das 
StaBuA lassen die Ergebnisse für das Erhebungsjahr 
1975 erst Ende 1977 erwarten. 

3. Da das Filmförderungsgesetz in wesentlichen 
Teilen Ende 1978 ausläuft und die Bundesregierung 
dies als den geeigneten zeitlichen Ansatzpunkt für 
eine umfassende Neuregelung der von Bund und 
Ländern getragenen Filmförderung entsprechend 
dem Beschluß des Bundesrates (vgl. Protokoll vom 
9. Juli 1971 S. 212) und Forderungen aus dem Bun-
destag (vgl. Protokoll vom 13. Dezember 1973 
S. 4382 ff.) ansieht, wird sie den Bundestag aus 
diesem Anlaß über die Lage der Filmwirtschaft und 
die Auswirkungen der bisherigen Filmförderung 
eingehend unterrichten. 

Die Ergebnisse der Erhebung für die Jahre 1973 
und 1974 werden zwischenzeitlich in den einschlägi-
gen Publikationen des StaBuA veröffentlicht; für 
1973 wird insoweit auf Heft 12 der Reihe Wirtschaft 
und Statistik 1975, S. 799, hingewiesen. 

Anlage 25 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Simpfendörfer (SPD) 
(Drucksache 7/4865 Frage B 31): 
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Treffen Informationen aus Ravensburg zu, wonach im baye-
rischen und baden-württembergischen Allgäu nur deswegen 
keine Fördergebiete der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" ausgewiesen werden 
konnten, weil das Erfordernis der „Splitterklausel" diesseits und 
jenseits der Landesgrenze nicht erfüllt ist, wohl aber erfüllt 
wäre, wenn die betreffenden bayerischen und baden-württem-
bergischen Teilräume ohne Rücksicht auf die Landesgrenze zu-
sammengelegt würden, und welche Konsequenzen wird sie dar-
aus ziehen? 

Die Informationen treffen nicht zu. Bei der Ab-
grenzung der Fördergebiete der Gemeinschaftsauf-
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur" in funktionale Arbeitsmarktregionen sind 
Landesgrenzen unberücksichtigt geblieben. Darüber 
hinaus sind die im bayerischen und baden-württem-
bergischen Allgäuraum abgegrenzten Arbeitsmarkt-
regionen — soweit diese die bundeseinheitlich 
angewandten Abgrenzungskriterien erfüllen — so 
groß, daß die Splitterklausel hier nicht zum Tragen 
gekommen ist. 

Anlage 26 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/4865 Frage B 32) : 

Ist die Bundesregierung bereit, aus den Bestimmungen des 
Bundeswaldgesetzes, die einen vermehrten Zugang der allge-
meinen Offentlichkeit zu den Wäldern ermöglichen, aber damit 
auch erhöhte Gefahren — insbesondere Feuergefahren — mit 
sich bringen, Konsequenzen dahin gehend zu ziehen, daß sie 
sich an der Errichtung und dem Unterhalt von Feuerwachtürmen 
finanziell beteiligt? 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates in der Betretungsregelung des BWaldG eine 
Vorschrift für die Landesgesetzgebung beschlossen, 
die weitgehend bereits vorher in den Ländern gel-
tendes Recht wiedergibt. 

Als finanzielle Konsequenzen sah der Bundestag 
in der dritten Beratung mehrheitlich Finanzhilfen 
des Bundes für Investitionen, u. a. zur Vermeidung 
oder Minderung von Schäden am Wald, vor, soweit 
eine Förderung nach dem Gesetz über die Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" nicht durchgeführt wer-
den kann. 

Die vom Bundestag vorgesehenen Finanzhilfen 
des Bundes sind vom Bundesrat abgelehnt worden, 
so daß im weiteren Gesetzgebungsverfahren die 
einschlägigen Bestimmungen des Bundeswaldge-
setzes gestrichen werden mußten. 

Die finanzielle Förderung der Errichtung von 
Feuerwachttürmen — deren Unterhalt kann wohl 
nur unter gewissen Aspekten als Investition ange-
sehen werden — im Rahmen der Gemeinschaftsauf-
gabe ist schon vor der parlamentarischen Beratung 
des Bundeswaldgesetzes erwogen und geprüft wor-
den, jedoch — vorwiegend aus Haushaltsgründen — 
nicht durchsetzbar gewesen. 

Die Bundesregierung sieht gegenwärtig keine 
Möglichkeit, sich an der Errichtung und dem Unter-
halt von Feuerwachttürmen finanziell zu beteiligen; 
damit wird aber deren Nützlichkeit keineswegs in 
Frage gestellt. Die Förderung von Feuerwachein-
richtungen ist derzeit allein Sache der Länder. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Frage B 33) : 

Wie lautet der Ministerratsbeschluß in Brüssel vom 6. März 
1976 in bezug auf die Subventionierung von Milcherzeugern in 
Frankreich? 

Der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaften 
hat am 6. März d. J. keinerlei Beschlüsse für eine 
besondere Subventionierung von Milcherzeugern in 
Frankreich gefaßt. Falls Sie, verehrter Herr Kollege, 
bei Ihrer Fragestellung die im Vorjahr als nationale 
Alternative zur Schlachtprämie gebilligte Prämie 
zur Erhaltung der Kuhbestände gemäß der Verord-
nung (EWG) Nr. 464/75 gemeint haben sollten, kann 
ich präzisieren, daß diese Form der Beihilfegewäh-
rung ausdrücklich nicht Bestandteil des erwähnten 
Ratsbeschlusses ist. 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Müller (Bayreuth) 
(SPD) (Drucksache 7/4865 Fragen B 34 und 35) : 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, die Einfuhr von 
Seehundfellen bzw. Seehundmänteln zu unterbinden, zu deren 
Gewinnung bzw. Erzeugung Robben auf grausamste Weise ge-
tötet werden? 

Gedenkt die Bundesregierung, die in einer jüngst veröffent-
lichten und vom Bundesernährungsministerium in Auftrag gege-
benen Studie geforderten Maßnahmen im Rahmen des Umwelt- 
und Naturschutzes zu treffen, um zahlreiche von ihrer totalen Aus-
rottung bedrohten Säugetiere, Singvögel und Fischarten zu 
retten? 

Zu Frage B 34: 

Der internationale Handel mit Tierarten, die in 
ihrem Bestande bedroht sind, und daraus hergestell-
ten Erzeugnissen wird durch das Internationale 
Übereinkommen vom 3. März 1973 über den inter-
nationalen Handel mit gefährdeten Arten freileben-
der Tiere und Pflanzen geregelt. 

Für die Bundesrepublik Deutschland wird die Rati-
fikationsurkunde in diesen Tagen hinterlegt. See-
hunde sind von diesem Übereinkommen nur hin-
sichtlich zweier Unterarten und sehr eingeschränkt 
erfaßt. 

Auf die Art der Tötung von Seehunden in anderen 
Staaten hat die Bundesregierung keinen Einfluß. 
Diese zu regeln ist Sache dieser Staaten. 

Zu Frage B 35: 

Mit den von Ihnen genannten Untersuchungen sol-
len die fachlichen Grundlagen für eine Bundesarten-
schutzverordnung erarbeitet werden. Die rechtlichen 
Voraussetzungen hierfür soll das Bundesnatur-
schutzgesetz schaffen, das hoffentlich alsbald vom 
Bundestag und Bundesrat verabschiedet werden 
wird. 
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Anlage 29 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Braun (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Frage B 36) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob es Differenzen zwischen 
Staatssekretär Eicher vom Bundesarbeitsministerium und der 
Berufsgenossenschaft der Straßen-, U-Bahnen und Eisenbahnen 
gibt, die nicht ohne Auswirkungen auf die Zusammenarbeit 
zwischen dem Bundesarbeitsministerium und den Berufsgenossen-
schaften geblieben sind, und wenn ja, wird die Bundesregierung 
zur Verbesserung des Klimas im Interesse der Berufsgenossen-
schaften und der Versicherten Schritte unternehmen? 

Differenzen zwischen Staatssekretär Eicher und 
Berufsgenossenschaften, die Auswirkungen auf die 
Zusammenarbeit zwischen dem Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung und den Berufsgenos-
senschaften haben, gibt es nicht. 

Anlage 30 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/4865 Frage B 37) : 

Trifft es zu, daß Anträge auf Förderung von Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen nach dem Programm des Jahres 1975 deswegen 
nicht bedient werden konnten, weil das Land Bayern die erfor-
derlichen Landesmittel nicht zur Verfügung gestellt hat, und 
wenn ja, wann und welche Maßnahmen? 

Wie mir der Präsident der Bundesanstalt für Ar-
beit mitgeteilt hat, kennt er keine Fälle, in denen 
geplante Allgemeine Maßnahmen zur Arbeitsbe-
schaffung wegen fehlender Mittel des Landes Bayern 
nicht bewilligt oder durchgeführt werden könnten. 
Allerdings war es in einer Anzahl von Fällen erfor-
derlich, Landesmittel — soweit diese für einzelne 
Maßnahmen nicht in der üblichen Höhe zur Ver-
fügung standen — durch entsprechende Darlehen 
der Bundesanstalt zu ersetzen. Das schließt nicht aus, 
daß sich in Einzelfällen zunächst auch deshalb ge-
wisse Unstimmigkeiten oder Verzögerungen erge-
ben haben können, weil die Länder im Anschluß an 
die kurzfristig entwickelten Programme des Bundes 
zunächst selbst Mittel für die verstärkte Förderung 
von Allgemeinen Maßnahmen zur Arbeitsbeschaf-
fung bereitstellen mußten. 

Anlage 31 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Czaja (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Frage B 38) : 

Warum hat die Bundesregierung von der Ermächtigungsvor-
schrift in § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Rechtsstellung 
heimatloser Ausländer im Bundesgebiet nicht auch im Renten-
recht Gebrauch gemacht, wonach sie andere ausländische Flücht-
linge zur Vermeidung unbilliger Härten den heimatlosen Aus-
ländern gleichstellen kann, oder wann beabsichtigt sie, von 
der Ermächtigung bezüglich der Rentenfragen dieser Personen 
Gebrauch zu machen? 

Wegen Ihrer Frage darf ich auf die Antwort des 
Kollegen Dr. Schmude auf eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Kater in der 196. Sitzung des Deut-
schen Bundestages am 23. Oktober 1975 (vgl. Steno-

graphischer Bericht S. 13524 zu Frage B 20) ver-
weisen. 

Die dort genannten Gründe bestehen fort. Die 
Bundesregierung sieht sich deshalb nicht in der 
Lage, von der dargelegten Auffassung abzugehen. 

Anlage 32 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Schmidt auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Engelsberger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/4865 Frage B 40) : 

Trifft es zu, daß der sowjetische Geheimdienst KGB innerhalb 
der NATO ein weitgehendes Unterwanderungsnetz aufgebaut 
habe und sich als Ergebnis dieses Tatbestands „Auflösungser-
scheinungen" insbesondere in der niederländischen Armee zeig-
ten, jedoch auch die Armeen Frankreichs, Belgiens und Italiens 
„verwundbar" seien, wie das amerikanische Nachrichtenmagazin 
„Newsweek" in seiner letzten Ausgabe behauptet haben soll, und 
ist die Bundesregierung erforderlichenfalls bereit, eine offen-
sichtliche Gefährdung der westlichen Verteidigungsbereitschaft 
und -fähigkeit in den zuständigen NATO-Gremien zur Sprache 
zu bringen und auf angemessene Gegenmaßnahmen hinzuwirken? 

Grundsätzlich ist bekannt, daß der KGB sich 
neben gezielten Desinformationen auch mit diesen 
Dingen beschäftigt. Bisher sind jedoch keine Er-
kenntnisse angefallen, die als Ergebnis dieses Tat-
bestandes Auflösungserscheinungen gezeigt haben. 

Im übrigen steht die Bundesregierung durch ent-
sprechende Fachausschüsse in ständiger Verbin-
dung mit ihren Bündnispartnern, um sicherheitsge-
fährdende Bestrebungen, von welcher Seite diese 
auch immer kommen mögen, bereits im Ansatz zu 
erkennen und aufzufangen. 

Die bisher gewonnenen Erkenntnisse über die 
Bemühungen zur Zersetzung oder Unterwanderung 
der Streitkräfte und die dazu erforderlichen Gegen-
maßnahmen sind nicht geeignet, in einer offenen 
Darlegung behandelt zu werden. 

Ich schlage daher vor, Einzelheiten darüber im 
Verteidigungsausschuß zu erörtern. 

Anlage 33 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Schmidt auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Biehle (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Fragen B 41, 42 und 43): 

Welche zivilen Ausbildungsplätze für Jugendliche gibt es bei 
welchen Einrichtungen und an welchen Orten der Bundeswehr? 

Sind in den vergangenen zwei Jahren solche Ausbildungsstät-
ten in der Kapazität reduziert bzw. ganz geschlossen worden? 

Welche Ausweitungen um jeweils wieviel Ausbildungsplätze 
für Jugendliche sind im Rahmen der Maßnahmen gegen Jugend-
arbeitslosigkeit bei Ausbildungseinrichtungen der Bundeswehr 
vorgesehen, bzw. wann sollen sie verwirklicht werden? 

Zu Frage B 41: 

Die Bundeswehr verfügt insgesamt über 24 Aus-
bildungsstätten, in denen bis Ende 1974 jährlich 
rund 1950 Auszubildende in 20 Berufen der Indu-
strie und des Handwerks unterwiesen wurden. Der 
Schwerpunkt liegt bei den elektrotechnischen, 
schlosserischen und flugtechnischen Berufen. 
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Die —Ausbildungsstätten 
—Ausbildungsberufe und die 
—Anzahl der Ausbildungsplätze 

entnehmen Sie bitte der zu Ihrer Information bei-
gefügten Aufstellung. 

Zu Frage B 42: 

In den letzten Jahren lief nur bei der Fernmelde-
schule des Heeres in Feldafing die Berufsausbil-
dung aus. Die letzten 12 Auszubildenden beendeten 
im Februar 1976 ihre Ausbildung. 

Gründe: 

1. Die Werkstatteinrichtungen sollten zur Ausbil-
dung von Soldaten zum Radio- und Fernsehtechni-
kermeister genutzt werden. 

2. Das mit der Ausbildung verfolgte Ziel, mili-
tärische Unterführer in technischer Verwendung 
oder Facharbeiter für die Bundeswehr zu gewinnen, 
konnte auf Grund langjähriger Erfahrung nicht er-
reicht werden, weil die Auszubildenden nach Ab-
schluß der Ausbildung in die Industrie des Groß-
raumes München abwanderten oder weiterführende 
Schulen besuchten. 

Zu Frage B 43: 

Das Bundesministerium der Verteidigung hat be-
reits 1975 weitere 450 Ausbildungsplätze im Rah-
men der vorhandenen Kapazitäten zusätzlich bereit-
gestellt. 
Da der Bundesminister der Finanzen einer ein-

maligen Überschreitung des durch das Eigenbedarfs-
prinzip limitierten Stellensolls um 500 Auszubil-
dende zugestimmt hat, ist beabsichtigt, etwa 500 
weitere Ausbildungspläze in den kommenden 3 Jah-
ren einzurichten. Die Realisierung hängt davon ab, 
ob die entsprechenden zusätzlichen Haushaltsmittel 
für Infrastruktur, Material und Ausbildungspersonal 
von einmalig rund 4,5 Millionen DM und jährlich 
fortlaufend 1 bis 2 Millionen DM zur Verfügung ge-
stellt werden können. 

Anlage 34 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Schmidt auf die Schrift-
liche Frage des Abgordneten Dr. Franz (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Frage B 44) : 

ist die Bundesregierung bereit, dem wegen der Studienmisere 
verstärkt zu beobachtenden Eintritt von Abiturienten in Lehr-
verhältnisse als erster Berufsausbildung dadurch Rechnung zu 
tragen, daß in § 12 Abs. 4 Nr. 3 c des Wehrpflichtgesetzes als 
besondere Härte jede Verzögerung oder Unterbrechung einer 
ersten Berufsausbildung unabhängig von dem Erwerb der Hoch

-

schul- oder Fachhochschulreife anerkannt wird? 

Einer Anerkennung durch die Bundesregierung 
steht die von Ihnen genannte Vorschrift des Wehr-
pflichtgesetzes entgegen, deren letzter Halbsatz den 
Wehrpflichtigen mit Hochschul- oder Fachhoch-
schulreife die Zurückstellung wegen einer ersten 
Berufsausbildung versagt. Mithin wäre, um Ihre 
Vorstellungen zu verwirklichen, eine Änderung des 
Wehrpflichtgesetzes erforderlich. Dies hält die Bun-
desregierung nicht für vertretbar. Insbesondere die 
Zurückstellungsvorschriften haben den Grundsatz  

der Gleichbehandlung zu beachten. Dieser Grund-
satz ist in der geltenden Fassung des § 12 Abs. 4 
Nr. 3 WPflG verwirklicht. Sie ermöglicht vor der 
Einberufung zum Grundwehrdienst grundsätzlich 
den Abschluß einer ersten Berufsausbildung, so-
fern nicht die Hochschul- oder Fachhochschulreife 
erworben ist sowie den Erwerb der Hochschul- oder 
Fachhochschulreife, gegebenenfalls auf dem zwei-
ten Bildungsweg. Diese Ausbildungsgänge werden, 
ausgenommen der zweite Bildungsweg, in der Regel 
im neunzehnten Lebensjahr, d. h. dem Lebensalter 
abgeschlossen, in dem nach dem Willen des Ge-
setzgebers die Einberufung erfolgen soll. Für die 
sich daran anschließenden Ausbildungsabschnitte 
schreibt das Gesetz als Zurückstellungsvorausset-
zung unterschiedslos die weitgehende Förderung 
vor. 

Eine darüber hinausgehende Berücksichtigung der 
Wehrpflichtigen mit Hochschul- oder Fachhoch-
schulreife, die im übrigen neben einer betrieblichen 
Ausbildung folgerichtig auch das Studium als einer 
ersten Berufsausbildung einbeziehen müßte, würde 
diese Wehrpflichtigen in nicht zu vertretender 
Weise bevorzugen. Denn diese Regelung käme aus-
schließlich denen zugute, die durch bessere Bil-
dungsvoraussetzungen ohnehin über die besseren 
Berufsaussichten verfügen. Eine Bevorzugung wäre 
schon deswegen gegeben, weil die Wahrscheinlich-
keit der Heranziehung zum Grundwehrdienst mit 
zunehmendem Alter aus vielerlei Gründen geringer 
wird. Schließlich könnte dadurch auch die perso-
nelle Bedarfsdeckung der Streitkräfte erschwert, 
wenn nicht in Frage gestellt werden. Im übrigen 
bleibt nach dem Arbeitsplatzschutzgesetz die ver-
traglich gesicherte Ausbildungsstelle selbst dann er-
halten, wenn der Wehrpflichtige durch die Einbe-
rufung an der Aufnahme der Ausbildung zunächst 
gehindert wird. 

Die mitunter zu hörende Vorstellung, die Bundes-
wehr trage durch ihre Einberufungspraxis zur ge-
genwärtigen Situation auf dem Ausbildungssektor 
bei, ist unzutreffend. Daran wäre allenfalls zu den-
ken, wenn es an Bewerbern für in großer Zahl vor-
handene Ausbildungsplätze fehlte. 

Anlage 35.  
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Schmidt auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Geldner (FDP) (Druck-
sache 7/4865 Frage B 45) : 

Trifft es zu, daß französische Unternehmen aus dem von der 
Bundesrepublik Deutschland mitfinanzierten NATO-Pipelinenetz 
Wettbewerbsvorteile ziehen, weil sie Sonderverträge mit der 
NATO haben, deren Tarife weit unter den Betriebskosten liegen, 
deutsche Firmen die Pipeline aber nicht benutzen dürfen — 
Schwarzwälder Bote vom 19. Dezember 1975 —, und ist die 
Bundesregierung gegebenfalls bereit, falls es diese Sonderver-
träge gibt, gleiche Vorteile für deutsche Unternehmen zu er-
wirken? 

Französische Firmen haben keine Sonderverträge 
mit der NATO. Die Verträge über Zivilnutzung des 
NATO-Pipeline-Netzes werden zwischen der jewei-
ligen Zivilfirma und dem Staat, auf dessen Territo-
rium der Transport durchgeführt wird, abgeschlos- 
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sen und richten sich nach den für alle zivilen Nutzer 
des zentraleuropäischen Pipeline-Netzes geltenden 
Grundsätzen. Ein Wettbewerbsvorteil französischer 
Firmen besteht daher nicht. 

Für den Betrieb der Pipelines sind vorrangig mili-
tärische (NATO-)Gesichtspunkte maßgebend; ein 
direkter Betriebskostennachweis nach kaufmänni-
schen Gesichtspunkten wird daher nicht geführt. 
Dessenungeachtet haben Kostenberechnungen er-
geben, daß die erhobenen Tarife in keinem Fall 
unter den Betriebskosten liegen, sondern sie zumin-
dest decken bzw. überschreiten. Für die Höhe der 
Tarife sind nicht nur die Betriebskosten der Pipe-
line, sondern auch die Wettbewerbs- und Tarifsitua-
tion auf dem jeweiligen Transportmarkt maßgebend. 
Ein Vergleich der Tarife in Frankreich mit denen 
in der Bundesrepublik ist auch deshalb nicht an-
gebracht, weil die Transportmengen in Frankreich 
erheblich höher sind als die geringen Transporte 
bzw. Transportwünsche deutscher Firmen (1975 in 
Frankreich transportiert: ca. 5,0 Millionen cbm; in 
der Bundesrepublik ca. 100 000 cbm). 

Deutsche Firmen dürfen die NATO-Pipelines 
jederzeit im Rahmen freier Kapazitäten benutzen, 
wobei sie nicht schlechter gestellt werden als Fir-
men anderer NATO-Staaten. Sie können immer mit 
der Unterstützung der Bundesregierung rechnen. 

Anlage 36 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Schmidt auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Nordlohne (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Frage B 46) : 

In welchem Beratungsstadium zwischen dem Bundesverteidi-
gungsminister und den übrigen beteiligten Dienststellen befindet 
sich das Projekt Schaffung einer Ersatzstartbahn für den Flug-
platz Upjever zum Zwecke der Entlastung des Raums Schortens? 

Der Bau der Ersatzstartbahn in Upjever erfordert 
ein Gelände von insgesamt 142 ha, das sich zu einem 
großen Teil auf den Upjever Forst erstreckt. Um den 
aus Gründen der Flugsicherheit erforderlichen Bau-
schutzbereich sicherzustellen, müssen nach Untersu-
chungen des Amtes für Flugsicherheit der Bundes-
wehr darüber hinaus weitere Teile des Upjever 
Forstes eingeschlagen werden. 

Aufgrund des umfangreichen Geländebedarfes und 
des erheblichen Eingriffes in den Waldbestand hatte 
die Niedersächsische Landesregierung ein ergänzen-
des Anhörungsverfahren nach dem Landbeschaf-
fungsgesetz für notwendig erachtet und hierzu einen 
Erörterungstermin Ende letzten Jahres vorgesehen. 
Dieser Termin mußte vom Bundesministerium der 
Verteidigung wegen erneuter Untersuchungen, die 
nicht schnell genug abgeschlossen werden konnten, 
kurzfristig abgesagt werden. 

Das Bundesministerium der Verteidigung beab-
sichtigt, in dieser Angelegenheit in Kürze ein Ge-
spräch mit dem Niedersächsischen Minister des 
Innern über den weiteren Ablauf des Verfahrens zu 
führen. 

Anlage 37 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Vogt (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/4865 Frage B 47) : 

Hat die Bundesregierung die Absicht, das Bundessozialhilfe-
gesetz so abzuändern, daß bei der Hilfe zum Lebensunterhalt 
für Personen in einer Anstalt, einem Heim oder einer gleich-
artigen Einrichtung ein Betrag von der Anrechnung für die 
Pflegekosten unberücksichtigt bleibt, damit diesen Heimbewoh-
nern ein fester Bezug zur persönlichen Verfügung bleibt? 

Damit jeder Heimbewohner einen festen Betrag 
zur Befriedigung persönlicher Bedürfnisse zur Ver-
fügung hat, sieht das Bundessozialhilfegesetz in § 21 
Abs. 3 die Gewährung eines angemessenen Taschen-
geldes vor. Dieses beträgt beispielsweise in Nord-
rhein-Westfalen z. Zt. etwa 80 DM monatlich. Bei der 
3. Bundessozialhilfegesetz-Novelle von 1974 ist eine 
zusätzliche Regelung zugunsten solcher Heimbewoh-
ner in das Gesetz aufgenommen worden, die einen 
Teil der Kosten des Anstaltsaufenhalts selbst tragen 
(§ 21 Abs. 3 Satz 3). Bei diesen Personen erhöht sich 
das Taschengeld um 25 v. H. des Einkommens, höch-
stens jedoch um einen Betrag bis zur Höhe von 
20 v. H. des Regelsatzes eines Haushaltsvorstandes; 
das sind z. Zt. etwa 53 DM monatlich. Dies führt zu 
dem gleichen Ergebnis, als wenn bei den betreffen-
den Personen ein entsprechender Teil des Einkom-
mens bei der Bemessung der Sozialhilfe unberück-
sichtigt bliebe. Der Gesetzgeber hat sich für die 
Lösung des erhöhten Taschengeldes deshalb ent-
schieden, weil die Freilassung von Einkommenstei-
len sozialhilferechtlichen Grundsätzen zuwiderlau-
fen würde (vgl. § 76 des Bundessozialhilfegesetzes). 
Hieran etwas zu ändern besteht nach Auffassung 
der Bundesregierung kein Anlaß. 

Anlage 38 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/4865 Frage B 48) : 

Welche Kosten verursacht die derzeitige Unterhaltung des 
Neubaus der Internationalen Jugendbegegnungsstätte Baasem/ 
Eifel monatlich, und wie hoch schätzt die Bundesregierung den 
bisherigen Substanzverlust des Neubaus, zumal eine Inbetrieb-
nahme dieses Jugendzentrums bisher noch nicht erfolgt ist? 

Nach Auskunft des vom Land Nordrhein-Westfa-
len beauftragten Staatshochbauamts Bonn entstehen 
keine laufenden Unterhaltungskosten. Auf Veran-
lassung des Kulturministeriums des Landes Nord-
rhein-Westfalen hat das Staatshochbauamt Bonn vor 
Wintereinbruch die Heizungsanlage entleert, um 
Frostschäden zu vermeiden. Das Gebäude selbst 
wird regelmäßig von Beauftragten der Gemeinde 
Schmidtheim kontrolliert, um es vor ungebetenen 
Besuchern zu schützen und um Diebstählen vorzu-
beugen. Aufgrund des langen Stillstandes der Bau-
arbeiten muß zwar mit einem Substanzverlust ge-
rechnet werden, der allerdings z. Zt. nicht konkreti-
siert werden kann. Nach Aussage des Statashoch-
bauamtes sind durch Feuchtigkeitseinwirkung Schä-
den an Akkustikdecken (bedingt durch die nur provi-
sorisch angebrachte Dachhaut) sowie an Außenwän- 
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den (verursacht durch aufsteigende Feuchtigkeit in-
folge fehlender Außendrainage) festzustellen. 

Das Kultusministerium des Landes und das Bun-
desministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
sind intensiv bemüht, die mit der Fertigstellung und 
Inbetriebnahme zusammenhängenden Fragen, insbe-
sondere die einer neuen Trägerschaft, einer baldigen 
Lösung zuzuführen. 

Anlage 39 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Engelhard (FDP) (Druck-
sache 7/4865 Fragen B 49 und 50) : 

Trifft es zu, daß nach den Allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften über die Gewährung von Beihilfen zur Eingliederung 
junger Zuwanderer vom 11. Juli 1974 auch in Ausnahmefällen 
solche Kinder nicht gefördert werden können, die am Wohnort 
der Eltern eine Grund- oder Hauptschule besuchen, und wenn 
ja, wird die Bundesregierung entsprechende Maßnahmen ergrei-
fen? 

Besteht gegebenenfalls die Bereitschaft zur Änderung der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschriften, um nicht nur Besuchern 
weiterführender Schulen, sondern auch jungen Zuwanderern aus 
der DDR, die eine Hauptschule besuchen und mehrjährigen 
Englischunterricht nachholen müssen, eine öffentlich geförderte 
soziale Eingliederung in der Bundesrepublik Deutschland zu er-
möglichen? 

Zu Frage B 49: 

In dieser Allgemeinheit trifft es nicht zu. Nach 
den allgemeinen Verwaltungsvorschriften über die 
Gewährung von Beihilfen zur Eingliederung junger 
Zuwanderer vom 11. Juli 1974 können schulpflich-
tige junge Zuwanderer zwar grundsätzlich nur dann 
gefördert werden, wenn sie eine sogenannte Förder-
einrichtung, nicht aber, wenn sie eine Grund-, 
Haupt- oder höhere Schule besuchen. In besonders 
begründeten Härtefällen kommt aber auch für die-
sen Personenpreis eine solche Förderung in Betracht. 
Voraussetzung hierfür ist, daß andere Hilfsmöglich-
keiten — wie etwa nach dem Bundessozialhilfege-
setz — nicht vorhanden sind. Ob eine solche Aus-
nahme gegeben ist, bestimmt sich nach den Um-
ständen des Einzelfalles. 

Zu Frage B 50: 

Für junge, noch der allgemeinen Schulpflicht 
unterliegende Zuwanderer aus der DDR, die Wis-
senslücken aufweisen, ohne daß der Besuch einer 
speziellen Fördereinrichtung notwendig wird, muß 
durch schulische Maßnahmen der Anschluß an das 
Schulsystem in der Bundesrepublik Deutschland 
sichergestellt werden. Eine Änderung der allgemei-
nen Verwaltungsvorschriften ist insoweit nicht be-
absichtigt. Sie würde auch dem Grundsatz der Gleich-
behandlung mit sonstigen Zuwanderern widerspre-
chen. In begründeten Ausnahmefällen kommt — wie 
in der Antwort zu Frage 1 bereits gesagt — eine 
Sonderförderung in Frage. 

Anlage 40 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Biechele (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Fragen B 51 und 52) : 

Sind Informationen zutreffend, daß die Schwarzwaldbahn wegen 
unerwarteter Schwierigkeiten erst bis Herbst 1977 oder sogar 
erst bis Anfang 1978 voll elektrifiziert sein wird? 

In welchen Abschnitten und zu welchen Terminen wird jeweils 
der elektrifizierte Zugbetrieb bis einschließlich zum Zielpunkt 
Konstanz aufgenommen? 

Nach Mitteilung der Deutschen Bundesbahn wird 
der elektrische Betrieb auf der z. Z. noch nicht elek-
trifizierten Reststrecke der Schwarzwaldbahn zwi-
schen Villingen und Konstanz wie vorgesehen im 
September 1977 aufgenommen. 

Anlage 41 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 7/4865 Frage B 53) : 

Wann ist mit dem Beginn der Bauarbeiten an der Brücke im 
Zuge der B 519 zwischen Rüsselsheim und Flörsheim zu rechnen, 
und bis zu welchem Zeitpunkt kann mit dem Abschluß der In-
standsetzungsarbeiten an der bestehenden Brücke gerechnet 
werden. so daß der Verkehr zwischen Flörsheim und Rüsselsheim 
nicht mehr behindert wird? 

Mit dem Beginn der Bauarbeiten der neuen Main-
brücke im Zuge der B 519 zwischen Rüsselsheim und 
Flörsheim ist im Spätherbst 1976 zu rechnen. 

Die Instandsetzungsarbeiten an der bestehenden 
Mainbrücke können unter der Voraussetzung eines 
normalen Witterungsablaufes voraussichtlich bis 
Mitte Mai 1976 soweit abgeschlossen werden, daß 
dann ein unbehinderter Verkehr zwischen Rüssels-
heim und Flörsheim möglich ist. 

Anlage 42 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Seiters (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/4865 Frage B 54) : 

Trifft es zu, daß seitens der Bundesregierung eine Änderung 
der Luftraumstruktur in dem Sinn geplant ist, den Segelsportflug 
auf die Wochenenden zu beschränken, und wie ist im einzelnen 
der Stand 'der Planung? 

Die Frage beantworte ich mit Nein. Durch die ge-
plante Neugliederung des Luftraumes im Tiefflug-
bereich beabsichtigt die Bundesregierung nicht, den 
Segelflugsport ausschließlich auf die Wochen-
enden zu beschränken. Es werden z. Z: mit den 
obersten Luftfahrtbehörden der Länder und dem 
Deutschen Aero-Club Überlegungen angestellt, wie 
eine Regelung zur Erhöhung der Sicherheit in den 
unteren Flughöhen gefunden werden kann, die so-
wohl den militärischen Erfordernissen des Tagtief-
fluges als auch den Belangen des zivilen Flugbe-
triebs in diesem Bereich Rechnung trägt. Auf An-
regung des Bundesverkehrsministers wird vom 
Deutschen Aero-Club z. Z. eine Aktion mit dem 
Ziel durchgeführt, eine möglichst weitgehende Tren-
nung des zivilen Luftverkehrs und des militärischen 
Tiefflugbetriebs auf freiwilliger Basis zu erreichen. 
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Die hierbei gewonnenen Erfahrungen werden bei 
der endgültigen Regelung berücksichtigt. 

Anlage 43 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Jahn (Braunschweig) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/4865 Fragen B 55 und 56) : 

Trifft es zu, daß der Vorstand der Deutschen Bundesbahn und 
die Zentralstelle für das Werkstättenwesen die Verlagerung der 
vom Bundesbahnausbesserungswerk Hannover-Leinhausen durch-
geführten Reparaturen von Bahndienstwagen und Reisezugwagen 
in ein anderes Bundesbahnausbesserungswerk planen, und wenn 
ja, ist die Bundesregierung bereit, ihren Einfluß dahin gehend 
geltend zu machen, daß diese Reparaturen in the Werkabteilung 
Braunschweig (das bisherige Bundesbahnausbesserungswerk 
Braunschweig) verlegt werden, um die rund 300 Arbeitsplätze im 
Zonenrandgebiet zu sichern und den im Laufe der nächsten Monate 
vorgesehenen täglichen Transport dieser Braunschweiger Arbeits-
kräfte nach Hannover zu verhindern? 

Ist die Bundesregierung bereit, sowohl die Reparatur der Bahn-
dienstwagen, der Reisezugwagen als auch der Nahverkehrswagen 
nach Braunschweig zu verlegen? 

Ihre für die Fragestunde am 17./18. März 1976 
eingereichten Fragen wegen der Reparaturen von 
Bahndienstwagen und Reisezugwagen im Bundes-
bahnausbesserungswerk Hannover — Leverkusen 
habe ich an den Vorstand der Deutschen Bundes-
bahn weitergegeben. Ich habe den Vorstand ange-
wiesen, Ihnen binnen kürzester Frist Antwort hier-
auf zu erteilen. 

Anlage 44 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Stavenhagen (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/4865 Frage B 57): 

Ist es zutreffend, daß die geplante Luftraumordnung der Bun-
desregierung den Segelflugbetrieb von montags bis freitags un-
möglich macht, und welche Möglichkeiten zieht die Bundesre-
gierung in Erwägung, hier zu einer für den Segelflugsport 
günstigeren Regelung zu kommen? 

Die von der Bundesregierung geplante Neuglie-
derung des Luftraumes wird auch die berechtigten 
Interessen des Segelflugsports berücksichtigen, so 
daß auch an Wochentagen Segelflugwettbewerbe 
und Übungsflüge durchgeführt werden können. Zu-
sammen mit den obersten Luftfahrtbehörden der 
Länder und dem Deutschen Aero-Club werden z. Z. 
Überlegungen angestellt, wie zur Erhöhung der 
Sicherheit in den unteren Flughöhen eine Regelung 
gefunden werden kann, die sowohl den militäri-
schen Erfordernissen des Tagtieffluges als auch den 
Belangen des zivilen Flugbetriebs in diesem Bereich 
Rechnung trägt. Der Deutsche Aero-Club führt auf 
Anregung des Bundesverkehrsministers im Augen-
blick eine Aktion mit dem Ziel durch, eine mög-
lichst weitgehende Trennung des zivilen Luftver-
kehrs und des militärischen Tiefflugbetriebs auf 
freiwilliger Basis zu erreichen. Die hierbei gewon-
nenen Erfahrungen werden bei den endgültigen Re-
gelung berücksichtigt. Wie immer auch ein zu-
künftiges Tiefflugband aussehen wird, seine Durch-
lässigkeit für den zivilen Flugbetrieb wird erhalten 
bleiben. 

Anlage 45 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann (München) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/4865 Frage B 58) : 

In welchem Umfang beteiligt sich der Bund finanziell an dem 
Bau eines Straßentunnels am Mittleren Ring in München im Be-
reich der Landshuter Allee? 

Die Landshuter Allee ist Teil des Mittleren Rin-
ges der Stadt München. Die Baulast dieser städti-
schen Hauptverkehrsstraße obliegt der Stadt Mün-
chen. 

Projekte an solchen Straßenzügen können aus 
Mitteln der Bundesfinanzhilfen nach dem Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetz (bis zu 60 v. H. der 
zuwendungsfähigen Kosten) gefördert werden. 

Anlage 46 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Wernitz (SPD) (Druck-
sache 7/4865 Frage B 59) : 

Welches Ergebnis hat die Überprüfung des Vorschlags des 
bayerischen Innenministers, durch das Bundesverkehrsministeri-
um die Finanzierung der Teilstrecke Biebelried—Gollhofen der 
BAB Würzburg—Ulm dadurch zu sichern, daß zwei andere 
bayerische Maßnahmen — BAB-Strecke A 9 g AD Langwied (A 8) 
— B 12 (8 km) und BAB A 8 AS Dachau—Fernstraße Ring Mün-

chen (10 km) — zurückgestuft werden? 

Eine abschließende Beratung sämtlicher Ände-
rungsvorschläge zu dem Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes über den Ausbau der Bundesfernstraßen 
in den Jahren 1971 — 1985 findet im Ausschuß für 
Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen des 
Deutschen Bundestages statt am 31. 3. 1976. Zu die-
sem Zeitpunkt wird das Ergebnis der Prüfung des 
Änderungsvorschlages des Bayerischen Innenmini-
steriums durch den Bundesminister für Verkehr erst 
vorliegen. 

Anlage 47 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Immer (Altenkirchen) 
(SPD) (Drucksache 7/4865 Fragen B 60 und 61) : 

Inwieweit ist die Bundesregierung bereit und in der Lage, auf 
die Deutsche Bundesbahn dahin gehend einzuwirken, daß sie 
die im Bundesbahnbereich der Gemeinde Erpel/Rhein offensicht-
lich nicht mehr benötigte Ladestraße für ein Kreisstraßenbau-
projekt, das die Verkehrsverhältnisse erheblich verbessern 
würde, zur Verfügung stellt? 

Inwieweit ist die Bundesregierung bereit und in der Lage, die 
Forderung der Gemeinde Erpel/Rhein zu unterstützen, daß die 
Deutsche Bundesbahn den alten Bahnabschnitt säubern und 
kanalisieren läßt, damit der jetzige unhaltbare Zustand beseitigt 
wird? 

Zu Frage B 60: 

Dem Vernehmen nach wurde die Ladestraße in 
Erpel bereits am 24. 10. 1974 von der Deutschen Bun-
desbahn dem Landratsamt Neuwied für den Bau der 
Kreisstraße angeboten. Eine endgültige Entscheidung 
des Straßenbaulastträgers steht jedoch noch aus. Im 
übrigen ist die Deutsche Bundesbahn in derartigen 
Angelegenheiten selbständiger Entscheidungsträger. 
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Für die Bundesregierung besteht keine Möglichkeit 
einzugreifen, es sei denn, es würden Rechtsverpflich-
tungen verletzt. 

Zu Frage B 61: 

Dem Vernehmen nach handelt es sich im vorlie-
genden Fall um eine Maßnahme für Ableitung von 
Abwässern im Zusammenhang mit der von der Ver-
bandsgemeinde Unkel durchzuführenden Kanalisie-
rung, so daß eine Verpflichtung der Deutschen Bun-
desbahn von hier nicht zu erkennen ist. Im übrigen 
ist die DB in derartigen Angelegenheiten selbstän-
diger Entscheidungsträger. Für die Bundesregierung 
besteht keine Möglichkeit einzugreifen, es sei denn, 
es würden Rechtsverpflichtungen verletzt. 

Anlage 48 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Waffenschmidt (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/4865 Fragen B 62 und 63) : 

Treffen die in der Offentlichkeit bekanntgewordenen Pläne 
für einen weiteren Ausbau des Flughafens Köln-Bonn zu, und 
wie wird sich die Bundesregierung gegebenenfalls dazu ver-
halten? 

Was hat die Bundesregierung unternommen bzw. gedenkt sie 
zu tun, um in den vom Flughafenbetrieb betroffenen Gebieten 
des Rhein-Sieg-Kreises und der angrenzenden Gebiete die be-
rechtigten Anliegen der Bürger auf Umweltschutz, insbesondere 
Lärmschutz, und die berechtigten Interessen der betroffenen 
Städte und Gemeinden hinsichtlich der weiteren Stadt- und 
Gemeindeentwicklung zu unterstützen bzw. zu wahren? 

Zu Frage B 62: 

Der an das Land Nordrhein-Westfalen gerichtete 
Ausbauantrag auf Verlängerung der kleinen 
Parallelbahn des Flughafens Köln/Bonn von 1 966 
auf 2 400 Meter dient in erster Linie der planeri-
schen Absicherung. Ihr kommt angesichts einer Of-
fenhaltung der vorhandenen Ausbaumöglichkeiten 
des Flughafens Köln/Bonn besondere Bedeutung zu. 

Zu Frage B 63: 

Die Bundesregierung hat zum Schutz der Bevölke-
rung vor Fluglärm das Fluglärmgesetz erlassen. In-
zwischen sind auch für den Flughafen Köln/Bonn 
Lärmschutzbereiche festgesetzt worden. Damit ist 
die Grundlage für einen Katalog von Einzelmaßnah-
men für den Lärmschutz geschaffen. Die Lärmschutz-
bereiche werden erforderlichenfalls den Verände-
rungen der Flughafenanlagen und des Flugbetriebs 
angepaßt werden. Außerdem werden seit 1975 in 
der Bundesrepublik Deutschland besondere lärm-
mindernde An- und Abflugverfahren durch fast alle 
in- und ausländischen Luftfahrtunternehmen auch 
auf dem Flughafen Köln/Bonn angewendet. 

Im Sinne des Fluglärmgesetzes hat sich die Bun-
desregierung ferner erfolgreich für den vermehrten 
Einsatz von leiseren Flugzeugen — mit internatio-
nalen Lärmzulassungen — eingesetzt, so daß die tat-
sächliche Lärmbelästigung in der Umgebung der 
Verkehrsflughäfen in den letzten Jahren — hör- und 
meßbar — abgenommen hat. 

Anlage 49 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Fragen B 64 und 65) : 

Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, angesichts des 
veränderten volkswirtschaftlichen und wirtschaftspolitischen Stel-
lenwerts von Datenverarbeitung und Nachrichtenwesen eine in-
tegrierte Strukturpolitik für beide Sektoren zu entwickeln? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Deutsche 
Bundespost eine außerordenliche und immer stärker werdende 
Verantwortung für die Entwicklung des technischen Fortschritts 
in der Bundesrepublik Deutschland trägt, die weit über die 
traditionelle Aufgabenstellung der Deutschen Bundespost im 
Funk- und Fernmeldewesen hinausreicht und zunehmend alle 
Informations- und Kommunikationsmedien erfaßt, und wenn ja, 
wird sie entsprechende Maßnahmen ergreifen? 

Zu Frage B 64: 

Die in den Bereichen des Fernmeldewesens einer-
seits und der Datenverarbeitung andererseits not-
wendigen Maßnahmen werden zwischen den be-
troffenen Ressorts im Sinne einer integrierten Struk-
turpolitik abgestimmt. 

Zu Frage B 65: 

Dem Fernmeldewesen kommt wachsende Bedeu-
tung in den Bereichen Information und Kommunika-
tion zu. Die Deutsche Bundespost trägt im Rahmen 
der allgemeinen technischen Entwicklung die Ver-
antwortung für den bedarfsgerechten Ausbau und 
die Weiterentwicklung der Fernmeldeinfrastruktur 
der Bundesrepublik. 

Anlage 50 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Pfeffermann (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Fragen B 66 und 67) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung unter dem Aspekt einer 
integrierten DV- und Fernmeldepolitik die Tatsache, daß die 
Deutsche Bundespost z. B. durch die Verordnung über den Haupt-
anschluß für Direktruf (Direktrufverordnung) ihre Regulierungs-
funktionen auf den Bereich der Datenverarbeitung ausdehnt? 

Wie beurteilt die Bundesregierung insbesondere, daß Zusatz-
einrichtungen zur Übertragung von Daten posteigen sein müssen, 
und daß auch die Regelungsbefugnis der Deutschen Bundespost 
auf sämtliche Endeinrichtungen einschließlich der Datenverarbei-
tungsanlagen ausgedehnt worden ist, so daß für alle Endein-
richtungen eine Zulassungs- und Anschlußgenehmigung durch die 
Deutsche Bundespost eingeholt werden muß? 

Zu Frage B 66: 

Es trifft nicht zu, daß die Deutsche Bundespost 
ihre Regulierungsfunktionen auf den Bereich der 
Datenverarbeitung ausdehnt. Die Direktrufverord-
nung befaßt sich ausschließlich mit der fernmelde-
mäßigen Übertragung von Daten. 

Zu Frage B 67: 

Zusatzeinrichtungen zur Übertragung von Daten 
bilden den übertragungstechnischen Abschluß von 
Fernmeldeverbindungen. Wegen ihrer großen Be-
deutung für eine störungsfreie Datenübermittlung, 
aber auch mit Rücksicht auf eine freizügige Daten-
übermittlung national und international zwischen 
beliebigen Endpunkten sind derartige Zusatzeinrich- 
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tungen in den öffentlichen Fernmeldenetzen grund-
sätzlich posteigen. 

Für private Fernmeldeanlagen überläßt die Deut-
sche Bundespost keine Zusatzeinrichtungen. 

Für die Verbindung von Datenendeinrichtungen 
(einschließlich Datenverarbeitungs-Anlagen) mit 
Einrichtungen der Deutschen Bundespost wird ledig-
lich eine fernmeldemäßige Zulassung benötigt. Nur 
so kann im Interesse aller Beteiligten eine optimale 
Datenübermittlung sichergestellt werden. 

Anlage 51 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Stavenhagen (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/4865 Fragen B 68, 69 und 70) : 

Wie bewertet die Bundesregierung die mit den Regelungen der 
Deutschen Bundespost verbundenen Marktzugangs- und Wettbe-
werbsbeschränkungen angesichts der im Zweiten Datenverarbei-
tungsprogramm verfolgten Zielsetzung, ausgewogene Wettbe-
werbsverhältnisse auf dem stark expandierenden Datenver-
arbeitungsmarkt herzustellen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Verdienste, 
die die Deutsche Bundespost sich durch die Schaffung eines 
leistungsfähigen Fernmeldewesens, das sich durch eine hohe 
Betriebssicherheit und Betriebsgüte auszeichnet, dadurch ge-
fährdet werden könnten, daß die Regelungen des Fernmelde-
anlagengesetzes von 1928 und seiner Folgeverordnungen, die sich 
für das traditionelle Dienstleistungsangebot der Deutschen Bun-
despost im Grundsatz bewährt haben, nunmehr — ohne die er-
forderliche Anpassung an neue Technologien und Nutzungsmög-
lichkeiten — undifferenziert übertragen werden? 

Ist die Bundesregierung bereit zu veranlassen, daß für die 
Motive bei den von der Deutschen Bundespost angebotenen 
Schmuckblatt-Telegrammen die Werke zeitgenössischer Künstler 
stärker berücksichtigt und durch häufigeren Wechsel der Motive 
die zeitgenössische Malerei stärker gefördert wird? 

Zu Frage B 68: 

Die Regelungen der Deutschen Bundespost be-
treffen ausschließlich die fernmeldemäßige Über-
mittlung von Daten. Sie gelten für alle Beteiligten 
gleichmäßig, so daß daraus keine Wettbewerbs-
beschränkung hergeleitet werden kann. 

Zu Frage B 69: 

Den besonderen Erfordernissen der Datenübertra-
gung ist in den einschlägigen Benutzungsverordnun-
gen der Deutschen Bundespost ausreichend und ge-
nügend differenziert Rechnung getragen worden. Die 
Anpassung an neue Technologien und Nutzungs-
möglichkeiten erfolgt laufend in Abstimmung mit 
Nutzern und Herstellern. 

Zu Frage B 70: 

Die Deutsche Bundespost paßt ihr Sortiment an 
Telegramm-Schmuckblättern laufend der Nachfrage 
an. Dabei sind in den letzten Jahren Motive mit 
sinkenden Absatzzahlen zunehmend durch Werke 
zeitgenössischer Künstler — wie Lämmle, Naegels-
bach, Brauchle und Friedel — sowie von Künstlern 
der jüngsten Vergangenheit — wie Kerkovius und 
Caspar-Filser — ersetzt worden. Auch künftig sollen 
Werke zeitgenössischer Maler bei der Motiv-Aus-
wahl berücksichtigt werden. 

Anlage 52 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen der Abgeordneten Frau Dr. Walz (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Fragen B 71 und 72) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Übertragungskosten 
bei Datenverarbeitungs-Verbund-Systemen auf Grund der hohen 
Fernmeldegebühren inzwischen die gleiche Höhe wie die DV-
Systemkosten erreichen und zum Teil bereits 75 Prozent der Ge-
samtkosten ausmachen, und wenn ja, welche Folgerungen wird 
sie daraus ziehen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Wissenschaft-
lichen Beirats beim Bundeswirtschaftsministerium, daß die aus 
Gründen der Subventionierung anderer Dienstleistungsbereiche 
der Deutschen Bundespost überhöhten Fernmeldegebühren zur 
Fehlleitung volkswirtschaftlicher Ressourcen, d. h. zur Behinde-
rung der Rationalisierungs- und Wachstumsmöglichkeiten in allen 
Bereichen der Volkswirtschaft, führen, und stimmt die Bundes-
regierung der Auffassung zu, daß die Höhe der Fernmeldege-
bühren auch zur Behinderung der von der Bundesregierung ge-
förderten Entwicklung der Datenverarbeitung führt, und wenn 
ja, was wird sie auf Grund dieser Einschätzung tun? 

Zu Frage B 71: 

Der Bundesregierung ist eine Untersuchung von 
Herstellern und Anwendern bekannt, derzufolge die 
Fernmeldegebühren im Durchschnitt 7,5 % der DV- 
Gesamtsystemkosten und 30 %der reinen Fernver-
arbeitungssystemkosten betragen. Die zum Teil er-
heblichen Gebührensenkungen ab 1. Januar 1976 
konnten dabei nicht berücksichtigt werden. 

Danach treffen die Angaben über die absolute und 
prozentuale Höhe der Übertragungskosten in DV-
Verbundsystemen nicht zu. 

Zu Frage B 72: 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß 
die Höhe der Fernmeldegebühren die Entwicklung 
der Datenverarbeitung behindert. 

Anlage 53 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Roser (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/4865 Fragen B 73, 74 und 75) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung, daß durch die Direktruf-
verordnung verlangt wird, daß die Anschließung von Endein-
richtungen an das öffentliche Leitungsnetz durch die Deutsche 
Bundespost erfolgen muß und daß die Installation und Wartung 
von Endeinrichtungen durch private Unternehmen erfolgen muß, 
die der Bundespost ihre Fachkunde nachweisen müssen, so daß 
durch die Deutsche Bundespost eine Regulierung des Marktzu-
gangs vorgenommen wird? 

Wie beurteilt die Bundesregierung, daß von der Deutschen 
Bundespost die Entstehung privater Datenübertragungsnetze zwi-
schen verschiedenen Teilnehmern, d. h. der sogenannte Rechner-
verbund, zwischen verschiedenen Unternehmen verhindert wird, 
wodurch es kleinen und mittleren Unternehmen unmöglich ge-
macht wird, sich zwecks gemeinsamer Nutzung von Datenverar-
beitungsanlagen zusammenzuschließen? 

Wie bewertet die Bundesregierung die Regelungen der Deut-
schen Bundespost auf dem Datenverarbeitungssektor im Rahmen 
der ordnungs- und wettbewerbspolitischen Vorstellungen ihrer 
Wirtschaftspolitik? 

Zu Frage B 73: 

Die Regelungen für den Anschluß und die War-
tung von Datenendeinrichtungen, die an öffentli-
chen Fernmeldenetzen betrieben werden sollen, die-
nen der Gewährleistung eines optimalen Fernmelde-
verkehrs und damit den Interessen aller Beteiligten. 
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Zu Frage B 74: 

Die gemeinsame Nutzung von DV-Anlagen durch 
verschiedene Unternehmen wird von der Deutschen 
Bundespost nicht verhindert. Die Verbindung zwi-
schen verschiedenen Teilnehmern und die gemein-
same Nutzung von DV-Anlagen (Rechnerverbund) 
ist im öffentlichen Direktrufnetz möglich und wird 
praktiziert. 

Zu Frage B 75: 

Die Regelungen der Deutschen Bundespost betref-
fen nicht den Datenverarbeitungssektor, sondern 
beziehen sich ausschließlich auf die fernmeldemäßige 
Übermittlung von Daten. 

Anlage 54 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Pieroth (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Frage B 76) : 

Bis wann liegt der vom Bundestag ursprünglich bis zum 30. 
September 1975 angeforderte Bericht, der u. a. auch die Über-
prüfung einer Anhebung des Erstattungshöchstbetrags für Auf-
wendungen zu baulichen Schallschutzmaßnahmen bei Wohnge-
bäuden enthält, vor? 

Der Bericht der Bundesregierung betreffend Ge-
setz zum Schutz gegen Fluglärm ist den Mitgliedern 
des Deutschen Bundestages am 15. Januar 1976 als 
Drucksache 7/4580 zugegangen. 

Anlage 55 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Herold auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Riedl (München) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/4865 Frage B 77) : 

Treffen Meldungen zu, Ost-Berlin habe dem Berichterstatter 
des Deutschlandfunks die Einreise zu dem Olympia-Qualifika-
tionsspiel im Hallenhandball am 6. März 1976 im Chemnitz ver-
weigert, und was hat die Bundesregierung — bejahendenfalls — 
im Hinblick auf die in Helsinki getroffenen Vereinbarungen un-
ternommen? 

Es trifft zu, daß dem Sportjournalisten Herbert 
Fischer von seiten der DDR die Einreise zur Bericht-
erstattung über das Olympia-Qualifikationsspiel im 
Hallenhandball am 6. März 1976 in Karl-Marx-Stadt 
verweigert wurde. 

Die Ablehnung wurde dem Deutschlandfunk am 
3. März auf Anfrage ohne nähere Begründung mit-
geteilt. Der Pressesprecher der Ständigen Vertretung 
der Bundesrepublik Deutschland hat daraufhin am 
folgenden Tage beim Minister für Auswärtige Ange-
lenheiten der DDR protestiert. Ihm wurde eine noch-
malige Prüfung zugesagt. Eine Änderung der Ent-
scheidung der DDR-Behörden erfolgte jedoch nicht, 
so daß Herr Fischer nicht zur Berichterstattung in die 
DDR reisen konnte. 

Die Bundesregierung nimmt die Einreiseverweige-
rung für Korrespondenten, die aus der DDR berich-
ten wollen, sehr ernst. Ich verweise in diesem Zu-
sammenhang auf die z. Z. noch ausstehende Klärung 
der Vorfälle anläßlich der Berichterstattung über  

die Leipziger Messe. Nach meiner Auffassung müs-
sen alle diese Fälle in einem Zusammenhang ge-
sehen werden. 

Anlage 56 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Herold auf die Schriftliche 
Frage der Abgeordneten Frau Schleicher (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Frage B 78): 

Trifft es zu, daß im Ostberliner Herrschaftsbereich der hippo-
kratische Eid der Ärzte abgeschafft worden ist, und welche 
Auswirkungen wird dies -- bejahendenfalls — auf die ärztliche 
Tätigkeit und auf die Zusammenarbeit mit Ost-Berlin auf ge-
sundheitspolitischem Gebiet haben? 

Nach Meldung des Deutschen Ärzteblattes vom 
4. März 1976 soll die Regierung der DDR für ihre 
Ärzte den Eid des Hippokrates abgeschafft und durch 
ein anderes Gelöbnis ersetzt haben. Diese Meldung 
beruht auf einem Bericht des Informationsbüro West 
vom 29. Mai 1975, der wiederum einen Artikel in 
der Ostsee-Zeitung vom 24./25. Mai 1975 zur Grund-
lage hat, wonach die Absolventen der medizinischen 
Fakultät der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifs-
wald erstmals 1972 anstelle des hippokratischen Eids 
ein „Gelöbnis zur hohen Moral des sozialistischen 
Arztes" abgelegt haben. Darin geloben sie: „In 
Achtung der fortschrittlichen Tradition der deutschen 
und der internationalen Medizin, auf der Grundlage 
der sozialistischen Verfassung der Deutschen Demo-
kratischen Republik und entsprechend dem ärztli-
chen Ethos sich in der Tätigkeit nach Prinzipien zu 
orientieren wie ,Ohne Eigennutz und Selbstsucht zu 
handeln und den Rat anderer Ärzte zum Nutzen des 
Patienten einzuholen'." 

Es ist jedoch bisher nicht bekanntgeworden, ob 
der Eid des Hippokrates an allen medizinischen 
Fakultäten der DDR durch ein „sozialistisches Ge-
löbnis" abgelöst worden ist. 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse 
vor, die eine Beurteilung zuließen, ob und welche 
Auswirkungen sich auf die ärztliche Tätigkeit in der 
DDR ergeben könnten, falls der hippokratische Eid 
in der DDR allgemein durch einen anderen ersetzt 
worden sein sollte. 

Auf die durch das Gesundheitsabkommen vom 
25. April 1974 vereinbarte Zusammenarbeit im Ge-
sundheitswesen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR würde eine Abschaffung 
des hippokratischen Eids nach Auffassung der Bun-
desregierung keine Auswirkungen haben. 

Anlage 57 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Herold auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Czaja (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Frage B 79) : 

Wird die Bundesanstalt für gesamtdeutsche Aufgaben im Semi-
narmaterial auch die Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts vom 7. Juli 1975 angesichts ihrer Bedeutung für die Rechts-
lage Deutschlands und der Deutschen zur Verteilung bringen? 

Die von Ihnen genannte Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts bestätigt, daß die Verträge von 
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Moskau und Warschau keine Auswirkungen auf die 
Rechte vertriebener Deutscher haben. Diese Ver-
träge gehören in den Bereich der auswärtigen Be-
ziehungen der Bundesrepublik Deutschland und 
nicht in den ihrer Beziehungen zur DDR. 

Es trifft zwar zu, daß die Bundesanstalt für ge-
samtdeutsche Aufgaben neben den Veröffent-
lichungen zur gegenwärtigen innerdeutschen The-
matik auch die Texte der Verträge von Moskau 
und Warschau versendet, dies aber nur, um ent-
sprechenden Wünschen von Einsendern gerecht zu 
werden, die in der Regel eine Zusammenstellung 
der „Ostverträge" erbitten und damit nicht nur den 
innerdeutschen Bereich meinen. Daß dieses der Ver-
einfachung dienende Verfahren nicht auf alle mit 
der Ostpolitik zusammenhängenden Texte ausge-
dehnt werden kann, liegt auf der Hand. Eine poli-
tische Wertung ist hiermit nicht verbunden. Der 
Ihrer Frage zugrunde liegenden Erwartung vermag 
ich daher nicht zu entsprechen. 

Anlage 58 
Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Seiters (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Fragen B 80, 81 und 82) : 

Bleibt die Bundesregierung bei der von Vertretern des Bundes-
forschungsministeriums geäußerten Haltung, daß die Errichtung 
einer Wiederaufbereitungsanlage für Kernbrennstoffe in Ver-
bindung mit einer Deponie zur Endlagerung radioaktiver Ab-
fälle nicht gegen den Willen der betroffenen Bevölkerung vor-
genommen werden soll? 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregierung aus der 
Tatsache zu ziehen, daß sich im Landkreis Aschendorf-Hümmling 
der Kreisausschuß sowie sämtliche Samtgemeinden mit Nachdruck 
gegen die Errichtung einer solchen Anlage auf dem Gebiet des 
Kreises Aschendorf-Hümmling ausgesprochen haben, und diese 
Haltung sowohl im Landkreis Aschendorf-Hümmling als auch im 
benachbarten Landkreis Meppen von einer Fülle von Verbänden 
und Organisationen unterstützt wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der eindeutigen Hal-
tung der betroffenen Bevölkerung und angesichts der Tatsache, 
daß der emsländische Raum bereits jetzt mit militärischen und 
atomaren Anlagen außerordentlich stark belastet ist, den Ver-
zicht auf weitere Bohrversuche in diesem Raum zu prüfen und 
zu veranlassen? 

Die Bundesregierung hat sich vor allem mit dem 
von ihr initiierten Kernenergiedialog dazu bekannt, 
daß eine frühzeitige offene und sachliche Diskussion 
der Probleme, die mit der friedlichen Nutzung der 
Kernenergie verbunden sind, dem einzelnen Bürger 
die Möglichkeit zur Beurteilung der Sachfragen er-
öffnen muß. Für das Genehmigungsverfahren an 
einem vorgeschlagenen Standort ist gesetzlich gere-
gelt, daß im Anhörungsverfahren die Anliegen der 
betroffenen Bevölkerung in einem rechtstaatlich 
geordneten Verfahren berücksichtigt werden. 

Im Genehmigungsverfahren werden auch die an-
derweitigen Belastungen des von Ihnen angespro-
chenen Kreises zu berücksichtigen sein. Vorerst 
werden an mehreren Orten, beispielsweise im Kreis 
Hümmling-Aschendorf, lediglich wissenschaftlich

-

technische Erkundungsbohrungen vorbereitet oder 
durchgeführt, um über die geologische Eignung ver-
schiedener möglicher Standorte für eine Wieder-
aufarbeitungsanlage mit Endlagerung Vergleichs-
material zu erhalten. Diese Bohrungen sind Vor-
aussetzung, um feststellen zu können, welche Stand-

orte unter geologischen Gesichtspunkten überhaupt 
in Frage kommen. 

Anlage 59 
Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Benz (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/4865 Fragen B 84 und 85) : 

Welche Forschungsaufträge, Gutachten und Studien hat die 
Friedrich-Ebert-Stiftung Bonn seit 1969 von der Bundesregierung 
— gegliedert nach Sachgegenstand und Auftragssumme — er-
halten? 

Welche Forschungsaufträge, Gutachten und Studien hat das 
Wirtschaftswissenschaftliche Institut des DGB (WSI), Düsseldorf, 
seit 1969 für die Bundesregierung bearbeitet, und wie gliedern 
sich die einzelnen Aufträge nach Sachgegenstand und Auftrags-
summe? 

Zu Frage B 84: 

Die Friedrich-Ebert-Stiftung führt in meinem Auf-
trag folgende Forschungsvorhaben durch: 

1. Arbeitsorganisatorische Innovationen als Quali-
fizierungsprozesse von Industriearbeitern. Mo-
dellversuche zur Entwicklung und Erprobung ar-
beitsorganisatorischer Alternativen durch Indu-
striearbeiter. 
Laufzeit: 1974-1978 
Gesamtförderungsbetrag: 1 552 000 DM 

2. Sozio-ökonomische Rahmenbedingungen der For-
schungs- und Technologiepolitik. 
Laufzeit: 1975 
Gesamtförderungsbetrag: 260 000 DM 

Zu Frage B 85: 

Das Wirtschafts- und sozialwissenschaftliche In-
stitut des Deutschen Gewerkschaftsbundes führt in 
meinem Auftrag folgende Forschungsvorhaben 
durch: 

1. Analyse und Darstellung der Möglichkeiten 
künftiger wirtschafts- und gesellschaftspolitischer 
Entwicklungen im Hinblick auf den Verbrauch 
an elektrischer Energie und die Bedarfsdeckung. 
Laufzeit: 1974-1975 
Gesamtförderungsbetrag: 261 582 DM 
Über dieses interdisziplinäre Vorhaben, an dem 
mehrere Institute beteiligt sind, habe ich in der 
Fragestunde vom 15. 11. 1975, Anlage 57, aus-
führlich berichtet. Der Endbericht wird in Kürze 
vorliegen. 

2. Implikationen des Regierungsprogramms zur Hu-
manisierung der Arbeit für die Arbeitnehmer 
und ihre Gewerkschaften. 
Laufzeit: 1975-1977 
Gesamtförderungsbetrag: 558 000 DM 

Anlage 60 
Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Engelsberger (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Fragen B 86 und 87) : 
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In welchem Umfang sind überhaupt die notwendigen Geräte 
zur Überwachung der kerntechnischen Anlagen entsprechend den 
Kontrollen durch die internationale Atomenergiebehörde in der 
Bundesrepublik Deutschland vorhanden, und wie beurteilt die 
Bundesregierung hier insbesondere die Bemerkungen hierzu 
durch das „Projekt Spaltstoffflußkontrolle „  der Gesellschaft für 
Kernforschung in ihrem Jahresbericht für 1974? 

Welche unterschiedlichen Kontrollen kerntechnischer Anlagen 
existieren zur Zeit in den Staaten der Europäischen Gemein-
schaft, und welchen Kontrollen haben sich die Kernwaffenstaaten 
des Atomwaffensperrvertrags zur Kontrolle ihrer zivilen Anla-
gen unterworfen? 

Zu Frage B 86: 

Das Überwachungskonzept der IAEO beruht un-
ter anderem auf der Erfassung und Kontrolle des 
Kernmaterials an den strategischen Punkten in kern-
technischen Anlagen. Das Bundesministerium für 
Forschung und Technologie fördert seit Jahren im 
Projekt Spaltstoffflußkontrolle die Entwicklung von 
Meßeinrichtungen zu diesen Zwecken. Das Projekt 
hat in Zusammenarbeit mit der Nuklearindustrie 
Meßmethoden und Geräte entwickelt und in einigen 
kerntechnischen Anlagen zum Teil schon erprobt. 

Ein vom Bundesministerium für Forschung und 
Technologie eingesetzter Ad-hoc-Ausschuß zum Pro-
blem „Meßinstrumente", in dem die Nuklearindu-
strie und die deutschen Gerätehersteller vertreten 
waren, hat in einer Zwischenbilanz (wie im Jahres-
bericht 1974 der GfK zitiert) festgestellt, daß zwar 
Meß-Geräte vorhanden sind, doch diese den spezi-
fischen Situationen in den Anlagen angepaßt werden 
müssen. Dies ist darauf zurückzuführen, daß bis jetzt 
kein echter Markt für solche Geräte existiert, da die 
Spezifikationen und der Bedarf für solche Geräte 
wegen der noch nicht im Detail ausdiskutierten Kon-
trollmechanismen nicht endgültig geklärt sind. 

Zu Frage B 87: 

In den Staaten der Europäischen Gemeinschaft 
werden derzeit die Sicherungsmaßnahmen nach 
Kap. VII des EURATOM-Vertrages und den zu sei-
ner Ausführung erlassenen EURATOM-Verordnun-
gen Nr. 7 und Nr. 8 durchgeführt. Mit Rücksicht auf 
das zwischen der Europäischen Atomgemeinschaft 
und ihren Nichtkernwaffenmitgliedstaaten einerseits 
und der Internationalen Atomenergieorganisation 
(IAEO) in Wien andererseits abgeschlossene Verifi-
kationsabkommen sind gewisse Anpassungen der 
Verordnungen Nr. 7 und 8 erforderlich; über sie wird 
z. Z. noch in Brüssel verhandelt. 

Von den Kernwaffenstaaten, die Mitglieder des 
Vertrages über die Nichtverbreitung von Kernwaf-
fen sind, haben sich die Vereinigten Staaten und 
Großbritannien grundsätzlich zur Unterstellung ihrer 
zivilen nuklearen Anlagen unter die Sicherungsmaß-
nahmen der IAEO bereit erklärt. 

Entsprechende Abkommen wurden zwischen den 
USA und der IAEO sowie Großbritannien und der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften einer-
seits und der IAEO andererseits ausgehandelt, sind 
jedoch noch nicht unterzeichnet worden. Zur Frage 
der Kontrollen in der Sowjetunion erlaube ich mir 
auf die Antwort des Herrn Kollegen Grüner auf die 
Frage des Herrn Abgeordneten Lenzer in der 154. 
Sitzung des Bundestages am 12. 3. 1975 zu verwei-
sen. 

Anlage 61 
Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Franz (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Frage B 88) : 

Ist die Bundesregierung bereit, dafür Sorge zu tragen, daß aus 
Anlaß der Verlegung der Abteilung linguistiche Datenverarbei-
tung Bonn des Instituts für Deutsche Sprache und der Auf-
lösung der Forschungsgruppe Limas Bonn der Fraunhofergesell-
schaft München entsprechend der Zusagen in der Fragestunde 
vom 6. November 1975 (Drucksache 7/4242) für die Einhaltung 
sowohl der Gesetze, des Rationalisierungsschutz-Tarifvertrags 
für Angestellte vom 29. Oktober 1971 Sorge zu tragen, wie auch 
für die Erstellung eines Sozialplans entsprechend früheren Ab-
schlüssen bei ähnlichen Anlässen, ohne daß es weiterhin dazu 
kommt, daß sich die Zuwendungsempfänger oder deren nicht 
zu Entscheidungen befugten Mittelsmänner auf eigene Mittel-
losigkeit berufen, wie es im Fall der Forschungsgruppe Limas 
geschehen ist? 

Der Bundesminister für Forschung und Technolo-
gie wirkt im Rahmen seiner Möglichkeiten bei von 
ihm institutionell geförderten Forschungseinrichtun-
gen darauf hin, daß alle arbeitsrechtlichen Vorschrif-
ten eingehalten werden. Dies gilt auch für die auf-
grund der Verlegung der Abteilung Linguistische 
Datenverarbeitung des Instituts für Deutsche Sprache 
von Bonn nach Mannheim und des Auslaufens der 
Förderung bei der Forschungsgruppe LIMAS nach 
dem Betriebsverfassungsgesetz erforderlich werden-
den Maßnahmen. 

Im Falle des Instituts für Deutsche Sprache wird 
die vom Betriebsrat angerufene Einigungsstelle in 
Kürze über den Inhalt eines Sozialplanes entschei-
den. Welche arbeitsrechtlichen Folgen sich aus der 
Auflösung der Forschungsgruppe LIMAS ergeben, 
wird derzeit von dem die Mittel für dieses Projekt 
verwaltenden Zuwendungsempfänger, nämlich der 
Fraunhofer-Gesellschaft, im Zusammenwirken mit 
den anderen Beteiligten geprüft. 

Anlage 62 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Glotz auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Wernitz (SPD) 
(Drucksache 7/4865 Frage B 89) : 

Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob zu gegebener 
Zeit über den Rahmen der 35 Millionen DM des Sonderpro-
gramms zugunsten der Sicherung von Ausbildungsplätzen in der 
gewerblichen Wirtschaft gemäß den Richtlinien vom 5. Februar 
1976 hinaus weitere Mittel zur befristeten Bekämpfung konjunk-
turbedingter Jugendarbeitslosigkeit bereitgestellt werden kön-
nen? 

Die Bundesregierung hat Ende Januar ein Sonder-
programm zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosig-
keit beschlossen. Dieses Programm in Höhe von ins-
gesamt 300 Millionen DM sieht 200 Millionen DM 
für arbeitsmarktpolitische und 100 Millionen DM für 
berufsbildungspolitische Maßnahmen vor. Damit soll 
Jugendlichen, die bisher ohne Ausbildungsverhältnis 
geblieben sind oder deren Ausbildungsverhältnis 
durch Betriebsstillegung beendet wurde, kurzfristig 
der Beginn oder die Fortsetzung der Berufsausbil-
dung ermöglicht werden. 

Von diesen Haushaltsmitteln für zusätzliche be-
rufsbildungspolitische Maßnahmen werden etwa 35 
Millionen DM für die Nutzung überbetrieblicher und 
außerbetrieblicher Ausbildungsplätze in der gewerb-
lichen Wirtschaft eingesetzt. Dieser Teil des Sonder- 
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programms wird über die Bundesanstalt für Arbeit 
nach den Richtlinien des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft vom 5. Februar 1976 abgewickelt. 

Ein erster Überblick über den Abfluß dieser Mittel 
aus dem Sonderprogramm wird erst Anfang April 
möglich sein. Zu diesem Zeitpunkt läßt sich auch 
feststellen, ob die im Rahmen des Sonderprogramms 
angebotenen Ausbildungsplätze im öffentlichen Be-
reich besetzt werden oder ob dafür zur Verfügung 
stehende Mittel der Bundesanstalt für Arbeit für die 
Durchführung von Maßnahmen nach den Richtlinien 
vom 5. Februar 1976 übertragen werden können. Erst 
wenn diese Informationen Anfang April vorliegen, 
kann über die Frage entschieden werden, ob weitere 
Mittel für die Zwecke des Sonderprogramms bereit-
gestellt werden müssen. 

Anlage 63 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Glotz auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Simpfendörfer (SPD) 
(Drucksache 7/4865 Frage B 90) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die kassenärztlichen 
Vereinigungen immer mehr dazu übergehen, vakante Zahnarzt-
sitze durch schwedische Zahnärzte zu besetzen, und wie beur-
teilt die Bundesregierung diesen Sachverhalt angesichts der  Tat-
sache, daß es in der Bundesrepublik Deutschland genügend Ab-
iturienten gibt, die gerne Zahnärzte würden, wenn die Universi-
täten nur die entsprechenden Ausbildungskapazitäten bereitstel-
len würden, und welche Konsequenzen wird sie daraus ziehen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Zahl der 
Bewerber für das Studium der Zahnmedizin die 
Zahl der vorhandenen Studienplätze erheblich über-
steigt. Gleichzeitig besteht für eine ausreichende 
Versorgung der Bevölkerung ein hoher Bedarf an 
Zahnärzten. Deshalb drängt die Bundesregierung 
seit Beginn der Hochschulrahmenplanung auf die 
Erhöhung der zahnmedizinischen Ausbildungskapa-
zität. Der Wissenschaftsrat hat bereits 1968 und 
nochmals 1973 darauf hingewiesen, daß die zu er-
wartenden untragbaren Verhältnisse in der Zahn-
medizin durchgreifende Maßnahmen erforderlich 
machen. Auf Veranlassung der Bundesregierung hat 
der  Planungsausschuß im Dezember 1971 beschlos-
sen, von 1973 bis 1976 jährlich einen erheblichen 
Betrag „ ... vorrangig für Vorhaben der Zahnmedi-
zin ..." zu reservieren. Damit sollten die Voraus-
setzungen geschaffen werden, daß bis 1976 10 000 
Studienplätze in der Zahnmedizin zur Verfügung 
stehen. Dieses Ziel wird nicht erreicht werden. 

Nach den Länderanmeldungen zum 5. Rahmen-
plan (1976 bis 1979) sind für Ausbaumaßnahmen in 
der Zahnmedizin nur etwa 500 Millionen DM vor-
gesehen, von denen bis 1975 einschließlich rund 100 

Millionen DM (geschätzt) ausgegeben wurden; im 
Zeitraum von 1963 bis 1973 wurden ebenfalls rund 
100 Millionen DM investiert. Hierin ist zudem ein 
erheblicher Teil für den Ersatz veralteter Einrichtun-
gen enthalten. 

Daher konnten die Studienanfängerzahlen von 
1960 700 nur auf 1975 1 497, die Zahl der Studenten 
von 1960 3 400 auf 1974 6 645 erhöht werden. 

Der 5. Rahmenplan sieht nunmehr einen Ausbau 
von 6 645 (Ende 1974) auf 9 260 Studienplätze bis 
1979 und insgesamt einen Ausbau auf 10 305 Stu-
dienplätze vor. 

Bereits im 4. Rahmenplan wird für 1977 ein Ziel-
wert von 2 000 Studienanfängern in  der  Zahnmedi-
zin als unumgänglich für die Sicherung der zahn-
ärztlichen Versorgung bezeichnet. 

Es ist allerdings fraglich, ob nach dem derzeitigen 
Ausbaustand im Jahre 1977 die Planziele des 4. und 
5. Rahmenplans erreicht werden können. Da das 
Initiativrecht für die Anmeldung bzw. die Realisie-
rung von Einzelvorhaben allein bei den Ländern 
liegt, hat die Bundesregierung hierauf kaum Einfluß. 
Als Folge der öffentlichen Haushaltslage neigen 
einzelne Länder darüber hinaus zu einer zeitlichen 
Streckung von Bauvorhaben auch in der Zahnmedi-
zin. Angesichts des dringend erforderlichen Nach-
wuchses an Zahnmedizinern wird die Bundesre-
gierung ihr Möglichstes tun, daß die erforderliche 
Ausbildungskapazität geschaffen wird. 

Der Bund hat keinen Einfluß auf die Bereitstellung 
des für die Ausbildung des zahnmedizinischen Nach-
wuchses erforderlichen Personals. Dies ist Sache der 
Länder. 

Die Bundesregierung wird trotzdem auch im 6. 
Rahmenplan erneut die Länder bitten, eine beschleu-
nigte Realisierung der Zielzahlen in der Zahnmedi-
zin sicherzustellen. 

In diesem Zusammenhang ist darauf aufmerksam 
zu machen, daß die Einkommensmöglichkeiten der 
frei praktizierenden Zahnärzte dazu geführt haben, 
daß qualifizierter wissenschaftlicher Nachwuchs nur 
schwer für die Hochschulen zu gewinnen ist. 

Soweit sich die Anfrage auf die Sicherstellung der 
kassenzahnärztlichen Versorgung bezieht, ist der 
Bundesregierung bekannt, daß von den kassenzahn-
ärztlichen Vereinigungen auch ausländische Zahn-
ärzte herangezogen werden. In welchem Umfang 
dies geschieht und welchen Anteil hieran schwedi-
sche Zahnärzte haben, ist der Bundesregierung nicht 
bekannt. Falls gewünscht, können durch Rückfrage 
bei der Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung 
diese Angaben festgestellt werden. 
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